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Aus rechnerischen Gründen können Rundungsdifferenzen zu den sich mathematisch exakt ergebenden Wer-

ten (Geldeinheiten, Prozentangaben) auftreten.  
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Zusammenfassung 

Der vorliegende Bericht stellt die Solvabilitäts- und 

Finanzlage der Condor Allgemeine Versicherungs-

AG zum 31. Dezember 2017 dar. Er dient der Of-

fenlegung von qualitativen und quantitativen Infor-

mationen gemäß Solvency II gegenüber der Öffent-

lichkeit. 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG gehört 

dem R+V Konzern an und ist damit Bestandteil der 

genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken 

Raiffeisenbanken. Sie bietet Kompositversicherun-

gen für Privat- und Firmenkunden an. Das Beitrags-

volumen beträgt 167.155 TEuro. 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG arbeitet 

im Vertrieb seit Unternehmensgründung aus-

schließlich mit unabhängigen Maklern, Mehrfacha-

genten und Assekuradeuren zusammen. Mit ihrer 

Marktkenntnis und besonderem Know-how können 

diese Geschäftspartner eine individuelle und sach-

gerechte Beratung im Sinne unserer gemeinsamen 

Kunden bieten. 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG bietet 

Schaden- und Unfallversicherungen für Privat- und 

Firmenkunden vornehmlich in den Bereichen der 

Kraftfahrtversicherung, den industriellen Sach- so-

wie den technischen Versicherungszweigen an. Sie 

betreibt kein Auslandsgeschäft. 

Ein Asset-Liability-Management sorgt dafür, dass 

jederzeit Informationen für eine effiziente Unter-

nehmensleitung vorliegen. Das Asset-Liability-Ma-

nagement ist Element der verabschiedeten und jähr-

lich zu aktualisierenden Risikostrategie der Condor 

Allgemeine Versicherungs-AG.  

Im Mittelpunkt der Risikostrategie steht die dauer-

hafte Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den 

Versicherungsverträgen. Hierzu verfolgt die 

Condor Allgemeine Versicherungs-AG eine auf 

langfristige Stabilität ausgerichtete Unternehmens-

politik. Ein Kernelement ist die Anlagepolitik, die 

darauf abzielt, durch Nutzung von Diversifikations-

effekten eine hohe Stabilität der bilanziellen Ergeb-

nisbeiträge aus Kapitalanlagen zu gewährleisten. 

Geschäftstätigkeit und Geschäftsergebnis 

Kapitel A des vorliegenden Berichts erläutert die 

Ergebnisse der Geschäftstätigkeit der Condor All-

gemeine Versicherungs-AG. Im Berichtszeitraum 

erzielte die Condor Allgemeine Versicherungs-AG 

ein versicherungstechnisches Bruttoergebnis von 

- 5.056 TEuro (2016: 2.906 TEuro). Das versiche-

rungstechnische Nettoergebnis vor Zuführung zur 

Schwankungsrückstellung und ähnlichen Rückstel-

lungen betrug - 14.332 TEuro (2016: 5.108 TEuro). 

Nach einer Entnahme aus der Schwankungsrück-

stellung und ähnlichen Rückstellungen ergab sich 

ein versicherungstechnisches Ergebnis für eigene 

Rechnung von - 2.875 TEuro (2016: 

- 7.270 TEuro). 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG erzielte 

aus ihren Kapitalanlagen ordentliche Erträge von 

8.008 TEuro. Abzüglich ordentlicher Aufwendun-

gen von 378 TEuro ergab sich ein ordentliches Er-

gebnis von 7.630 TEuro (2016: 7.604 TEuro). Aus 

dem Saldo der Zu- und Abschreibungen sowie den 

Abgangsgewinnen und -verlusten resultierte ein au-

ßerordentliches Ergebnis von 366 TEuro (2016: 

1.026 TEuro). Das Nettoergebnis aus Kapitalanla-

gen, als Summe des ordentlichen sowie des außer-

ordentlichen Ergebnisses, belief sich damit für das 

Geschäftsjahr 2017 auf 7.996 TEuro gegenüber 

8.628 TEuro im Vorjahr. Die Nettoverzinsung lag 

bei 3,2 % (2016: 3,6 %). 
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Der Saldo aus Sonstigen Erträgen und Sonstigen 

Aufwendungen betrug - 1.517 TEuro (2016: 

- 1.275 TEuro). 

Governance-System 

Kapitel B erläutert das solide und vorsichtige Ma-

nagement des Geschäfts der Condor Allgemeine 

Versicherungs-AG. Die Gesellschaft verfügt über 

ein angemessenes und wirksames Governance-Sys-

tem. Das Risikomanagement ist als integraler Be-

standteil der Unternehmenssteuerung in die Ge-

schäftsstrategie eingebettet. Es baut auf der Risi-

kostrategie auf und stützt sich auf die drei miteinan-

der verbundenen und in das Kontroll- und Überwa-

chungssystem eingebetteten Funktionen operative 

Risikosteuerung, Risikoüberwachung und interne 

Revision. Aufgaben der Risikoüberwachung wer-

den durch die Schlüsselfunktionen Risikomanage-

mentfunktion, Compliance-Funktion und versiche-

rungsmathematische Funktion wahrgenommen. 

Risikoprofil 

Das Risikoprofil der Gesellschaft wird in Kapitel C 

beschrieben und quantifiziert. Es wird aufgezeigt, 

wie Risikominderungstechniken eingesetzt werden 

und wie mögliche Stress-Szenarien auf das Unter-

nehmen wirken könnten. Das Risikoprofil der 

Condor Allgemeine Versicherungs-AG ist in erster 

Linie durch Marktrisiken und Nichtlebensversiche-

rungstechnische Risiken geprägt. Die Ergebnisse 

der durchgeführten Stresstests zeigen keine wesent-

liche Änderung in der Bedeckung, so dass die Risi-

kotragfähigkeit auch unter diesen Szenarien ausrei-

chend sichergestellt ist. 

Das Management des versicherungstechnischen Ri-

sikos unterliegt der Zielsetzung des Vorhaltens ei-

nes breit diversifizierten Portfolios sowie der Wei-

terentwicklung bestehender und der Konzeption 

neuer, innovativer Produkte.  

Eine gezielte Risikoselektion erfolgt mittels Zeich-

nungsrichtlinien auf Einzelrisikoebene. Prämien 

sind nach versicherungsmathematischen Grundsät-

zen so kalkuliert, dass die eingenommenen Prämien 

zur Deckung der zukünftig anfallenden Schäden 

und Kosten ausreichen. Kumul- und große Einzelri-

siken werden durch Rückversicherungsverträge be-

grenzt. 

Aus den Kapitalanlagen resultieren insbesondere 

Zins- und Spreadrisiken. Versicherungsunterneh-

men sind verpflichtet, sämtliche Vermögenswerte 

so anzulegen, dass Sicherheit, Qualität, Liquidität 

und Rentabilität des Portfolios als Ganzes sicherge-

stellt werden. Die von der Condor Allgemeine Ver-

sicherungs-AG eingegangenen Marktrisiken spie-

geln die im Rahmen der Strategischen Asset Allo-

kation unter Berücksichtigung der individuellen Ri-

sikotragfähigkeit und der langfristigen Ertragsan-

forderungen entwickelte Portfoliostruktur der Kapi-

talanlagen wider. 

Bewertung für Solvabilitätszwecke 

In Kapitel D werden die in der Solvabilitätsüber-

sicht auszuweisenden Vermögenswerte und Ver-

bindlichkeiten dargestellt sowie die für diese Zwe-

cke verwendeten Bewertungsansätze und -verfah-

ren beschrieben. Die Solvabilitätsübersicht zeigt 

auf, inwieweit die Verpflichtungen, die das Versi-

cherungsunternehmen eingegangen ist, unter gewis-

sen Risikoannahmen durch die Vermögenswerte 

bedeckt sind. In der Solvabilitätsübersicht sind Ver-

mögenswerte und Verbindlichkeiten grundsätzlich 

mit Marktwerten oder marktkonsistent zu bewerten. 

Unterschiede zwischen der Bilanz gemäß Handels-

gesetzbuch (HGB) und der ökonomischen Solvabi-

litätsübersicht begründen sich im Wesentlichen 

durch ausweistechnische Unterschiede sowie durch 

abweichende Bewertungsmethoden. Beispiele für 

wesentliche Unterschiede sind hierbei stille Reser-

ven oder Lasten bei der handelsrechtlichen Bewer-

tung der Kapitalanlagen und die nach HGB vorsich-

tige Bewertung der versicherungstechnischen 
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Rückstellungen, die Bewertung von Investment-

fonds sowie der Ausweis von einforderbaren Beträ-

gen aus Rückversicherungsverträgen. 

Kapitalmanagement 

In Kapitel E werden die Eigenmittel der Gesell-

schaft und die Solvenzkapitalanforderungen sowie 

die daraus resultierenden Bedeckungsquoten darge-

stellt.  

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG ver-

fügte zum 31. Dezember 2017 über Eigenmittel in 

Höhe von insgesamt 142.537 TEuro. 

Die Eigenmittel setzten sich zum Stichtag aus 

4.529 TEuro Grundkapital, der Kapitalrücklage ge-

mäß § 272 VAG in Höhe von 18.293 TEuro sowie 

der Ausgleichsrücklage in Höhe von 

119.716 TEuro zusammen. Zum Stichtag wurden 

die gesamten Eigenmittel der Condor Allgemeine 

Versicherungs-AG als Tier 1 klassifiziert. 

Die Eigenmittel stellen im Wesentlichen den Über-

schuss der Vermögenswerte der Condor Allge-

meine Versicherungs-AG über ihre Verbindlichkei-

ten dar und stehen zur Verfügung, um erhöhte Ver-

pflichtungen aufgrund des Eintritts von Risiken zu 

bedecken. Bei der Berechnung dieses Solvenzkapi-

talbedarfs werden alle quantifizierbaren Risiken so-

wie deren Abhängigkeiten untereinander berück-

sichtigt. Das Sicherheitsniveau bei dieser Berech-

nung beträgt 99,5 %. 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG ver-

fügte zum Stichtag über ausreichend Eigenmittel, 

um sowohl die Mindestkapitalanforderung (MCR) 

in Höhe von 20.626 TEuro als auch den Solvenzka-

pitalbedarf (SCR) in Höhe von 55.161 TEuro zu de-

cken. Zum 31. Dezember 2017 ergaben sich damit 

Bedeckungsquoten von 691 % (MCR) beziehungs-

weise 258 % (SCR). Dabei hat die Condor Allge-

meine Versicherungs-AG keine genehmigungs-

pflichtigen Instrumente wie Übergangsmaßnahmen 

oder Volatilitätsanpassungen in ihren Berechnun-

gen angesetzt. 

Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG wird in-

nerhalb der R+V-Gruppe auch weiterhin die sich 

ergebenden Marktchancen nutzen. Hierzu wurde 

gruppenweit das Programm „Wachstum durch 

Wandel“ aufgelegt. Auch in Zukunft steht dabei die 

langfristige Solidität und Stabilität des Unterneh-

mens im Mittelpunkt der Strategie. 
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A Geschäftstätigkeit und Geschäftsergebnis 

A.1 Geschäftstätigkeit 

Rechtsform und Konzernzugehörigkeit 
Die Condor Allgemeine Versicherungs-AG (CA), 

gegründet im Jahr 1954, eingetragen beim Amtsge-

richt Hamburg unter HRB 7520, gehört dem R+V 

Konzern an und ist damit Bestandteil der genossen-

schaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisen-

banken. 

Die Anteile der CA werden zu 100 % von der R+V 

KOMPOSIT Holding GmbH gehalten. Die R+V 

KOMPOSIT Holding GmbH wiederum ist eine 100 

%ige Tochter der R+V Versicherung AG. Die R+V 

Versicherung AG fungiert als Obergesellschaft des 

R+V Konzerns. 

   

HALTER QUALIFIZIERTER BETEILIGUNGEN 

    Anteil am Kapital 

R+V KOMPOSIT Holding GmbH, Raiffeisen-
platz 1, 65189 Wiesbaden  100,0% 
   

 

Die R+V Versicherung AG befindet sich über direkt 

und indirekt gehaltene Anteile mehrheitlich im Be-

sitz der DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossen-

schaftsbank (DZ BANK AG), Frankfurt am Main. 

Weitere Anteile werden von genossenschaftlichen 

Verbänden und Instituten gehalten. Der Vorstand der 

R+V Versicherung AG trägt die Verantwortung für 

das gesamte Versicherungsgeschäft innerhalb des 

DZ BANK Konzerns. 

Die Vorstände der Gesellschaften der R+V sind teil-

weise in Personalunion besetzt. Der R+V Konzern 

wird geführt wie ein einheitliches Unternehmen. Die 

einheitliche Leitung des R+V Konzerns findet ihren 

Niederschlag darüber hinaus in den zwischen den 

Gesellschaften abgeschlossenen umfangreichen in-

ternen Ausgliederungsvereinbarungen. 

Das nachfolgende Schaubild zeigt die R+V Gruppe. 

Diese setzt sich zusammen aus dem R+V Konzern 

sowie den Versicherungsvereinen auf Gegenseitig-

keit. 
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Die CA hält folgende Anteile an verbundenen Unter-

nehmen: 

   

NAME UND SITZ DER GESELLSCHAFT 

    
Anteil am 

Kapital 

Schuster Versicherungsservice GmbH, Bielefeld  51,0% 

Schuster Versicherungsmakler GmbH, Bielefeld  51,0% 

Unterstützungskasse der Condor Versicherungsgesell-
schaften mbH, Hamburg   66,7% 

   

 

Geschäftsbereiche und Regionen 
Die CA bietet Schaden- und Unfallversicherungen 

für Privat- und Firmenkunden vornehmlich in den 

Bereichen der Kraftfahrtversicherung, industriellen 

Sach- sowie den technischen Versicherungszweigen 

an. Sie betreibt kein Auslandsgeschäft. 

Auf Basis der gebuchten Bruttobeiträge per 31. De-

zember 2017 ergibt sich folgende Verteilung auf die 

wesentlichen Geschäftsbereiche: 

   

GESCHÄFTSBEREICH 

    Anteile 

Feuer- und andere Sachversicherungen  45,0% 

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  28,8% 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  17,5% 

Übrige  8,7% 

Summe   100,0% 

   

 

Aufsichtsbehörde und externer 
Abschlussprüfer 
Die für das Unternehmen und die R+V Gruppe zu-

ständige Aufsichtsbehörde ist die:  



10 Versicherungstechnisches Ergebnis 

 

 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 

Graurheindorfer Straße 108 

53117 Bonn 

Postfach 1253 

53002 Bonn 

Fon: 0228 / 4108 – 0 

Fax: 0228 / 4108 – 1550 

E-Mail: poststelle@bafin.de 

De-Mail: poststelle@bafin.de-mail.de 

Die CA ist Teil des DZ BANK Finanzkonglomerats 

deren Koordinator ist die: 

Europäische Zentralbank 

Sonnemannstrasse 20 

60314 Frankfurt-am-Main 

Fon: 069 / 13 44 – 0 

Fax: 069 / 13 44 – 6000 

E-Mail: info@ecb.europa.eu 

Der für das Unternehmen und die R+V Gruppe zu-

ständige Abschlussprüfer ist die:  

Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft 

Mergenthalerallee 3-5 

65760 Eschborn 

Fon: 06196 / 966 – 0 

Fax: 06196 / 966 – 550 

E-Mail: info@de.ey.com 

Wesentliche Entwicklungen mit Einfluss auf 
die Geschäftsentwicklung 
Im Berichtszeitraum sind keine wesentlichen Ent-

wicklungen oder sonstigen Ereignisse, die einen we-

sentlichen Einfluss auf das Unternehmen im Hin-

blick auf die Veränderung der Risikosituation oder 

die Ausrichtung der Unternehmenssteuerung haben, 

zu verzeichnen. 

A.2 Versicherungstechnisches 

Ergebnis 

Im Berichtszeitraum erzielte die CA ein versiche-

rungstechnisches Bruttoergebnis von - 5.056 TEuro 

(2016: 2.906 TEuro). Das versicherungstechnische 

Nettoergebnis vor Zuführung zur Schwankungsrück-

stellung und ähnlichen Rückstellungen betrug 

- 14.332 TEuro (2016: 5.108 TEuro). Nach einer 

Entnahme aus der Schwankungsrückstellung und 

ähnlichen Rückstellungen ergab sich ein versiche-

rungstechnisches Ergebnis für eigene Rechnung von 

- 2.875 TEuro (2016: - 7.270 TEuro). 

Im Folgenden werden die wesentlichen Größen, ge-

buchte Bruttobeiträge, die Bruttoaufwendungen für 

Versicherungsfälle inklusive der Schadenregulie-

rungskosten (SRK) sowie die Bruttoaufwendungen 

für den Versicherungsbetrieb, dargestellt. 

 

mailto:poststelle@bafin.de
mailto:poststelle@bafin.de-mail.de
mailto:info@ecb.europa.eu
mailto:info@de.ey.com
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VERSICHERUNGSTECHNISCHE ERGEBNISGRÖßEN (BRUTTO)       

  2017  2016 

  Gebuchte Beiträge  

Aufwendun-
gen für Versi-

cherungs-
fälle inklu-

sive SRK  

Aufwendun-
gen für 

den Versi-
cherungs- 

betrieb  
Gebuchte 

Beiträge  

Aufwendun-
gen für Versi-

cherungs-
fälle inklu-

sive SRK  

Aufwendun-
gen für 

den Versi-
cherungs- 

betrieb 

  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro 

Einkommensersatzversicherung  4.587  2.768  1.375  4.072  2.702  1.282 

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  48.115  48.771  6.343  41.065  33.963  4.800 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  29.306  25.751  3.012  26.256  19.505  3.097 

See-, Luftfahrt- und Transportversiche-
rung  768  778  281  2.348  1.522  681 

Feuer- und andere Sachversicherungen  75.175  56.221  22.385  117.254  83.499  37.132 

Allgemeine Haftpflichtversicherung  9.076  6.414  3.052  11.395  4.281  4.488 

Rechtsschutzversicherung  128  103  53  71  66  50 

Verschiedene finanzielle Verluste  0  -467  0  2  87  13 

nichtproportionale Unfallrückversiche-
rung  0  1  0  0  -10  0 

Renten aus Nichtlebensversicherungs-
verträgen, die mit Verpflichtungen der 
Krankenversicherung in Zusammen-
hang stehen  0  732  0  0  69  0 

Renten aus Nichtlebensversicherungs-
verträgen, die mit Verpflichtungen au-
ßerhalb der Krankenversicherung in Zu-
sammenhang stehen  0  76  0  0  -1.805  0 

Lebensrückversicherung  0  5  0  0  23  0 

Gesamt  167.155  141.153  36.501  202.463  143.902  51.543 

       

 

Im Geschäftsjahr 2017 beliefen sich die gebuchten 

Bruttobeiträge der CA auf 167.156 TEuro (2016: 

202.463 TEuro). Der Rückgang gegenüber dem Vor-

jahr steht im Zusammenhang mit Sanierungsmaß-

nahmen im Bestand. Hiervon betroffen ist vor allem 

der Bereich Wohngebäude, welche Teil des Ge-

schäftsbereichs Feuer- und anderen Sachversiche-

rungen ist. 

Nachdem das Jahr 2016 geprägt war durch ver-

mehrte Großschäden in der Feuer- und Feuerbe-

triebsunter-brechungsversicherung, waren im aktuel-

len Jahr zwei größere Schäden in der Kraftfahrthaft-

pflichtversiche-rung zu verzeichnen. Für die Gesell-

schaft insgesamt sank die Großschadenbelastung ge-

genüber dem Vorjahr, lag aber erneut auf einem ho-

hen Niveau. Im Rahmen der Elementarschäden war 

in 2017 eine durchschnittliche Entwicklung zu ver-

zeichnen. Die Brutto-Geschäftsjahres-Schadenauf-

wendungen sanken aufgrund einer gestiegenen Scha-

denhäufigkeit gegenüber dem Jahr 2016 unterpro-

portional zum Beitrag. Die Bruttoaufwendungen für 

Versicherungsfälle inklusive Schadenregulierungs-

kosten betrugen 141.154 TEuro (2016: 143.902 

TEuro).  

Die Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb 

sanken insgesamt brutto aufgrund eines Einmalef-

fekts durch die Aufgabe einer Geschäftsbeziehung 

um 29,2 % auf 36.501 TEuro (2016: 51.543 TEuro). 

Als größter Geschäftsbereich trug die Feuer- und an-

deren Sachversicherungen mit 45,0 % (2016: 57,9 

%), gefolgt von der Kraftfahrzeughaftpflichtversi-

cherung mit 28,8 % (2016: 20,3 %) und der Sonsti-

gen Kraft-fahrtversicherung mit 17,5 % (2016: 13,0 

%) zu den gebuchten Bruttobeiträgen bei. 
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Das in Rückdeckung genommene Versicherungsge-

schäft wird von der CA nicht mehr aktiv betrieben. 

Feuer- und andere Sachversicherungen 
Der Geschäftsbereich Feuer- und andere Sachversi-

cherungen setzt sich hauptsächlich aus der Feuerver-

sicherung, der verbundenen Wohngebäudeversiche-

rung und den Technischen Versicherungszweigen 

zusammen. Die gebuchten Bruttobeiträge in dieser 

Gruppe sanken sanierungsbedingt von 117.254 

TEuro um 35,9 % auf 75.175 TEuro. Den größten 

Rückgang verzeichnete die verbundene Wohngebäu-

deversicherung. 

Nachdem das Vorjahr durch eine hohe Großscha-

denbelastung in der Feuer-Industrieversicherung ge-

prägt war, sank der Geschäftsjahres-Schadenauf-

wand im Berichtsjahr wieder. Insgesamt reduzierten 

sich die Brut-toaufwendungen für Versicherungs-

fälle inklusive Schadenregulierungskosten im Ge-

schäftsjahr um 32,7 % auf 56.221 TEuro (2016: 

83.499 TEuro). Die Bruttoaufwendungen für den 

Versicherungsbetrieb sanken primär aufgrund der 

Sanierungsmaßnahmen um 39,7 % auf 22.385 

TEuro (2016: 37.132 TEuro). 

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 
Die gebuchten Bruttobeiträge in der Kraftfahrzeug-

haftpflichtversicherung beliefen sich auf 48.115 

TEuro. Dies bedeutete einen Zuwachs gegenüber 

dem Vorjahr um 17,2 % (2016: 41.065 TEuro). Die 

Anzahl der versicherten Fahrzeuge erhöhte sich ge-

genüber dem Vorjahr. 

Die Geschäftsjahres-Schadenaufwendungen stiegen 

im Vergleich zum Vorjahr. Dies ist auf erhöhte 

Scha-denstückzahlen bei gleichzeitig höheren Scha-

dendurchschnitten zurückzuführen. Die Schaden-

durchschnitte wurden im Berichtsjahr durch zwei 

höhere Personenschäden negativ beeinflusst. Die 

Bruttoaufwendungen für Versicherungsfälle inklu-

sive Schadenregulierungskosten erhöhten sich um 

43,6 % auf 48.771 TEuro (2016: 33.963 TEuro). 

Die Bruttoaufwendungen für den Versicherungsbe-

trieb erhöhten sich im Geschäftsjahr 2017 überpro-

portional zur Beitragsentwicklung um 32,1 % auf 

6.343 TEuro (2016: 4.800 TEuro). 

Sonstige Kraftfahrtversicherung 
In der Sonstige Kraftfahrtversicherung wuchsen die 

gebuchten Bruttobeiträge um 11,6 % auf 29.306 

TEuro (2016: 26.256 TEuro).  

Die Entwicklung der Geschäftsjahres-Schadenauf-

wendungen war beeinflusst von steigenden Schaden-

stück-zahlen sowie Schadendurchschnitten. Die 

Bruttoaufwendungen für Versicherungsfälle inklu-

sive Schadenre-gulierungskosten erhöhten sich um 

32,0 % auf 25.751 TEuro (2016: 19.505 TEuro). 

Die Bruttoaufwendungen für den Versicherungsbe-

trieb sanken um 2,7 % auf 3.012 TEuro (2016: 3.097 

TEuro). 

A.3 Anlageergebnis 

Das Kapitalanlageergebnis (HGB) setzt sich aus 

dem ordentlichen und dem außerordentlichen Ergeb-

nis zusammen. Das ordentliche Ergebnis umfasst auf 

der Ertragsseite Zins-, Dividenden- und Mieteinnah-

men und wird auf der Aufwandsseite insbesondere 

um die Verwaltungskosten und die planmäßigen Im-

mobilienabschreibungen vermindert. Im außeror-

dentlichen Ergebnis werden Gewinne und Verluste 

aus Abgängen von Kapitalanlagen sowie Abschrei-

bungen aufgrund von Wertminderungen sowie Zu-

schreibungen aufgrund von Wertaufholungen sal-

diert. Nachstehende Tabelle zeigt die verschiedenen 

Quellen des Anlageergebnisses: 
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ANLAGEERGEBNIS IM GESCHÄFTSJAHR   

  2017  2016 

  in TEuro  in TEuro 

Ordentliche Er-
träge 

 
8.008 

 
8.190 

Ordentliche Auf-
wendungen  378  587 

Abgangsgewinne  736  792 

Abgangsverluste  394  32 

Zuschreibungen  51  694 

Abschreibungen  27  429 

Summe  7.996  8.628 

     

 

Die CA erzielte aus ihren Kapitalanlagen ordentliche 

Erträge von 8.008 TEuro. Abzüglich ordentlicher 

Aufwendungen von 378 TEuro ergab sich ein orden-

tliches Ergebnis von 7.630 TEuro (2016: 7.604 

TEuro). 

Bei den Kapitalanlagen der CA ergaben sich Ab-

schreibungen von 27 TEuro. Aufgrund von Wertauf-

holungen wurden 51 TEuro zugeschrieben. Durch 

Veräußerungen von Vermögenswerten erzielte die 

CA Abgangsgewinne von 736 TEuro sowie Ab-

gangsverluste von 394 TEuro. Aus dem Saldo der 

Zu- und Abschreibungen sowie den Abgangsgewin-

nen und -verlusten resultierte ein außerordentliches 

Ergebnis von 366 TEuro (2016: 1.026 TEuro). 

Das Nettoergebnis aus Kapitalanlagen, als Summe 

des ordentlichen sowie des außerordentlichen Ergeb-

nisses, belief sich damit für das Geschäftsjahr 2017 

auf 7.996 TEuro gegenüber 8.628 TEuro im Vorjahr. 

Die Nettoverzinsung lag bei 3,2 % (2016: 3,6 %). 

In der folgenden Tabelle ist die Aufschlüsselung der 

verschiedenen Ertrags- und Aufwandsquellen nach 

Vermögenswertklassen dargestellt: 

             

ERTRAGS- UND AUFWANDSQUELLEN NACH VERMÖGENSWERTKLASSEN 

  
Ordentliche 

Erträge  

Ordentliche 
Auf- 

wendungen  
Abgangsge-

winne  
Abgangsver-

luste  
Zuschrei-

bungen  
Abschrei-

bungen 

  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro  in TEuro 

Immobilien  466  149  0  0  0  0 

Beteiligungen  1  1  32  0  0  0 

Aktien  6  0  0  0  0  0 

Investmentfonds  1.377  42  0  0  40  27 

Anleihen  5.343  180  705  394  11  0 

Sonstige Anlagen  815  6  0  0  0  0 

Summe  8.008  378  737  394  51  27 

             

 

Die Verteilung der ordentlichen Kapitalanlageer-

träge von 8.008 TEuro auf die einzelnen Anlageklas-

sen verdeutlicht die hohe Gewichtung der Anlagen 

in Zinsträgern. So wies die Anlageklasse Anleihen, 

unter der die direkt gehaltenen Staatsanleihen, 

Pfandbriefe und Unternehmensanleihen aggregiert 

sind, ordentliche Erträge von 5.343 TEuro auf. Die 

Position Investmentfonds mit einem ordentlichen Er-

trag von 1.377 TEuro im Jahr 2017 umfasste Ren-

tenanlagen im Fondsbestand sowie die in Fonds ge-

haltenen Substanzwerte der Anlageklassen Aktien 

und Immobilien.  

Die ordentlichen Aufwendungen aus Kapitalanlagen 

in Höhe von 378 TEuro wurden geprägt durch Kos-

ten der Vermögensverwaltung, planmäßige Ab-

schreibungen und Depotgebühren. Der größte Anteil 

der ordentlichen Aufwendungen aus Kapitalanlagen 

stammte mit 180 TEuro aus der Assetklasse Anlei-

hen. In der Anlageklasse Immobilien entstanden 149 
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TEuro ordentliche Aufwendungen. Der Posten ent-

hielt auch die planmäßigen Abschreibungen auf Im-

mobilien, die bei der CA mit 73 TEuro zu Buche 

schlugen. 

Abgangsgewinne und Abgangsverluste entstehen 

durch Handelsaktivitäten im Zuge der Portfoliosteu-

erung und -optimierung. Im Geschäftsjahr 2017 be-

trugen die Abgangsgewinne 736 TEuro, Abgangs-

verluste beliefen sich auf 394 TEuro. Mit 705 TEuro 

im Jahr 2017 wies die Anlageklasse Anleihen, die 

auch mengenmäßig dominierte, die höchsten Ab-

gangsgewinne auf. Abgangsverluste entstanden le-

diglich in der Assetklasse Anleihen. 

Die Summe der Zuschreibungen im Jahr 2017 betrug 

51 TEuro. Diese resultierten vor allem aus Invest-

mentfonds in Höhe von 40 TEuro. 

Abschreibungen wurden in Höhe von 27 TEuro in 

der Anlageklasse Investmentfonds vorgenommen.  

Die CA erstellt den Jahresabschluss nach den Vor-

schriften des Handelsgesetzbuchs (HGB). Daher 

werden Gewinne und Verluste aus Kapitalanlagen 

nicht direkt im Eigenkapital erfasst. 

Das Verbriefungsportfolio der CA bestand zum Be-

richtsstichtag vollständig aus Collateralized Debt 

Obligations. Der beizulegende Zeitwert belief sich 

auf 1.919 TEuro. Die zugrundeliegenden Forderun-

gen stammten zu 49,7 % aus Europa und zu 50,3 % 

aus den Vereinigten Staaten. Zum 31. Dezember 

2017 waren insgesamt 100 % der Positionen in den 

Investment Grade-Bereich (bis BBB-) eingestuft. 

100 % des Exposures entfielen auf die beiden höchs-

ten Ratingklassen (AAA bis AA).  

In der Risikomessung werden Verbriefungen im 

Spreadrisiko berücksichtigt. Die Kapital¬anforde-

rung hierfür ergibt sich mithilfe eines Faktoransatzes 

auf Grundlage des relevanten Kreditvolumens. Die 

Höhe des Stressfaktors wird durch das Titel-Rating 

und die modifizierte Duration der Anlage bestimmt. 

A.4 Entwicklung sonstiger Tätigkeiten 

Sonstiges Ergebnis 
Die Sonstigen Erträge beliefen sich auf 532 TEuro 

(2016: 161 TEuro). Diesen standen Sonstige Auf-

wendungen von 2.049 TEuro (2016: 1.435 TEuro) 

gegenüber. Die Sonstigen Aufwendungen beinhalten 

neben den Aufwendungen, die das Unternehmen als 

Ganzes betreffen unter anderem eine Zuführung zu 

einer Rückstellung für Erstattungsansprüche. Der 

Saldo aus Sonstigen Erträgen und Sonstigen Auf-

wendungen betrug - 1.517 TEuro (2016: - 

1.275 TEuro). 

     

SONSTIGES ERGEBNIS      

    2017   2016 

  in TEuro  in TEuro 

Sonstige nichtversicherungstechnische Erträge   532  161 

Erträge aus Dienstleistungen  34  41 

Übrige  498  120 

Sonstige nichtversicherungstechnische Aufwendungen  2.048  1.435 

Aufwendungen für das VU als Ganzes  763  773 

Übrige  1.285  662 

Sonstiges Ergebnis    -1.516   -1.275 
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Operating-Leasing-Verträge 
Leasinggeber ist die CA grundsätzlich bei standardi-

sierten gewerblichen Mietverträgen im Immobilien-

bereich. Verträge als Leasingnehmer lagen bei der 

CA nicht vor. 

Finanzierungs-Leasing-Verträge 

Finanzierungs-Leasing-Verträge lagen zum Stichtag 

31. Dezember 2017 nicht vor. 

A.5 Sonstige Angaben 

Zwischen der CA und der R+V KOMPOSIT Hol-

ding GmbH besteht seit dem Jahr 2010 ein Ergeb-

nisabführungsvertrag. 

Im Berichtszeitraum sind keine weiteren Vorgänge 

zu verzeichnen, die für die Beurteilung der Vermö-

gens-, Finanz- und Ertragslage der CA von Bedeu-

tung sind. 
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B Governance-System 

B.1 Allgemeine Angaben zum 

Governance-System 

Vorstand 
Die Geschäftsorganisation von R+V wird von vier 

ineinandergreifenden Grundsätzen geprägt:  

- Einheitliche Leitung bei R+V  

- Horizontale und vertikale Delegation  

- Steuerung nach Ressorts  

- Organisation nach dem Gedanken des Gemein-

schaftsbetriebs. 

Die R+V-Gesellschaften werden wie ein einheitli-

ches Unternehmen geführt. Die R+V Versicherung 

AG ist die leitende Konzern- bzw. Gruppenoberge-

sellschaft. Sie koordiniert die Zusammenarbeit bei 

R+V. Alle wesentlichen strategischen und operati-

ven Entscheidungen werden – im Rahmen der ge-

sellschaftsrechtlichen Zulässigkeit – durch den Vor-

stand der R+V Versicherung AG getroffen und 

durch die Tochtergesellschaften umgesetzt. Die ein-

heitliche Leitung wird auch durch die personelle Be-

setzung der Vorstände und Aufsichtsräte der R+V-

Gesellschaften sichergestellt. Der Vorstandsvorsit-

zende der R+V Versicherung AG ist zudem regel-

mäßig Aufsichtsratsvorsitzender ihrer wesentlichen 

Tochtergesellschaften. Die einheitliche Leitung wird 

darüber hinaus durch bestehende Beherrschungs- 

und/oder Ergebnisabführungsverträge gewährleistet. 

Der Organisationsgrundsatz der einheitlichen Lei-

tung ist darüber hinaus auch in die Geschäftsordnun-

gen der Vorstände der R+V-Gesellschaften einge-

flossen.  

Die Verteilung der Verantwortlichkeiten erfolgt 

nach dem Prinzip der horizontalen und vertikalen 

Delegation. Auf Ebene des Vorstands der CA erfolgt 

eine horizontale Zuordnung von Verantwortlichkei-

ten durch die Zuweisung von Ressortzuständigkei-

ten: 

Michael Busch 

Ressort Komposit ohne Kraftfahrt 

Jan Dirk Dallmer 

Ressort Kraftfahrt/Anlagenmanagement 

Claus Scharfenberg 

Die durch die Ressortzuständigkeit horizontal zuge-

ordneten Kompetenzen werden vertikal an Mitarbei-

ter zugewiesen, die unmittelbar an das jeweilige 

Vorstandsmitglied berichten.  

R+V stellt hierbei sicher, dass die Aufgaben und Zu-

ständigkeiten in Einklang mit der Politik des Unter-

nehmens zugewiesen, abgegrenzt und koordiniert 

sowie in den Beschreibungen der Aufgaben und Zu-

ständigkeiten wiedergegeben werden. Im Zuge der 

Zuweisung wird eine Vermeidung von potentiellen 

Interessenkonflikten gewährleistet. Insbesondere 

wird dafür Sorge getragen, dass Personen, die für 

den Aufbau von Risikopositionen zuständig sind, 

nicht auch mit der Kontrolle dieser Risikopositionen 

betraut werden. R+V trägt diesen Anforderungen im 

Rahmen der horizontalen und vertikalen Delegation 

der Verantwortlichkeiten Rechnung. Bereits im Rah-

men der horizontalen Delegation wird sichergestellt, 

dass die risikoinitiierenden Ressorts grundsätzlich 

organisatorisch getrennt von den Mitarbeitern sind, 

die risikokontrollierende Aufgaben wahrnehmen. 

Diese organisatorische Funktionstrennung wird un-

ter dem Aspekt der Sachgerechtigkeit aber teilweise 

durch funktionale, ressortübergreifend organisierte 

Aufgabenwahrnehmung mit zentralen und dezentra-

len Komponenten überlagert, insbesondere im Hin-

blick auf den zentralen / dezentralen Aufbau der 
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Schlüsselfunktionen „Risikomanagement“ und 

„Compliance“. Soweit risikoinitiierende und risiko-

kontrollierende Mitarbeiter innerhalb eines Ressorts 

tätig sind, wird der Grundsatz der Funktionstrennung 

durch die Schaffung sonstiger angemessener organi-

satorischer Rahmenbedingungen sichergestellt, die 

Interessenkonflikte ausschließen (bspw. Funktions-

trennung auf Abteilungsebene oder Ausschluss von 

Vorbefassung). 

Diese horizontale und vertikale Delegationskette 

wird unter dem Organisationsgedanken des Gemein-

schaftsbetriebes durch die Ausgliederung und Zent-

ralisierung der Geschäftstätigkeit auf die mitarbeiter-

führenden Gesellschaften ergänzt. Die Aufgaben al-

ler Unternehmen sind R+V-intern bei einzelnen Ge-

sellschaften zentralisiert, die diese Tätigkeiten dann 

als Dienstleister für die anderen R+V-Gesellschaften 

erbringen. Die Organisation nach dem Gemein-

schaftsbetrieb gewährleistet eine klare, transparente 

Organisationsstruktur und ermöglicht zum Nutzen 

der Versicherungsnehmer eine effiziente und kosten-

günstige Wahrnehmung aller Aufgaben. 

Die Vorstände und Aufsichtsräte stehen in einer ge-

mäß Solvency II angemessenen Interaktion mit den 

eingesetzten Ausschüssen, den Schlüsselfunktionen 

und den anderen Führungskräften des Unterneh-

mens. Eine angemessene Interaktion beinhaltet vor 

allem einen Informationsfluss aus allen Bereichen 

des Unternehmens an den Vorstand. Erforderlich 

sind regelmäßige sowie anlassbezogene Informatio-

nen an den Vorstand sowie entsprechende Informa-

tions- und Beratungspflichten der anderen Stellen. 

Neben den geforderten Prozessen zur Übermittlung 

von Informationen und Berichten aus allen Unter-

nehmensbereichen an die Geschäftsleitung, umfasst 

die angemessene Interaktion auch Prozesse, die si-

cherstellen, dass die bearbeitenden Stellen über die 

getroffenen Entscheidungen informiert werden. 

Aufsichtsrat 
Der Aufsichtsrat und seine Ausschüsse überwachen 

die Geschäftsführung des Vorstands nach den ge-

setzlichen und satzungsgemäßen Vorschriften fort-

laufend, begleiten diese beratend und entscheiden 

über die vorgelegten zustimmungspflichtigen Ge-

schäfte. Die Überwachung des Aufsichtsrats und des 

Prüfungsausschusses bezieht sich insbesondere auch 

auf die Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, 

des internen Kontrollsystems sowie des internen Re-

visionssystems. Der Aufsichtsrat setzt sich zum 

Stichtag aus den folgenden Personen zusammen: 

Dr. Norbert Rollinger – Vorsitzender – 

Vorsitzender des Vorstands, R+V Versicherung AG, 

Direktion, Wiesbaden 

Marc René Michallet – stellv. Vorsitzender – 

Mitglied des Vorstands, R+V Versicherung AG, Di-

rektion, Wiesbaden 

Peter Weiler 

Mitglied des Vorstands, R+V Versicherung AG, Di-

rektion, Wiesbaden 

Der Aufsichtsrat wird grundsätzlich durch den Vor-

stand informiert. Die Berichterstattung der Bereichs-

leiter der internen Revision, des Rechnungswesens, 

des Konzern-Risikomanagements, der Compliance-

Funktion sowie die Berichterstattung des Verant-

wortlichen Aktuars erfolgt direkt an die Prüfungs-

ausschüsse. 

Ausschüsse und Kommissionen des 
Vorstands 
Die Mitglieder des Vorstands der R+V Gesellschaf-

ten haben verschiedene Ausschüsse und Kommissio-

nen eingesetzt. Diese sind jeweils mit mindestens ei-

nem Mitglied des Vorstands besetzt. Ausschüsse 

entscheiden für den Vorstand und sind daher mehr-

heitlich mit Vorstandsmitgliedern besetzt. Kommis-

sionen dienen vorwiegend der Koordination einer 

Ressortverantwortlichkeit, die auch andere Ressorts 

betrifft. Die Leitung der Kommission liegt daher 

beim federführenden Ressort. Die Ausschüsse und 

Kommissionen bereiten Beschlussfassungen des 

Vorstandes vor. Darüber hinaus berichten sie min-

destens jährlich an den Vorstand und stellen somit 
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eine wichtige Informationsquelle des Vorstands im 

Sinne einer angemessenen Interaktion dar. Die Be-

richterstattung über die Arbeit der Ausschüsse und 

Kommissionen obliegt dabei dem jeweiligen Vorsit-

zenden. Die in den Ausschüssen und Kommissionen 

vertretenen Vorstandsmitglieder unterrichten ihrer-

seits die übrigen Ausschuss- bzw. Kommissionsmit-

glieder. Zuständigkeiten, Zusammensetzung und 

Verfahrensabläufe der Ausschüsse und Kommissio-

nen sind in ihren Geschäftsordnungen geregelt.  

Nachfolgend sind die wesentlichen Ausschüsse und 

Kommissionen beschrieben: 

Finanzausschuss  

Bestimmte Geschäfte sind aufgrund ihrer Risikorele-

vanz an den Finanzausschuss zu berichten. Andere 

Geschäfte bedürfen aufgrund ihrer besonderen Risi-

korelevanz der Zustimmung des Finanzausschusses. 

Er steht in der Entscheidungspyramide zwischen der 

Entscheidungskompetenz des Ressortvorstands Fi-

nanzen (ggfs. unter Einbindung des Investmentko-

mitees) und der Entscheidungskompetenz des Ge-

samtvorstands. Welche Geschäfte jeweils berichts-

bedürftig oder zustimmungsbedürftig sind, hängt 

von ihrer Art und/oder ihrem Volumen ab. Des Wei-

teren bereitet der Finanzausschuss die Beschlussfas-

sung des Vorstands über die Definition einer strate-

gischen Anlagepolitik vor. Ferner nimmt er die vier-

teljährliche Berichterstattung über die Kapitalanla-

gen entgegen, steuert die Asset-Liability-Manage-

ment-Prozesse, beauftragt die Weiterentwicklung 

des Asset-Liability-Managements (ALM) und ma-

nagt das ALM-Risiko auf Basis einer regelmäßigen 

Berichterstattung und von Erkenntnissen aus der Ri-

sikokommission. Der Finanzausschuss tritt viertel-

jährlich zusammen. 

Rückversicherungsausschuss  

Der Rückversicherungsausschuss entscheidet über 

die Rückversicherungspolitik und den Abschluss be-

stimmter Rückversicherungsgeschäfte, die ihm 

durch die Zeichnungsrichtlinie der aktiven Rückver-

sicherung zugewiesen sind. Er steht zwischen der 

Entscheidungskompetenz des Ressortvorstands 

Rückversicherung und des Gesamtvorstands. Ferner 

koordiniert und bewertet er diese Geschäftsvorfälle 

auch im Hinblick auf die Belange der Risikostrategie 

und koordiniert die Zeichnungsrichtlinien mit den 

Belangen des Risikomanagements. Des Weiteren 

nimmt er die Berichterstattungen über die vom Vor-

stand zu verabschiedende operative Planung für das 

Ressort Aktive Rückversicherung, über die Planung 

der Rückversicherungsergebnisse für das abgege-

bene und übernommene Gruppengeschäft und über 

den halbjährlichen Bericht im Rückversicherungs-

ausschuss entgegen. Er bereitet die Beschlussfas-

sung des Gesamtvorstands über die Grundsätze der 

Rückversicherungspolitik und ihrer Änderung vor. 

Der Rückversicherungsausschuss tagt halbjährlich. 

Investitionskommission  

Die lnvestitionskommission tritt mindestens viertel-

jährlich zusammen und entscheidet über bestimmte 

Investitionsprojekte bis zu einem definierten Ge-

samtbetrag. Investitionsprojekte oberhalb dieses Be-

trages bedürfen zusätzlich der Zustimmung des Ge-

samtvorstands. Diese Beschlussfassung wird von der 

Investitionskommission vorbereitet. Darüber hinaus 

bereitet die Investitionskommission auch Beschluss-

fassungen des Gesamtvorstands über die Grundsätze 

der Investitionspolitik vor. Ferner obliegt ihr die 

Festlegung, fortlaufende Kontrolle und Anpassung 

des Projektportfolios und des Investitionscontrol-

lingverfahrens sowie die Überprüfung und Kommu-

nikation von wesentlichen Nutzen- oder Kostenän-

derungen einschließlich Rückmeldung an den Ge-

samtvorstand. 

Produktkommission 

Die Produktkommission (PK) tagt mindestens vier-

teljährlich und entscheidet über – soweit PK-rele-

vant – neue Produkte, die Anpassung bestehender 

Produkte, Tarife und Bedingungen sowie über Pro-

dukteinstellungen und bereitet etwaige diesbezügli-

che Beschlussfassungen des Ausschusses Produkt- 

und Markenstrategie, der Investitionskommission o-

der des Vorstands der R+V Versicherung AG vor. 

Dabei sind neue Produkte und Produkteinstellungen 

generell PK-relevant, die Anpassung bestehender 
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Produkte, Tarife und Bedingungen hingegen ledig-

lich ab einem Aufwand von 0,5 Mio. Euro, bei hoher 

vertrieblicher Relevanz oder bei hohen Auswirkun-

gen auf das Risikoprofil. Die PK ist nicht zuständig 

für Produkte der Aktiven Rückversicherung. 

Die Produktkommission legt ferner den Produkt-Ma-

nagement-Prozess fest und verantwortet die Anwen-

dung des Produkt-Management-Prozesses entspre-

chend seines Geltungsbereichs. Des Weiteren berei-

tet sie die Beschlussfassung des Vorstands über die 

Festlegung von Zielgruppen vor und nimmt Nutzen-

berichte (ein und zwei Jahre nach Produkteinfüh-

rung) sowie ABC-Analysen entgegen. 

Risikokommission  

Die Risikokommission, als integraler Bestandteil des 

ORSA-Prozesses, dient der Koordination, Informa-

tion und dem fachlichen Austausch zwischen dem 

Gesamt- und dem Ressort-Risikomanagement. Dar-

über hinaus hat die Risikokommission – ungeachtet 

der Leitungsverantwortung des für das Risikoma-

nagement zuständigen Ressortvorstandes – eigen-

ständige Entscheidungsbefugnisse und bereitet fer-

ner Entscheidungen des Gesamtvorstands vor.  

Die Risikokommission ist außerdem Instrument der 

Interaktion der Risikomanagementfunktion mit den 

Inhabern der drei anderen Schlüsselfunktionen: 

Compliance, interne Revision und versicherungsma-

thematische Funktion.  

Die Aufgaben, Befugnisse sowie die Aufbau- und 

Ablauforganisation der Risikokommission sind in 

ihrer Geschäftsordnung niedergelegt. 

Weitere Governance-Gremien  

Neben den genannten Ausschüssen und Kommissio-

nen existieren weitere Gremien, die zentrale Gover-

nance-Aufgaben wahrnehmen. Besondere Bedeu-

tung haben dabei die Führungskreise, das Kapitalko-

mitee, das ALM-Komitee, das Komitee der versi-

cherungsmathematischen Funktionen (VMF-Komi-

tee), die Compliance-Konferenz sowie die Sicher-

heits- und BCM-Konferenz (SBK). 

Schlüsselfunktionen 
Die Governance-Vorgaben gemäß Solvency II ent-

halten Organisationsanforderungen für vier aus auf-

sichtsrechtlicher Sicht besonders wichtige Bereiche 

des Unternehmens. Die Organisationseinheiten, de-

nen die Aufgaben dieser vier Themengebiete zuge-

wiesen sind, werden als Schlüsselfunktionen be-

zeichnet: Risikomanagementfunktion, Compliance-

Funktion, interne Revisionsfunktion sowie versiche-

rungsmathematische Funktion.  

Unter einer Funktion ist dabei der Mitarbeiterkreis 

zu verstehen, der die jeweiligen Aufgaben wahr-

nimmt. Funktionen bestehen aus einer Organisati-

onseinheit oder einem Teil dieser Organisationsein-

heit, oder sind aus mehreren Organisationseinheiten 

oder mehreren Teilen von Organisationseinheiten 

zusammengesetzt. Für jede Schlüsselfunktion ist ein 

verantwortlicher Inhaber festgelegt, dem die Letzt-

verantwortung für die ordnungsgemäße Erfüllung 

der Aufgaben seiner Schlüsselfunktion zukommt.  

Die CA hat die genannten Schlüsselfunktionen im 

Unternehmen eingerichtet und in die Aufbau- und 

Ablauforganisation integriert. Bei R+V sind die 

Schlüsselfunktionen auf einzelne R+V-Gesellschaf-

ten ausgegliedert worden, die diese Schlüsselfunkti-

onsaufgaben für die anderen betroffenen R+V-Un-

ternehmen als Dienstleister erbringen. Die Schlüs-

selfunktionen „Risikomanagement“ und „Compli-

ance“ sowie die Schlüsselfunktion „interne Revi-

sion“ sind auf die R+V Versicherung AG ausgeglie-

dert. Die versicherungsmathematische Funktion ist 

auf die R+V Allgemeine Versicherung (RVA) aus-

gegliedert. 

Für die Governance-Struktur von R+V nehmen die 

Schlüsselfunktionen eine wichtige Stellung im Kon-

zept der drei Verteidigungslinien (3 lines of defence-

concept) ein. Das Konzept dient der Sicherstellung 

eines funktionsfähigen Überwachungs- und Kon-

trollsystems im Unternehmen und unterstützt dabei 

das Risikomanagement von R+V. Die erste Verteidi-

gungslinie umfasst das dezentrale Risikomanage-

ment in Form der operativen Einheiten. Im Rahmen 
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der täglichen Geschäftstätigkeit zeichnen die Mitar-

beiter von R+V Risiken. Als zweite Verteidigungsli-

nie agiert die Risikomanagementfunktion, die Com-

pliance-Funktion und die versicherungsmathemati-

sche Funktion. Sie erfüllen insbesondere eine zent-

rale Überwachungs- und Beratungsaufgabe, indem 

sie die implementierten Kontrollmechanismen der 

ersten Verteidigungslinie regelmäßig überwachen 

und die notwendige Methodenkompetenz zur Verfü-

gung stellen. Eine prozessunabhängige Letztprüfung 

erfolgt durch die Schlüsselfunktion Revision, welche 

als dritte Verteidigungslinie für die nachgelagerte 

Validierung der Angemessenheit und Funktionsfä-

higkeit der ersten beiden Verteidigungslinien zustän-

dig ist.  

In aufbauorganisatorischer Hinsicht stellt R+V si-

cher, dass jede Schlüsselfunktion eine angemessene 

Stellung innerhalb der Aufbauorganisation sowie 

klar festgelegte Zuständigkeiten und Befugnisse be-

sitzt. Dies wird in den internen R+V-Leitlinien der 

vier Schlüsselfunktionen festgelegt, welche ihre 

Stellung im Unternehmen, ihre Kompetenzen sowie 

ihre organisatorische Einbindung definieren. We-

sentlicher Aspekt ist hierbei die direkte Berichter-

stattung gegenüber dem Vorstand, welche turnusmä-

ßig mindestens einmal jährlich in gesonderten 

schriftlichen Berichten sowie darüber hinaus ad hoc 

aus besonderem Anlass erfolgt. 

Auch die Ablauforganisation der Schlüsselfunktio-

nen ist in den jeweiligen internen Leitlinien geregelt 

sowie die Sachverhalte, die an die jeweilige Schlüs-

selfunktion zu melden sind.  

Die Risikomanagementfunktion unterstützt den Vor-

stand und die anderen Funktionen bei einer effekti-

ven Handhabung des Risikomanagementsystems 

und überwacht sowohl dieses als auch das Risi-

koprofil. Sie ist für die Identifikation, Analyse und 

Bewertung der Risiken im Rahmen des Risikoma-

nagementprozesses gemäß ORSA verantwortlich. 

Dies schließt die Früherkennung, vollständige Erfas-

sung und interne Überwachung aller wesentlichen 

Risiken ein. Dabei macht die Risikomanagement-

funktion grundlegende Vorgaben für die für alle Ge-

sellschaften der R+V Versicherungsgruppe anzu-

wendenden Risikomessmethoden. Damit soll ein 

konsistentes Risikomanagement sichergestellt wer-

den. Darüber hinaus berichtet das Risikomanage-

ment die Risiken an die Risikokommission, den 

Vorstand und den Aufsichtsrat. Der Inhaber der Ri-

sikomanagementfunktion berichtet unmittelbar an 

den Vorstand. 

Die Aufgabe der Compliance-Funktion liegt vorran-

gig in der Überwachung der Einhaltung der externen 

Anforderungen. Darüber hinaus berät sie den Vor-

stand in Bezug auf die Einhaltung der für den Be-

trieb des Versicherungsgeschäfts geltenden Gesetze 

und Verwaltungsvorschriften, beurteilt die mögli-

chen Auswirkungen von Änderungen des Rechtsum-

feldes für das Unternehmen und identifiziert und be-

urteilt das mit der Verletzung der rechtlichen Vorga-

ben verbundene Risiko (Compliance-Risiko). Der 

Inhaber der Compliance-Funktion berichtet unmit-

telbar an den Vorstand und ist organisatorisch direkt 

dem Vorstandsvorsitzenden der R+V Versicherung 

AG zugeordnet. 

Die versicherungsmathematische Funktion ist in ers-

ter Linie mit Kontrollaufgaben im Hinblick auf die 

ordnungsgemäße Bildung der versicherungstechni-

schen Rückstellungen in der Solvabilitätsübersicht 

betraut. Im Einzelnen koordiniert sie die Berechnung 

der versicherungstechnischen Rückstellungen, ge-

währleistet die Angemessenheit der der Berechnung 

zugrundeliegenden Annahmen, Methoden und Mo-

delle. Darüber hinaus bewertet sie die Qualität der 

bei der Berechnung der versicherungstechnischen 

Rückstellungen verwendeten Daten und Informati-

onstechnologiesysteme. Mindestens einmal jährlich 

berichtet die versicherungsmathematische Funktion 

schriftlich an den Vorstand. Darüber hinaus gibt die 

versicherungsmathematische Funktion eine Stellung-

nahme zur allgemeinen Zeichnungs- und Annahme-

politik und zur Angemessenheit der Rückversiche-
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rungsvereinbarungen ab. Organisatorisch ist die ver-

sicherungsmathematische Funktion bei R+V auf Ge-

sellschaftsebene angesiedelt. 

Die Schlüsselfunktion interne Revision wird bei 

R+V von der Konzern-Revision ausgeübt. Diese 

prüft die Einhaltung der Regelungen des Risikoma-

nagementsystems und deren Wirksamkeit. Die Kon-

zern-Revision ist eine von den operativen Geschäfts-

bereichen losgelöste, unabhängige und organisato-

risch selbständige Funktion. Sie ist der Geschäftslei-

tung unterstellt und organisatorisch direkt dem Vor-

standsvorsitzenden der R+V Versicherung AG zuge-

ordnet. Zur Behebung festgestellter Defizite werden 

Maßnahmen vereinbart und von der Konzern-Revi-

sion nachgehalten. 

Wesentliche Transaktionen 

Im Berichtszeitraum sind keine Geschäfte im Sinne 

des  

§ 285 Nr. 21 HGB mit nahestehenden Unternehmen 

und Personen getätigt worden. 

Bewertung des Governance-Systems 
Das Governance-System wird gemäß § 23 Abs. 2 

des Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versiche-

rungsunternehmen (VAG) mindestens jährlich auf 

seine Angemessenheit hin geprüft. Die Geschäftslei-

tung legt Umfang und Häufigkeit dieser internen 

Überprüfungen fest und beauftragt die Konzern-Re-

vision mit der Durchführung.  

Im Jahr 2017 nahm die Konzern-Revision eine in-

terne Überprüfung des Governance-Systems vor. 

Schwerpunkt dieser Überprüfung war einerseits die 

Auswertung der im Jahr 2016 abgeschlossenen Re-

visionsprüfungen, soweit in ihnen Governance-rele-

vante Themen angesprochen wurden. Andererseits 

wurden die Erkenntnisse der anderen Schlüsselfunk-

tionen herangezogen. Die Gesamtschau dieser bei-

den wesentlichen Erkenntnisquellen ergab, dass das 

Governance-System angemessen und wirksam im-

plementiert ist. Es gab keine übergeordneten  

oder zusätzlichen Feststellungen zum Governance-

System. Deswegen wurden insoweit auch keine 

Maßnahmen eingeleitet. 

Vergütungspolitik und -system 
Die europäischen und nationalen Solvency II-Vorga-

ben legen allgemeine Grundsätze und konkrete An-

forderungen an die Vergütungssysteme von Versi-

cherungsunternehmen fest.  

Für die Vergütung aller Mitarbeiter werden allge-

meine Grundprinzipien vorgegeben, die folgende 

Kernelemente der Vergütungspolitik von R+V defi-

nieren: 

- Einklang mit der Geschäfts- und Risikomanage-

mentstrategie des Unternehmens, seinem Risi-

koprofil, seinen Zielen, seinen Risikomanagement-

praktiken sowie den langfristigen Interessen und 

der langfristigen Leistung des Unternehmens als 

Ganzes  

- Maßnahmen zur Vermeidung von Interessenkon-

flikten  

- Förderung eines soliden und wirksamen Risikoma-

nagements und keine Ermutigung zur Übernahme 

von Risiken, die die Risikotoleranzschwellen des 

Unternehmens übersteigen  

- Keine Gefährdung der Fähigkeit des Unterneh-

mens, eine angemessene Kapitalausstattung auf-

rechtzuerhalten. 

Aufsichtsrat  

Die Vergütung des Aufsichtsrates wurde durch Be-

schluss der Hauptversammlung als Fixvergütung 

festgelegt. Da der Aufsichtsrat die Leitung des Un-

ternehmens durch den Vorstand überwachen soll, 

wird keine an die Erreichung von Zielen gekoppelte 

variable Vergütung für den Aufsichtsrat vorgesehen. 

Soweit vorhanden wird für die Tätigkeit in einem 

Ausschuss ein zusätzlicher Vergütungsanspruch 

festgelegt. Daneben besteht ein Anspruch auf Sit-

zungsgeld als pauschale Aufwandsentschädigung 

und konkret verauslagte Reisekosten. 
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Vorstand 

Das Vergütungssystem für den Vorstand fördert eine 

angemessene, transparente und auf eine nachhaltige 

Entwicklung ausgerichtete Vergütungsentscheidung 

durch den Aufsichtsrat. Es ist mit dem Steuerungs-

system von R+V verknüpft. Die Ableitung der Ziele 

für die variable Vorstandsvergütung erfolgt aus der 

Geschäfts- und Risikomanagementstrategie. Die 

Ziele werden aus der operativen Planung in einem 

rollierenden dreijährigen Planungsprozess abgeleitet. 

Bei der Vergütung des Vorstands achtet der Auf-

sichtsrat auf ein angemessenes Verhältnis der Ver-

gütung zu den Aufgaben und Leistungen des Vor-

standes sowie zur Lage des Unternehmens. Außeror-

dentlichen Entwicklungen werden durch eine feste 

Obergrenze der variablen Vergütung Rechnung ge-

tragen. Unter Berücksichtigung bestehender vertrag-

licher Ansprüche überprüft der Aufsichtsrat das Ver-

gütungssystem und die Vergütungshöhe regelmäßig 

auf ihre Angemessenheit.  

Die Mitglieder des Vorstands der CA sind sämtlich 

auch Mitglied im Vorstand der Condor Lebensversi-

cherungs-AG oder der KRAVAG-LOGISTIC Versi-

cherungs-AG und erhalten für die Organtätigkeit bei 

der CA keine gesonderte Vergütung.  

Aktienoptionen oder Ähnliches werden nicht ge-

währt. In den vertraglichen Vereinbarungen ver-

pflichten sich die Vorstandsmitglieder während des 

gesamten Zeitraums, keine persönlichen Hedging 

Strategien zu verfolgen und nicht auf vergütungs- o-

der haftungsbezogene Versicherungen zurückzugrei-

fen, die die in den Vergütungsregelungen veranker-

ten Risikoanpassungseffekte unterlaufen würden.  

Vergütung nichtleitender und leitender 

Mitarbeiter (Innendienst) 

Die Vergütung der nichtleitenden Mitarbeiter richtet 

sich grundsätzlich nach der aktuellen Fassung des 

Manteltarifvertrages und des Gehaltstarifvertrages 

der Versicherungswirtschaft. Jeder nichtleitende 

Mitarbeiter hat ein Jahreszielgehalt. Dieses setzt sich 

aus dem Jahresgrundgehalt und den Sonderzahlun-

gen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld) für Tarifmitar-

beiter bzw. bei Mitarbeitern mit variabler Vergütung 

dem Anteil der variablen Vergütung bei 100%iger 

Zielerreichung zusammen. 

Leitende Angestellte erhalten ein Jahreszielgehalt. 

Dieses setzt sich aus dem Jahresgrundgehalt und der 

variablen Vergütung zusammen, bei der eine Tanti-

eme und Bonifikation von je 100% zugrunde gelegt 

werden. 75% der Zieltantieme sind fix, werden im 

November ausgezahlt und zählen nicht zum Jahres-

grundgehalt, da sie nicht altersversorgungswirksam 

sind.  

Die Ableitung der Ziele für die variable Vergütung 

der nichtleitenden und leitenden Mitarbeiter erfolgt 

aus der Geschäfts- und Risikomanagementstrategie. 

Die Ziele werden aus der operativen Planung in ei-

nem rollierenden dreijährigen Planungsprozess ab-

geleitet. Das Vergütungssystem der nichtleitenden 

und leitenden Mitarbeiter ist mit dem Vergütungs-

system des Vorstands verknüpft. Soweit möglich 

und sachgerecht, werden identische oder vergleich-

bare Konzernziele ausgewählt. Insbesondere bei der 

Vergütung der leitenden Mitarbeiter achtet der Vor-

stand auf ein angemessenes Verhältnis der Vergü-

tung zu den Aufgaben und Leistungen sowie zur 

Lage des Unternehmens. Außerordentlichen Ent-

wicklungen wird durch eine feste Obergrenze der 

variablen Vergütung Rechnung getragen. 

Risk-Taker, Inhaber der Schlüsselfunktionen und 

Hauptbevollmächtigte 

Die Risk-Taker, Inhaber der Schlüsselfunktionen so-

wie die Hauptbevollmächtigten erhalten ein Jahres-

zielgehalt, das neben fixen Gehaltsbestandteilen 

auch variable Gehaltsbestandteile – Tantieme und 

Bonifikation – enthält. Diese variable Vergütung 

hängt von der Erreichung quantitativer und qualitati-

ver Ziele ab. Um der Art und dem Zeithorizont der 

Geschäftstätigkeit des Unternehmens Rechnung zu 

tragen, wird im April des Folgejahres nicht die kom-

plette Summe aus tatsächlicher Tantieme und indivi-

dueller Bonifikation ausgezahlt, sondern ein wesent-

licher Teil wird um drei Jahre aufgeschoben und die 
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Auszahlung erfolgt im April des dem dritten Jahr 

folgenden Jahres. Die Höhe der Auszahlung des auf-

geschobenen variablen Teils richtet sich nach der 

Entwicklung des Unternehmenswertes nach drei Jah-

ren. Falls dieser Wert nicht erreicht wird, kann der 

Auszahlungsbetrag gekürzt werden oder entfallen. 

B.2 Anforderungen an die fachliche 

Qualifikation und persönliche 

Zuverlässigkeit 

Anforderungen an Fähigkeiten, Kenntnisse 
und Fachkunde 
Personen, die ein Versicherungsunternehmen tat-

sächlich leiten und Personen, die andere Schlüssel-

aufgaben innehaben, müssen gewisse Anforderun-

gen an die fachliche Eignung und die persönliche 

Zuverlässigkeit erfüllen – die sogenannten Fit & 

Proper-Anforderungen (§ 24 Abs. 1 VAG). Die Vor-

gaben entsprechen vom Grundsatz her den ehemals 

in § 7a Abs. 1, Abs. 4 VAG a.F. enthaltenen Rege-

lungen für Vorstände und Aufsichtsräte, allerdings 

wurde der betroffene Personenkreis unter Solvency 

II erheblich ausgedehnt.  

Folgende Personen unterliegen den Fit & Proper-

Anforderungen: 

- Mitglieder des Vorstands  

- Mitglieder des Aufsichtsrats  

- die verantwortlichen Inhaber der Schlüsselfunktio-

nen  

- alle Personen, die in Schlüsselfunktionen tätig sind. 

Über die vier Schlüsselfunktionen hinaus wurden 

unternehmensintern keine weiteren sonstigen 

Schlüsselaufgaben oder Personen, die das Unterneh-

men tatsächlich leiten identifiziert. 

Bewertung der fachlichen Qualifikation und 
persönlichen Zuverlässigkeit 
Vorstand und Aufsichtsrat 

Die Mitglieder des Vorstands werden vom Auf-

sichtsrat bestellt. Letzterer ist daher für die Prüfung 

und Sicherstellung von Eignung und Zuverlässigkeit 

der zu bestellenden Person verantwortlich. Bei der 

Prüfung der Zuverlässigkeit und der fachlichen Eig-

nung wird der Aufsichtsrat durch den Bereich Kon-

zern-Recht unterstützt, der eine Vorprüfung durch-

führt und den Aufsichtsrat – über den Aufsichtsrats-

vorsitzenden – vor seiner Entscheidung über etwaige 

Auffälligkeiten informiert. 

Die individuelle fachliche Eignung jedes Vorstands-

mitglieds muss ihn in die Lage versetzen, eine solide 

und umsichtige Leitung des Unternehmens zu ge-

währleisten. Hierzu muss das Mitglied über vertiefte 

theoretische und praktische Kenntnisse in den we-

sentlichen Themenbereichen seiner Ressortzustän-

digkeit, angemessene theoretische und praktische 

Kenntnisse im Versicherungsgeschäft, ausreichende 

Kenntnisse aller Geschäftsbereiche, um eine gegen-

seitige Kontrolle zu gewährleisten sowie über Lei-

tungserfahrung verfügen, die über einen angemesse-

nen Zeitraum auf einer höheren Verantwortungs-

ebene erworben wurde. 

Neben der individuellen Eignung und Zuverlässig-

keit einer Person, die als Vorstandsmitglied bestellt 

werden soll, ist nach EIOPA-Governance-Leitlinie 

13 (Erläuterungen) auch zu prüfen, ob der Vorstand 

in fünf gesetzlich festgelegten Themengebieten als 

Gesamtgremium ausreichende Eignung aufweist 

(„kollektive Qualifikation“): 

- Versicherungs- und Finanzmärkte;  

- Geschäftsstrategie und Geschäftsmodell;  

- Governance-System;  

- Finanzanalyse und versicherungsmathematische 

Analyse und  

- regulatorischer Rahmen und regulatorische Anfor-

derungen. 
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Der Aufsichtsrat trifft die Entscheidung, ob die Per-

son fachlich geeignet und zuverlässig ist sowie die 

Entscheidung, ob die kollektive Qualifikation des 

Vorstandes gegeben ist, inzident mit der Entschei-

dung zur Bestellung des Vorstandsmitglieds. 

Wird ein Umstand bekannt, der eine Neubeurteilung 

der fachlichen Eignung oder der Zuverlässigkeit ei-

nes amtierenden Vorstandsmitglieds gebietet, ist der 

Vorsitzende des Aufsichtsrates zu informieren. Von 

diesem ist unverzüglich eine Neuprüfung der Eig-

nung oder der Zuverlässigkeit durch den Aufsichts-

rat einzuleiten. 

Die Prüfung der fachlichen Eignung des zu bestel-

lenden Aufsichtsratsmitglieds umfasst zum einen die 

Prüfung der individuellen fachlichen Eignung der 

Person. Die fachliche Eignung von Aufsichtsratsmit-

gliedern muss diese befähigen, ihre Kontrollfunktion 

wahrzunehmen sowie die Geschäftstätigkeit des Un-

ternehmens überwachen zu können. Darüber hinaus 

ist im Wege einer Gesamtschau zu prüfen, ob durch 

die Bestellung der Person auch die kollektive Eig-

nung des Aufsichtsrats als Gesamtgremium sicher-

gestellt ist. Eine Kollektivqualifikation muss (in 

Übereinstimmung mit den Vorgaben des BaFin-

Merkblatts „Aufsichtsrat VA“) mindestens in den 

Themenfeldern Kapitalanlage, Versicherungstechnik 

und Rechnungslegung gegeben sein. 

Bei der Prüfung der fachlichen Eignung und Zuver-

lässigkeit wird der Aufsichtsrat durch den Bereich 

Konzern-Recht unterstützt, der eine Vorprüfung 

durchführt und den Aufsichtsrat – über den Auf-

sichtsratsvorsitzenden – vor seiner Entscheidung 

über etwaige Auffälligkeiten informiert. Die Ent-

scheidung über fachliche Eignung und Zuverlässig-

keit der zu bestellenden Person erfolgt inzident im 

Empfehlungsbeschluss.  

Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder der Ar-

beitnehmer erfolgt nach den Vorgaben des MitbestG 

durch Wahl. Nach Amtsantritt erfolgt eine Überprü-

fung der Eignung und der Zuverlässigkeit durch den 

Bereich Konzern-Recht. 

Wird dem Aufsichtsrat ein Umstand bekannt, der 

eine Neubeurteilung der Eignung und/oder der Zu-

verlässigkeit eines amtierenden Aufsichtsratsmit-

glieds gebietet, ist vom Aufsichtsratsvorsitzenden 

bzw. – sofern der Aufsichtsratsvorsitzende betroffen 

ist – seinem Stellvertreter unverzüglich eine Neuprü-

fung der Eignung und/oder der Zuverlässigkeit 

durch den Aufsichtsrat einzuleiten. 

Schlüsselfunktions-Inhaber und 

Schlüsselfunktions-Mitarbeiter 

Obgleich lediglich die beabsichtigte Bestellung von 

Schlüsselfunktions-Inhabern einer Anzeigepflicht 

unterliegt, gelten die versicherungsaufsichtsrechtli-

chen Anforderungen an Eignung und Zuverlässigkeit 

für Schlüsselfunktions-Inhaber und Schlüsselfunkti-

ons-Mitarbeiter grundsätzlich gleichermaßen. Bei 

R+V werden die Anforderungen an die fachliche 

Eignung von Schlüsselfunktions-Inhabern und 

Schlüsselfunktions-Mitarbeitern im Funktionsprofil 

der jeweiligen Stelle niedergelegt, das von der zu-

ständigen Führungskraft zu erstellen ist. Im Rahmen 

der Prüfung der fachlichen Eignung wird daher un-

tersucht, ob die jeweilige Person die Anforderungen 

des konkreten Funktionsprofils erfüllt. Dabei legt die 

Führungskraft insbesondere den Lebenslauf, Qualifi-

kationsnachweise und etwaige Arbeitszeugnisse der 

Person zugrunde. 

R+V stellt an die Schlüsselfunktions-Inhaber spezifi-

sche Anforderungen hinsichtlich der fachlichen Qua-

lifikationen. 

Risikomanagementfunktion: 

- Abgeschlossenes Studium der Wirtschaftswissen-

schaften, Volkswirtschaft, Mathematik, Physik o-

der vergleichbaren Abschluss in einem mathema-

tisch/naturwissenschaftlich orientierten Studien-

gang 

- Mehr als 8 Jahre Berufserfahrung im Risikoma-

nagement eines Finanzdienstleistungsunternehmens 

oder Beratungsunternehmens, vertiefte Kenntnisse 

der Solvency II Anforderungen und Beherrschung 
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der Zusammenhänge der Geschäfts-/ Risikomodel-

lierung von Versicherungen, nachgewiesene Füh-

rungserfahrung  

Compliance-Funktion: 

- Abgeschlossenes 2. Juristisches Staatsexamen so-

wie mehrjährige Berufserfahrung in einem juris-

tisch ausgerichteten Bereich eines Versicherungs-

unternehmens, in einer verantwortlichen Compli-

ance- oder Revisions-Funktion.  

- Erfahrung in der Durchführung von Risk-Assess-

ments sowie nachgewiesene Führungserfahrung. 

Versicherungsmathematische Funktion: 

- Inhaber der versicherungsmathematischen Funktion 

können weitreichende Kenntnisse der Versiche-

rungs- und der Finanzmathematik vorweisen, ideal-

erweise durch einen thematisch ausgerichteten Stu-

dienabschluss (Mathematik, Wirtschaftswissen-

schaften, etc.).  

- Zusätzlich sind erforderlich: mehr als 8 Jahre Be-

rufserfahrung im Aktuariat einer Versicherung oder 

langjährige erfolgreiche Wahrnehmung einer ver-

antwortlichen Funktion im finanzmathematischen 

Umfeld einer Versicherung. 

Interne Revision: 

- Abgeschlossenes wirtschaftswissenschaftliches, ju-

ristisches oder vergleichbares Studium oder abge-

schlossene Versicherungs- oder Bankausbildung 

mit erheblicher berufsbegleitender Weiterqualifi-

zierung. 

- Mehrjährige Berufserfahrung in der Versicherungs-

wirtschaft in mehreren leitenden Funktionen. 

- Kenntnisse der Revisions-Prüfungsstandards sowie 

der aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen. 

Die Eignungsanforderungen an die Schlüsselfunkti-

ons-Mitarbeiter setzen sich aus grundlegenden, auf 

die jeweilige Schlüsselfunktion bezogenen Anforde-

rungen sowie aus den individuellen Anforderungen 

für die individuelle Stelle (festgelegt im Funktions-

profil der jeweiligen Stelle) zusammen. 

Risikomanagementfunktion: 

- Ausbildung oder Studium mit Bezug zu den Aufga-

ben der Risikomanagementfunktion 

- Erfüllung der individuellen Vorgaben des jeweili-

gen Stellen-Funktionsprofils 

- Tiefere praktische Erfahrungen im Risikomanage-

ment (nur für leitende Mitarbeiter der Risikoma-

nagementfunktion) 

Compliance-Funktion: 

- Vertrautheit mit dem Versicherungsgeschäft 

- Vertrautheit mit den für den Zuständigkeitsbereich 

relevanten externen und internen Vorschriften  

- Erfahrung in der Durchführung von Risikoanalysen 

- Führungserfahrung (nur für die Leiter der dezentra-

len Compliance-Stellen) 

- Abgeschlossenes 1. und 2. juristisches Staatsexa-

men (nur für die Mitarbeiter der zentralen Compli-

ance-Stelle) 

Versicherungsmathematische Funktion: 

- Ausbildung oder Studium mit Bezug zu den Aufga-

ben der versicherungsmathematischen Funktion 

- Erfüllung der individuellen Vorgaben des jeweili-

gen Stellen-Funktionsprofils 

- Tiefere praktische Erfahrungen in versicherungs-

mathematischen Themengebieten  

Interne Revision: 

- Ausbildung oder Studium mit Bezug zu den Aufga-

ben der internen Revision, der Betriebsorganisation 

oder wesentlicher Tätigkeiten und Aufgaben in ei-

nem Versicherungsunternehmen 

- Erfüllung der individuellen Vorgaben des jeweili-

gen Stellen-Funktionsprofils 

- Führungserfahrung (nur für leitende Mitarbeiter der 

internen Revision) 
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Die Zuverlässigkeit muss nicht positiv nachgewiesen 

werden, sondern wird vermutet, sofern keine An-

haltspunkte vorliegen, die gegen eine Zuverlässig-

keit sprechen. Im Rahmen der Zuverlässigkeitsprü-

fung von Schlüsselfunktions-Inhabern und Schlüs-

selfunktions-Mitarbeitern werden bei R+V die Per-

son und ihr Werdegang daher auf solche, die Zuver-

lässigkeit kontraindizierende Aspekte untersucht. 

Hierzu dienen insbesondere der Lebenslauf der Per-

son sowie ein von der Person auszufüllender Selbst-

auskunftsbogen, der inhaltlich im Wesentlichen dem 

Bogen entspricht, der nach dem BaFin-Merkblatt 

„Schlüsselfunktions-Inhaber und Schlüsselfunkti-

ons-Mitarbeiter“ bei Anzeige der beabsichtigten Be-

stellung von Schlüsselfunktions-Inhabern einzu-

reichen ist. 

Im laufenden Beschäftigungsverhältnis wird die Eig-

nung des Schlüsselfunktions-Inhabers bzw. des 

Schlüsselfunktions-Mitarbeiters durch eine jährliche 

Beurteilung des Mitarbeiters und seine fortlaufende, 

aufgabenbezogene Qualifizierung gewährleistet.  

Der Bedarf zur fachlichen Weiterbildung wird jähr-

lich anhand der fachlichen Anforderungen gemäß 

der jeweiligen Funktionsbeschreibung geprüft. Et-

waige Qualifizierungserfordernisse werden durch 

die Festlegung von Fortbildungs- bzw. Schulungs-

maßnahmen adressiert. Die Qualifizierungsmaßnah-

men werden von der Führungskraft in Abstimmung 

mit dem Schlüsselfunktions-Inhaber bzw. mit dem 

Schlüsselfunktions-Mitarbeiter im Online-Entwick-

lungsplan dokumentiert.  

Die Zuverlässigkeit des Schlüsselfunktions-Inhabers 

und des Schlüsselfunktions-Mitarbeiters wird von 

der zuständigen Führungskraft und dem Bereich Per-

sonal dauerhaft sichergestellt, indem bei Auffällig-

keiten, die Indikatoren gegen seine Zuverlässigkeit 

sein könnten, unverzüglich eine Neuprüfung der Zu-

verlässigkeit erfolgt. 

Des Weiteren fordert der Bereich Personal in einem 

Turnus von fünf Jahren vom jeweiligen Schlüssel-

funktions-Inhaber bzw. dem Schlüsselfunktions-Mit-

arbeiter eine Prüfung der im Selbstauskunftsbogen 

vorgenommenen Angaben. 

B.3 Risikomanagementsystem 

einschließlich der unternehmenseigenen 

Risiko- und Solvabilitätsbeurteilung 

Ziel des Risikomanagements 
Unter einem Risikomanagementsystem ist die Ge-

samtheit der Regelungen, die einen strukturierten 

Umgang mit Chancen und Risiken im Unternehmen 

sicherstellt, zu verstehen. 

Aus der Risikokultur, der Unternehmensstrategie 

und den Unternehmenszielen werden die Ziele des 

Risikomanagementsystems abgeleitet und in der Ri-

sikostrategie formuliert. 

Ziel des Risikomanagements ist es, für die gesamte 

Geschäftstätigkeit die dauernde Erfüllbarkeit der 

Verpflichtungen aus den Versicherungen und hierbei 

insbesondere die Solvabilität sowie die langfristige 

Risikotragfähigkeit, die Bildung ausreichender versi-

cherungstechnischer Rückstellungen, die Anlage in 

geeignete Vermögenswerte, die Einhaltung der kauf-

männischen Grundsätze einschließlich einer ord-

nungsgemäßen Geschäftsorganisation und die Ein-

haltung der übrigen finanziellen Grundlagen des Ge-

schäftsbetriebs zu gewährleisten.  

Das Risikomanagement umfasst alle systematischen 

Maßnahmen, um Risiken zu erkennen, zu bewerten 

und zu beherrschen. Dabei werden Risiken und an-

dere negative Entwicklungen, die sich wesentlich 

auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage aus-

wirken können, analysiert und Gegensteuerungs-

maßnahmen eingeleitet. 

Der Vorstand trägt die Gesamtverantwortung für die 

ordnungsgemäße Geschäftsorganisation und damit 

auch für ein angemessenes und wirksames Risiko-
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management. Das Risikomanagement ist gemäß Ge-

schäftsverteilungsplan einem Vorstand zugeordnet. 

Der Gesamtvorstand benennt den Inhaber der Risi-

komanagementfunktion und muss ihn eigeninitiativ, 

angemessen und zeitnah über alle Tatsachen infor-

mieren, die für seine Aufgabenerfüllung erforderlich 

sein können.  

Die Risikomanagementfunktion ist so strukturiert, 

dass die Umsetzung des Risikomanagementsystems 

maßgeblich befördert wird. Bei den R+V-Gesell-

schaften setzt sie sich aus dem Inhaber der Risiko-

managementfunktion sowie aus der zentralen (Ge-

samtrisikomanagement) und den dezentralen Risiko-

managementeinheiten (Ressort-Risikomanagement) 

zusammen, die die Aufgabe der Risikomanagement-

funktion wahrnehmen. 

Der Risikomanagementfunktion obliegen folgende 

Aufgaben:  

- die Unterstützung des Vorstands und anderer Funk-

tionen bei der effektiven Handhabung des Risiko-

managementsystems 

- die Überwachung des Risikomanagementsystems 

- die Überwachung des allgemeinen Risikoprofils 

des Unternehmens 

- die Berichterstattung über wesentliche Risikoexpo-

nierungen, das Risikoprofil sowie die Angemessen-

heit des Risikomanagementsystems und die Bera-

tung des Vorstands in Fragen des Risikomanage-

ments und 

- die Weiterentwicklung des Risikomanagementsys-

tems. 

Die Risikomanagementfunktion arbeitet bei der Er-

stellung der Solvabilitätsübersicht sowie bei der Be-

wertung von Risiken eng mit der versicherungsma-

thematischen Funktion zusammen. 

Risikostrategie 
Die vom Vorstand festgelegte Risikostrategie wird 

aus der Geschäftsstrategie abgeleitet und umfasst 

Aussagen zu Art, Umfang und Komplexität der Risi-

ken sowie zur Risikotragfähigkeit und Organisation. 

Die Risikokommission bereitet die Beschlussfassung 

des jeweiligen Gesellschaftsvorstands für eine Risi-

kostrategie vor. Eine Beschlussfassung über die Ri-

sikostrategie erfolgt jährlich.  

Bei der Entscheidung über die Geschäftsstrategie 

wird das Ergebnis der vorausschauenden Beurtei-

lung der unternehmenseigenen Risiken berücksich-

tigt. In der Risikostrategie sind Strategien zur Steue-

rung der wesentlichen Risiken und deren Auswir-

kungen auf den Solvenzkapitalbedarf (SCR), den 

Gesamtsolvabilitätsbedarf (Overall Solvency Needs, 

OSN), die Eigenmittel sowie Maßnahmen (Kapital-

unterlegung und/oder Risikominderungstechniken) 

entsprechend dem Risikoprofil enthalten.  

Die Steuerung basiert auf der vorausschauenden Be-

urteilung von Erfolgsfaktoren sowie auf der Ablei-

tung von Zielgrößen für die CA und deren Unterneh-

mensbereiche. Im Rahmen des jährlichen strategi-

schen Planungsprozesses wird die Strategische Pla-

nung für die kommenden vier Jahre unter Berück-

sichtigung der Risikotragfähigkeit sowie der Rah-

mendaten der DZ BANK vorgenommen.  

Risikomanagementprozess 
Im Folgenden wird der Ablauf der unternehmensei-

genen Risiko- und Solvabilitätsbeurteilung (Own 

Risk and Solvency Assessment, ORSA) dargestellt. 

Die Begriffe Risikomanagementprozess und ORSA-

Prozess sind synonym zu verwenden.  

Der ORSA-Prozess ist integraler Bestandteil des Ri-

sikomanagements. Die Rahmenbedingungen des Ri-

sikomanagementprozesses, das heißt die Risiko-

grundsätze, die Festlegung der methodischen Grund-

lagen, die organisatorische Struktur, die Abgrenzung 

der zu betrachtenden Unternehmensbereiche und die 

Zuordnung von Verantwortlichkeiten und Aufgaben, 

werden vom Vorstand vorgegeben. 

Bezugspunkt der ORSA-Durchführung ist der 31. 

Dezember eines Geschäftsjahres. Der Vorstand be-

trachtet ORSA als wichtiges Instrument, um ein um-
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fassendes Bild über die Risiken vermittelt zu bekom-

men, denen die CA ausgesetzt ist oder in Zukunft 

ausgesetzt sein könnte. 

Der ORSA wird einmal pro Jahr vollständig durch-

geführt. Unterjährig wird mindestens zu den Quar-

talsstichtagen die Risikosituation im Rahmen der Ri-

sikokommission analysiert. Die Durchführung des 

ORSA ist im ersten Halbjahr des darauffolgenden 

Geschäftsjahres vorgesehen.  

Aufgrund der ablauforganisatorischen Regelungen 

mit einer vierteljährlich stattfindenden Risikokom-

mission ist eine dauerhafte Auseinandersetzung mit 

der Risikosituation – einschließlich der Sicherstel-

lung einer ausreichenden Solvenz – gewährleistet. 

Darüber hinaus ist der nicht-reguläre ORSA etab-

liert. Der nicht-reguläre ORSA ist gemäß aufsichts-

rechtlicher Anforderung anlassbezogen immer dann 

durchzuführen, wenn sich das Risikoprofil des Un-

ternehmens wesentlich verändert hat. Hierfür wur-

den Auslöser definiert. Somit ist die Überwachung 

der jederzeitigen Risikotragfähigkeit gewährleistet. 

Die Vorgaben zur Einhaltung der Datenqualität wer-

den durch die Datenqualitätsmanagement-Richtlinie 

beschrieben. Das Ziel dieser Richtlinie ist es, ein-

heitlich gültige Vorgaben in R+V für die Sicherstel-

lung der Datenqualität zu definieren. 

Risikoidentifikation 

Die Identifikation der Risiken ist aufgrund der sich 

ständig ändernden Verhältnisse und Anforderungen 

eine kontinuierliche Aufgabe. Sie ist bei R+V in die 

alltäglichen Arbeitsabläufe integriert. Die Integra-

tion fördert das Risikobewusstsein bei den Mitarbei-

tern und reduziert zugleich den Umsetzungsauf-

wand. Alle Risiken im Unternehmen sind struktu-

riert und systematisch unternehmensweit zu definie-

ren und zu erfassen. Die Risikoidentifikation wird 

einmal jährlich vollumfänglich im Rahmen der Risi-

koinventur durchgeführt. 

Ziel der Risikoidentifikation ist es, eine vollständige 

Übersicht über die wesentlichen Risiken im Unter-

nehmen zu erhalten. In einem ersten Schritt erfolgt 

bei der Risikoinventur eine Identifikation und Doku-

mentation aller Risiken inklusive Beschreibung der 

Risikomerkmale. Sämtliche Risiken werden anhand 

des Wesentlichkeitskonzepts eingeteilt. Die Auflis-

tung, Beschreibung und Einteilung stellt im Ergebnis 

das Risikoprofil dar. 

Risikobewertung und -analyse 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Risikoidentifi-

kation erfolgt eine Analyse und Bewertung der we-

sentlichen Risiken anhand quantitativer und qualita-

tiver Methoden. Die Risikomessung erfolgt mittels 

der Standardformel gemäß den Vorgaben von Sol-

vency II. Die Ermittlung der Risikokapitalanforde-

rung beruht auf dem Risikomaß Value-at-Risk 

(VaR) zum Konfidenzniveau 99,5 % über einen 

Zeithorizont von einem Jahr. Die Ergebnisse der Ri-

sikobewertungen sind zum einen das SCR gemäß 

der Säule 1 von Solvency II und zum anderen der 

OSN gemäß den Anforderungen der Säule 2. Diesen 

Kapitalanforderungen stehen die anrechenbaren öko-

nomischen Eigenmittel gegenüber. 

Die generelle Grundlage zur Bestimmung der Kapi-

talanforderungen ist eine ökonomische Betrachtung 

der Finanz- und Risikosituation des Versicherungs-

unternehmens, die in einem Gesamtbilanzansatz er-

folgt.  

Im ersten Schritt müssen Versicherungsunternehmen 

eine Solvabilitätsübersicht aufstellen, welche den 

ökonomischen Wert aller Vermögenswerte und Ver-

bindlichkeiten enthält. Aus der Differenz dieser 

Werte ergeben sich die vorhandenen ökonomischen 

Eigenmittel. Im zweiten Schritt ist auf Basis der Ri-

siken in allen Aktiv- und Passivpositionen (risikoba-

sierter Ansatz) der Kapitalbedarf zu bestimmen, das 

SCR. Ausreichende Solvabilität ist gegeben, wenn 

die ökonomischen Eigenmittel das SCR übersteigen. 
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Die im Rahmen der Standardformel vorgeschlagene 

Modellierung und Parametrisierung soll grundsätz-

lich ein „durchschnittliches“ europäisches Versiche-

rungsunternehmen abbilden. Daher kann es sein, 

dass die spezifische Risikosituation nicht bzw. nicht 

angemessen abgebildet wird. Explizites Ziel im Rah-

men der Umsetzung der Solvency II-Anforderungen 

ist die angemessene Abbildung und Bewertung des 

spezifischen Risikoprofils. Die in diesem Zusam-

menhang eingesetzte Angemessenheitsprüfung ver-

folgt das Ziel, die aus der Standardformel abgeleitete 

Modellierung und Parametrisierung zu überprüfen.  

Sofern die aus den Anforderungen an die Standard-

formel abgeleiteten Bewertungsansätze die spezifi-

sche Risikosituation der CA nicht abbildet, sind für 

diese Bewertungsansätze interne Weiterentwicklun-

gen erforderlich, um die korrekte interne Sicht auf 

die Solvabilitätsanforderung zu gewährleisten.  

Eine umfassende Validierung der eingesetzten Da-

ten, Modelle, Methoden und Ergebnisse erfolgt jähr-

lich in Abstimmung mit der Angemessenheitsprü-

fung. Zusätzlich unterliegen alle Berechnungen einer 

laufenden Validierung, die sich auf die verwendeten 

Daten und die berechneten Ergebnisse konzentriert. 

Die von R+V regelmäßig durchgeführten Stresstests 

setzen sich aus makroökonomischen und hypotheti-

schen Stresstests zusammen. 

Um die Beteiligung der Versicherungsnehmer an al-

len Stresstests angemessen zu berücksichtigen, wird 

die Veränderung der freien Eigenmittel betrachtet.  

Zusätzlich werden neben dem Basisfall definierte 

Szenarien (z.B. Niedrigzins) über den Planungshori-

zont projiziert und analysiert. 

Risikosteuerung 

Unter Risikosteuerung ist die operative Umsetzung 

der Risikostrategie in den risikotragenden Geschäfts-

einheiten zu verstehen. Die Risikosteuerung erfolgt 

gemäß den in der Risikostrategie beschriebenen Ver-

fahren. Die verantwortlichen Geschäftseinheiten 

treffen Entscheidungen zur bewussten Übernahme o-

der Vermeidung von Risiken. Dies geschieht unter 

Berücksichtigung vorgegebener Rahmenbedingun-

gen und Risikolimitierungen bzw. der vereinbarten 

Schwellenwerte. Die operative Umsetzung erfolgt 

auch durch die jeweiligen Zeichnungs- und Anlage-

richtlinien.  

Die Anwendung von Risikominderungstechniken ist 

Teil der Risikostrategie und ihrer Einzelgesellschaf-

ten. Die Leitlinie „Rückversicherung und andere Ri-

sikominderungstechniken“ beinhaltet die zentralen 

Vorgaben, die Aufbauorganisation sowie die we-

sentliche Ablauforganisation für den Einsatz von 

Rückversicherung zu Zwecken der Risikominderung 

und den Einsatz weiterer Risikominderungstechni-

ken. 

Die Ergebnisse des ORSA und die während der 

ORSA-Durchführung gewonnenen Einblicke werden 

im Kapitalmanagement (siehe auch Kapitel E.1.1), 

in der geschäftlichen Planung und bei der Entwick-

lung und Konzeption neuer Produkte berücksichtigt. 

Der Produktmanagement-Prozess von R+V be-

schreibt den Prozess, der bei der Entwicklung, Kon-

zeption und Einführung neuer Versicherungspro-

dukte einzuhalten ist. Dabei ist ein Bestandteil des 

Produktmanagement-Prozesses von R+V die Risiko-

beurteilung neuer Produkte. Für die Einführung 

neuer Finanzprodukte ist ebenfalls ein expliziter 

Prozess ("Neue-Produkte-Prozess") festgelegt, bei 

dem die mit dem neuen Finanzprodukt verbundenen 

Risiken beurteilt werden. 

Risikoüberwachung 

Zur Risikoauslastung wird die SCR- bzw. OSN-Be-

deckungsquote der CA anhand eines Frühwarnsys-

tems mit „gelben“ (125%) und „roten“ (110%) 

Schwellenwerten bewertet und quartalsweise bzw. 

jährlich in der Risikokommission von R+V berich-

tet. Durch Projektion des SCR bzw. OSN und der 

Eigenmittel der CA wird vorausschauend betrachtet, 

ob die gesetzten Limits im Planungszeitraum einge-

halten werden. 
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Risikoberichtswesen 

Das zentrale Risikoberichtswesen sorgt für Transpa-

renz in der Berichterstattung. Bei wesentlichen Ver-

änderungen von Risiken sind Meldungen an den 

Vorstand vorgesehen. Die risikorelevanten Unter-

nehmensinformationen werden den zuständigen 

Aufsichtsgremien im regelmäßigen Turnus zur Ver-

fügung gestellt. 

Im Rahmen der Durchführung des ORSA-Prozesses 

wird für die R+V Gruppe ein „einziger ORSA-Be-

richt“ verfasst. R+V übermittelt den internen ORSA-

Bericht nach Freigabe durch den Vorstand als exter-

nen ORSA-Bericht an die BaFin.  

Die Ergebnisse und Schlussfolgerungen des ORSA 

werden nach Abnahme durch den Vorstand an die 

Bereichsleiter von R+V und die Mitglieder der Risi-

kokommission übermittelt, die diese im Rahmen der 

dezentralen Verantwortung an ihre Mitarbeiter wei-

tergeben. 

Inhaltliche Verknüpfung der 

Unternehmenssteuerung mit den Ergebnissen des 

ORSA 

Der Vorstand von R+V betrachtet ORSA als wichti-

ges Instrument, um ein umfassendes Bild über die 

Risiken vermittelt zu bekommen, denen R+V ausge-

setzt ist oder in Zukunft ausgesetzt sein könnte. Die 

Ergebnisse des ORSA und die während der ORSA-

Durchführung gewonnenen Einblicke werden im 

Kapitalmanagement, in der geschäftlichen Planung 

und bei der Entwicklung und Konzeption neuer Pro-

dukte berücksichtigt. Bei R+V findet daher eine in-

haltliche Verknüpfung der Unternehmenssteuerung 

mit den Ergebnissen des ORSA statt.  

Bestehende Gremien werden genutzt, um die ORSA-

Ergebnisse zu hinterfragen. Dies erfolgt u.a. zu ei-

nem Großteil im Rahmen der Vorstandsklausuren. 

Im Rahmen dieser Klausuren und regulärer Vor-

standssitzungen werden die Ergebnisse des ORSA 

diskutiert.  

Durch den ORSA wird der Vorstand von R+V in die 

Lage versetzt, zu beurteilen, wie sich die Risiken im 

Kapitalbedarf widerspiegeln. Die Mitglieder des 

Vorstandes sorgen für eine angemessene Ausgestal-

tung des ORSA und steuern dessen Durchführung.  

Unter Berücksichtigung der Erkenntnisse aus dem 

ORSA genehmigt der Vorstand die lang- und kurz-

fristige Kapitalplanung unter Beachtung der von ihm 

festgelegten Geschäfts- und Risikostrategie im Rah-

men der Vorstandsklausurtagungen im Frühjahr und 

Herbst. Dieser Plan umfasst Alternativen, um sicher-

zustellen, dass die Kapitalanforderungen selbst unter 

unerwartet ungünstigen Umständen erfüllt werden 

können. 

B.4 Internes Kontrollsystem 

Beschreibung des internen Kontrollsystems 
Das interne Kontrollsystem (IKS) von R+V ist die 

Gesamtheit aller organisatorischen und technischen 

Maßnahmen, Kontrollen und Funktionen, die dazu 

dienen, die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der 

Geschäftstätigkeit zu unterstützen und sicherzustel-

len, dass alle zu beachtenden Gesetze und Verord-

nungen sowie alle aufsichtsbehördlichen Anforde-

rungen und internen Vorgaben eingehalten werden. 

Das IKS soll ebenfalls sicherstellen, dass die im Zu-

sammenhang mit der Geschäftstätigkeit stehenden 

Informationen an interne oder externe Adressaten 

vollständig und zutreffend sind. Das IKS umfasst 

alle Unternehmensebenen und auch ausgegliederte 

Bereiche und Prozesse. 

Das IKS stellt konzeptionell ein Element des gesam-

ten integrierten Kontroll- und Steuerungssystems im 

Sinne des Modells der drei Verteidigungslinien dar, 

in dem die Zuständigkeiten und Kontrollaktivitäten 

aller Organisationseinheiten und der Schlüsselfunk-

tionen ineinandergreifen.  

Die interne Revision überprüft die Angemessenheit 

und Wirksamkeit des gesamten IKS. Dies geschieht 
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durch unabhängige und objektive Prüfung der vorge-

lagerten Verteidigungslinien.  

Compliance-Funktion 
Die Aufgabe der Compliance-Funktion liegt vorran-

gig in der Überwachung der Einhaltung der externen 

Anforderungen. Darüber hinaus berät sie den Vor-

stand in Bezug auf die Einhaltung der für den Be-

trieb des Versicherungsgeschäfts geltenden Gesetze 

und Verwaltungsvorschriften, beurteilt die mögli-

chen Auswirkungen von Änderungen des Rechtsum-

feldes für das Unternehmen und identifiziert und be-

urteilt das mit der Verletzung der rechtlichen Vorga-

ben verbundene Risiko (Compliance-Risiko).  

Die Compliance-Funktion wird wegen der übergrei-

fenden Organisation der Geschäftsprozesse unter-

nehmensübergreifend durch eine zentrale Compli-

ance-Stelle in Kooperation mit dezentralen Compli-

ance-Stellen der Vorstandsressorts der R+V Versi-

cherung AG wahrgenommen.  

Die vierteljährlich stattfindende Compliance-Konfe-

renz ist das zentrale Koordinations- und Berichtsgre-

mium der Compliance-Funktion. Dort werden die 

Aktivitäten der zentralen und dezentralen Compli-

ance-Stellen berichtet und koordiniert sowie rele-

vante Vorfälle behandelt. In der Compliance-Konfe-

renz finden zudem der Informationsaustausch und 

die Interaktion mit den anderen Schlüsselfunktionen 

statt. Bei besonders gravierenden Verstößen sind 

Ad-hoc-Meldungen an die zentrale Compliance-

Stelle vorgesehen.  

Der Inhaber der Compliance-Funktion berichtet un-

mittelbar an den Vorstand und ist organisatorisch di-

rekt dem Vorstandsvorsitzenden der R+V Versiche-

rung AG zugeordnet.  

B.5 Funktion der internen Revision 

§ 30 VAG verpflichtet Versicherungsunternehmen 

eine Interne Revision einzurichten. Im Rahmen des 

sogenannten „Three-lines-of-defence“-Konzepts 

nimmt die Interne Revision ihre Aufgaben auf der 

dritten Verteidigungslinie wahr. Die übrigen drei 

Schlüsselfunktionen – die Compliance-Funktion, die 

Risikomanagement-Funktion sowie die versiche-

rungsmathematische Funktion – gehören der zweiten 

Verteidigungslinie an. 

Die Revisionsfunktion wird durch die Konzern-Re-

vision der R+V Versicherung AG wahrgenommen. 

Sie ist eine von den operativen Geschäftsprozessen 

losgelöste, unabhängige und organisatorisch selbst-

ständige Funktion zur Überwachung aller Unterneh-

mensbereiche. Sie ist der Geschäftsleitung unmittel-

bar unterstellt und organisatorisch direkt dem Vor-

standsvorsitzenden zugeordnet. Die Konzern-Revi-

sion hat zur Wahrung ihrer Aufgaben ein uneinge-

schränktes Informationsrecht. Der Leiter der Kon-

zern-Revision ist verantwortlicher Inhaber der 

Schlüsselfunktion Interne Revision.  

Die Revisionsfunktion erbringt unabhängige und ob-

jektive Prüfungs- und Beratungsleistungen, welche 

darauf ausgerichtet sind, Mehrwerte zu schaffen und 

die Geschäftsprozesse zu verbessern. Sie unterstützt 

die Organisation bei der Erreichung  

ihrer Ziele, indem sie mit einem systematischen und 

zielgerichteten Ansatz die Effektivität des Risikoma-

nagements, der Kontrollen sowie der Führungs- und 

Überwachungsprozesse bewertet und diese zu ver-

bessern hilft. 

Das Hauptziel der Revisionsfunktion ist, das Unter-

nehmen vor Vermögensverlusten zu schützen. Die 

Aufgaben sowie die Aufbau- und Ablauforganisa-

tion der Internen Revision werden durch verschie-

dene deutsche und europäische Normen sowie ver-

schiedene Prüfungs- und Revisionsstandards vorge-

geben. Die Handlungsweisen der Revisionsfunktion 

orientieren sich zudem an den berufsständischen 

deutschen (Deutsches Instituts für Interne Revision - 

DIIR) und internationalen Standards (Institute of In-

ternal Auditors - IIA). 
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Die Revisionsplanung erfolgt risikoorientiert und 

wird jährlich, so auch 2017, im Revisionssystem ak-

tualisiert. Sie beinhaltet die Prüfungsgebiete, die 

eine Kombination der Prüfungsthemen mit allen zu 

prüfenden Bereichen und Prozessen (Prüfungsuni-

versum) darstellen. Im Zuge der Planung werden 

auch Kapazitäten für außerplanmäßige Revisions-

prüfungen vorgehalten.  

FRAUD-Management, die Abwehr strafbarer und 

arglistiger Angriffe auf das Gesellschaftsvermögen, 

gewinnt auch in der R+V Gruppe zunehmend an Be-

deutung, Seitens der Konzern-Revision wird das 

Thema FRAUD-Management seit mehreren Jahren 

zunehmend stärker koordiniert und im Unternehmen 

vorangetrieben. 

B.6 Versicherungsmathematische 

Funktion 

Die versicherungsmathematische Funktion (VMF) 

ist in erster Linie mit Kontrollaufgaben im Hinblick 

auf die ordnungsgemäße Bewertung der versiche-

rungstechnischen Rückstellungen in der Solvabili-

tätsübersicht betraut. Neben dieser Kontrolltätigkeit 

nimmt die VMF weitere Aufgaben wahr. Dies um-

fasst unter anderem eine Stellungnahme zur allge-

meinen Zeichnungs- und Annahmepolitik sowie zur 

Angemessenheit der Rückversicherungsvereinbarun-

gen und die Unterstützung der Risikomanagement-

funktion im Rahmen der unternehmenseigenen Ri-

siko- und Solvabilitätsbeurteilung.  

Die VMF erstellt einmal pro Jahr einen schriftlichen 

Bericht über die wesentlichen Erkenntnisse ihrer 

Aufgaben, der dem Vorstand vorgelegt wird. Zusätz-

lich berichtet die VMF bei Bedarf anlassbezogen an 

den Vorstand. 

Die VMF ist so eingerichtet, dass sie frei von Ein-

flüssen ist, die eine objektive, faire und unabhängige 

Aufgabenerfüllung beeinträchtigen können. Sie ver-

fügt über eigene Mitarbeiter, die nur der verantwort-

lichen Person für die VMF unterstellt sind. 

Die VMF ist gleichrangig und gleichberechtigt ne-

ben den anderen Schlüsselfunktionen, ohne dass 

diese gegenseitig weisungsbefugt sind. Um die ge-

forderte Trennung von Berechnung und Validierung 

der versicherungstechnischen Rückstellungen sicher-

zustellen, ist die VMF jeweils organisatorisch von 

den für die Berechnung zuständigen Einheiten ge-

trennt. 

Die Abstimmung von konzernweiten Vorgaben für 

die Arbeit der VMF erfolgt im dafür von der Grup-

pen-VMF geschaffenen VMF-Komitee. Daneben 

finden regelmäßig Gespräche mit der Funktion der 

internen Revision, der Compliance-Funktion sowie 

der Risikomanagementfunktion statt. 

B.7 Outsourcing 

Das Solvency II-Recht enthält aufsichtsrechtliche 

Anforderungen für bestimmte Dienstleistungsver-

träge, mit denen das Unternehmen Tätigkeiten an 

andere Unternehmen auslagert. Welche Pflichten für 

den jeweiligen Ausgliederungsvorgang zu erfüllen 

sind, hängt davon ab, in welche Kategorie der Ver-

trag einzuordnen ist. Aufsichtsrechtlich relevant sind 

nur ein Teil der Ausgliederungsvorgänge, also nur 

Verträge über die Ausgliederung einer „Funktion“ o-

der „wichtigen Funktion“, einer „Versicherungstä-

tigkeit“ oder „wichtigen Versicherungstätigkeit“ o-

der einer „Schlüsselfunktion“. Für Verträge, die eine 

Funktion bzw. Versicherungstätigkeit ausgliedern, 

werden bestimmte Pflichtinhalte in die Ausgliede-

rungsverträge aufgenommen (u.a. Weisungs- und 

Kontrollrechte des ausgliedernden Unternehmens 

und der Aufsicht) und die Verträge ins Risikoma-

nagement mit einbezogen. Bei Ausgliederung einer 

Schlüsselfunktion wird zusätzlich ein Ausgliede-

rungsbeauftragter bestimmt, der den Dienstleister 

überwacht sowie Eignung und Zuverlässigkeit der 
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betroffenen Mitarbeiter des Dienstleisters sicherge-

stellt. 

Die interne und externe Ausgliederung von Tätigkei-

ten bietet Qualitäts- und Kostenvorteile. Dabei zieht 

die Ausgliederung aber auch verschiedene, ausglie-

derungsspezifische Risiken nach sich, die identifi-

ziert, analysiert und von einem angemessenen Risi-

komanagement begleitet werden.  

Der Ausgliederungsprozess besteht – sowohl für ex-

terne als auch für interne Ausgliederungsvorgänge – 

aus vier Phasen: 

- Prüfungs- und Auswahlphase 

- Verhandlung und Vertragsabschluss 

- Laufender Vertrag 

- Beendigung und Abwicklung 

In jeder dieser Phasen sind Vorgaben definiert, die 

zum großen Teil davon abhängen, wie der Ausglie-

derungsvertrag aufsichtsrechtlich zu klassifizieren 

ist. 

Für die CA wurden folgende wichtige Funktionen 

bzw. Versicherungstätigkeiten extern ausgegliedert: 

- Zeichnung von Neugeschäft im Namen der CA im 

Rahmen der vorgegebenen Zeichnungsvollmacht 

- Entwicklung von Produkten und Tarifen 

- Vertragsverwaltung für den vermittelten Bestand 

- Schadenbearbeitung für den vermittelten Bestand 

Darüber hinaus wurden folgende wichtige Funktio-

nen bzw. Versicherungstätigkeiten der CA intern an 

Gesellschaften der R+V-Gruppe ausgegliedert:  

- Vermögensanlage inklusive zentraler Gelddisposi-

tion/Finanzclearing, Vermögensverwaltung, Fi-

nanzplanung 

- Gesellschaftsübergreifende Koordination des Rech-

nungswesens 

- Gesellschaftsübergreifendes Controlling 

- Rückversicherungsbetreuung  

- EDV (Systembetrieb, Systementwicklung, Konzep-

tion und Steuerung) 

- Vertriebsunterstützung und strategische Ver-

triebskoordination 

- Rechnungswesen 

- Bestandsverwaltung, Leistungsbearbeitung 

- Beschwerdemanagementfunktion   

- Interne Revision 

- Risikomanagement-Funktion 

- Compliance-Funktion 

- Versicherungsmathematische Funktion 

- Ausgliederung der Schadenbearbeitung in der 

Sparte Rechtsschutz 

- Funktionsausgliederung Vertrieb (Vertriebsweg 

Makler Komposit) 

- Funktionsausgliederung Vertrieb (übrige Vertriebs-

wege) 

Die Dienstleister sind in der Bundesrepublik 

Deutschland ansässig. 

B.8 Sonstige Angaben 

Nach derzeitiger Einschätzung liegen zum Stichtag 

keine berichtspflichtigen sonstigen Informationen 

vor. 
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C Risikoprofil 

Im Risikoprofil der CA werden die Risiken erfasst, 

denen die Gesellschaft ausgesetzt ist.  

Ausgangspunkt ist die Identifikation und Dokumen-

tation sämtlicher für das Unternehmen vorhandener 

Risiken. Alle identifizierten Risiken werden im Rah-

men der Wesentlichkeitsprüfung anhand qualitativer 

Kriterien eingeschätzt und als wesentlich oder nicht 

wesentlich eingestuft.  

Die Ergebnisse der Risikoidentifikation und der We-

sentlichkeitseinstufung werden im Risikoprofil dar-

gestellt. Das Risikoprofil enthält somit alle wesentli-

chen und unwesentlichen Risiken.  

Die CA bewertet ihre Risiken zur Messung der auf-

sichtsrechtlichen Kapitalanforderungen mittels der 

Standardformel (siehe Kapitel E.2). Das Modell 

folgt einem Value-at-Risk Ansatz über einen einjäh-

rigen Horizont zu einem Sicherheitsniveau von 

99,5 %.  

Die regelmäßig durchgeführten Stresstests setzen 

sich aus zwei verschiedenen Stresstestarten zusam-

men. Es werden ein makroökonomischer Stresstest 

und hypothetische Stresstests berechnet. Beim mak-

roökonomischen Stresstest handelt es sich um einen 

risikoartenübergreifenden Stresstest, in dem mehrere 

Risikofaktoren und Bewertungsparameter in ver-

schiedenen Risikoarten simultan verändert werden. 

Die hypothetischen Stresstests hingegen sind soge-

nannte risikoartenspezifische Stresstests, in denen 

jeweils nur ein Risikoparameter verändert wird. 

Nachfolgend ist die Risikoexponierung der CA zum 

Stichtag gemäß den aufsichtsrechtlichen Kapitalan-

forderungen dargestellt:  

   

SCR / MCR 

  IST 2017 

  in TEuro  

Marktrisiko  32.648 

Gegenparteiausfallrisiko  944 

Lebensversicherungstechnisches Risiko  24 

Krankenversicherungstechnisches Risiko  3.199 

Nichtlebensversicherungstechnisches Risiko  96.062 

Diversifikation  -23.180 

Risiko immaterielle Vermögenswerte  0 

Basissolvenzkapitalanforderung  109.696 

Operationelles Risiko  6.023 

Verlustausgleichsfähigkeit der versicherungs- 
technischen Rückstellungen  0 

Verlustausgleichsfähigkeit der latenten Steu-
ern  -32.491 

Solvenzkapitalanforderung  83.228 

Mindestkapitalanforderung  24.933 

   

 

C.1 Versicherungstechnisches Risiko 

Risikoexponierung 
Die CA ist Bestandteil der R+V und bietet Komposi-

tversicherungen für Privatkunden und Unternehmen 

vornehmlich in den Bereichen der Kraftfahrt-Versi-

cherung und der industriellen Sach- sowie der Tech-

nischen Versicherungszweige an. Da die Submodule 

Prämien- und Reserverisiko sowie Katastrophenri-

siko Nichtleben als wesentlich eingestuft werden, ist 

das Nichtlebensversicherungstechnische Risiko der 

CA gesamthaft als wesentlich einzustufen. 
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Nichtlebensversicherungstechnisches Risiko 
     

NICHTLEBENSVERSICHERUNGSTECHNISCHES RISIKO 

Risiken  Beschreibung  Einstufung 

Nichtlebensversicherungs-
technisches Risiko 

 Das Nichtlebensversicherungstechnische Risiko bezeichnet die Gefahr, die sich aus 
der Übernahme von Nicht-Lebensversicherungsverpflichtungen ergibt, und zwar in Be-
zug auf die abgedeckten Risiken und die verwendeten Prozesse bei der Ausübung des 
Geschäfts.  

Wesentlich 

Prämien-und Reserverisiko  Das Prämien- und Reserverisiko bezeichnet die Gefahr eines Verlusts oder einer nach-
teiligen Veränderung des Werts der Versicherungsverbindlichkeiten, die sich aus 
Schwankungen in Bezug auf das Eintreten, die Häufigkeit und die Schwere der versi-
cherten Ereignisse und in Bezug auf das Eintreten und den Betrag der Schadenabwick-
lung ergibt.  

Wesentlich 

Katastrophenrisiko Nichtleben  Risiko eines Verlustes oder einer nachteiligen Veränderung des Werts der Versiche-
rungsverbindlichkeiten, das sich aus einer signifikanten Ungewissheit in Bezug auf die 
Preisfestlegung und die Annahmen bei der Rückstellungsbildung für extreme oder au-
ßergewöhnliche Ereignisse ergibt.  

Wesentlich 

Stornorisiko  Das Stornorisiko beschreibt die Gefahr eines Verlusts oder einer nachteiligen Verände-
rung des Werts der Versicherungsverbindlichkeiten, die sich aus Veränderungen in der 
Höhe oder bei der Volatilität der Storno-, Kündigungs-, Verlängerungs- und Rückkaufs-
raten von Versicherungspolicen ergibt.  

Nicht wesentlich 

     

 

Prämien-und Reserverisiko 

Prämien sind nach versicherungsmathematischen 

Grundsätzen so kalkuliert, dass die eingenommenen 

Prämien zur Deckung der zukünftig anfallenden 

Schäden und Kosten ausreichen. Um die zukünftigen 

Verpflichtungen für bereits im Bestand befindliche 

Verträge darzustellen, werden mit Hilfe aktuarieller 

Verfahren Prämienrückstellungen gebildet. Zur Dar-

stellung der zukünftigen Verpflichtungen aus bereits 

eingetretenen Schadenfällen werden Schadenrück-

stellungen gebildet. 

Die Möglichkeit der zufälligen Abweichung von den 

Annahmen bei der Preisfestlegung wie auch bei der 

Bildung der Schadenrückstellungen ist ein inhären-

tes Risiko eines Schaden-/Unfallversicherers. Aus 

diesem Grund wird das Prämien- und Reserverisiko 

der CA als wesentlich eingestuft. 

Katastrophenrisiko Nichtleben  

Ein Katastrophenereignis bei einem Versicherungs-

unternehmen ist dadurch charakterisiert, dass ein 

Schadenereignis im Gegensatz zu Einzelschadenfäl-

len sehr viele Versicherungsnehmer gleichzeitig 

trifft. Für die weitere Darstellung werden beim Kata-

strophenrisiko Nichtleben die folgenden Risiken un-

terschieden: 

- Naturkatastrophenrisiko: Dieses kann sich in allen 

Versicherungszweigen realisieren, die eine Ele-

mentardeckung anbieten. Die Gefahren Sturm, Ha-

gel, Erdbeben und Überschwemmung sind bei der 

CA potentiell risikoreiche Gefahren 

- Von Menschen verursachte Katastrophen (Man-

Made-Risiko): Für das Risikoprofil der CA sind 

Man-Made-Risiken aus den Geschäftsbereichen 

Kraftfahrt-Haftpflicht, Haftpflicht, Luftfahrt, Feuer 

und Seefahrt relevant 

- Sonstige Katastrophen 

Die CA ist ein Mehrspartenversicherer und aufgrund 

der Vielfalt der Geschäftssegmente diesen Risiken 

ausgesetzt. Durch den oben beschriebenen Charakter 

eines Katastrophenereignisses kann der dadurch ent-

stehende Schaden in ungünstigen Fällen immens 

sein. Aufgrund der potentiell hohen Auswirkungen 

auf das Geschäftsergebnis wird das Katastrophenri-

siko als wesentliches Risiko eingestuft. 

Krankenversicherungstechnisches Risiko  
Die CA als Schaden-/Unfallversicherer betreibt den 

Versicherungszweig Unfallversicherung ohne Bei-

tragsrückgewähr. Daher wurde für die Gesellschaft 

das Krankenversicherungstechnische Risiko identifi-
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ziert. Da das Submodul Krankenversicherungstech-

nisches Risiko nAd Nichtleben als wesentlich einge-

stuft wird, ist das Krankenversicherungstechnische 

Risiko der CA auch gesamthaft als wesentlich einzu-

stufen. 

     

KRANKENVERSICHERUNGSTECHNISCHES RISIKO 

Risiken  Beschreibung  Einstufung 

Krankenversicherungstechni-
sches Risiko 

 

Das Krankenversicherungstechnische Risiko bezeichnet die Gefahr, die sich aus der 
Übernahme von Kranken- und Unfallversicherungsverpflichtungen ergibt, und zwar in 
Bezug auf die abgedeckten Risiken und verwendeten Prozesse bei der Ausübung des 
Geschäfts.  

Wesentlich 

Krankenversicherungstechni-

sches Risiko nAd Leben 

 

Das Krankenversicherungstechnisch Risiko nAd Leben bezeichnet die Gefahr, die sich 

aus der Übernahme von Kranken- und Unfallversicherungsverpflichtungen nach Art der 
Lebensversicherung ergibt, und zwar in Bezug auf die abgedeckten Risiken und die 
verwendeten Prozesse bei der Ausübung des Geschäfts.  

Nicht wesentlich 

Krankenversicherungstechni-
sches Risiko nAd Nichtleben 

 

Das Krankenversicherungstechnische Risiko nAd Nichtleben bezeichnet die Gefahr, die 
sich aus der Übernahme von Kranken- und Unfallversicherungsverpflichtungen nach 
Art der Schadenversicherung ergibt, und zwar in Bezug auf die abgedeckten Risiken 
und die verwendeten Prozesse bei der Ausübung des Geschäfts.  

Wesentlich 

Katastrophenrisiko Krankenver-
sicherung 

 

Risiko eines Verlustes oder einer nachteiligen Veränderung des Werts der Versiche-
rungsverbindlichkeiten, das sich aus einer signifikanten Ungewissheit in Bezug auf die 
Preisfestlegung und die Annahmen bei der Rückstellungsbildung für extreme oder au-
ßergewöhnliche Ereignisse ergibt.  

Nicht wesentlich 

     

 

Krankenversicherungstechnisches Risiko nAd 

Nichtleben 

Aus dem oben genannten Versicherungszweig kön-

nen Schäden resultieren, die keine anerkannten Ren-

tenfälle sind. Diese ähneln in ihren Eigenschaften 

nichtlebensversicherungstechnischen Verbindlich-

keiten und sind gleichartigen Risiken ausgesetzt. Für 

die CA wurde somit das Krankenversicherungstech-

nische Risiko nAd Nichtleben identifiziert. 

Als Bestandteile sind die folgenden Risiken ausge-

macht worden: 

- Prämien- und Reserverisiko 

- Stornorisiko 

Die Möglichkeit der zufälligen Abweichung von den 

Annahmen bei der Preisfestlegung wie auch bei der 

Bildung der Schadenrückstellungen ist ein inhären-

tes Risiko für Schaden-/Unfallversicherer.  

Das Risikopotential einzelner Verträge geht maß-

geblich mit der Vertragslaufzeit einher. Verträge mit 

einer einjährigen Laufzeit unterliegen nur einem ge-

ringen Stornorisiko, insbesondere im Vergleich zu 

Mehrjahresverträgen. Die CA hat mehrheitlich Un-

fallversicherungsverträge mit einer Laufzeit von ma-

ximal einem Jahr im Portfolio (ca. 88°%). 

Das Krankenversicherungstechnische Risiko nAd 

Nichtleben wird insgesamt als wesentlich eingestuft. 

Lebensversicherungstechnisches Risiko  
Das Lebensversicherungstechnische Risiko wird für 

die CA identifiziert und als nicht wesentlich einge-

stuft. Es wurden das Langlebigkeits- und das Le-

bensversicherungskostenrisiko für die CA identifi-

ziert. Da alle Submodule des Lebensversicherungs-

technischen Risikos als nicht wesentlich eingestuft 

werden, ist das Lebensversicherungstechnische Ri-

siko der CA auch gesamthaft als nicht wesentlich 

einzustufen. 

Risikominderungstechniken / 
Risikosteuerung 
Die Steuerung des Prämien- und Reserverisikos der 

CA erfolgt durch eine gezielte Risikoselektion, eine 

risikogerechte Tarif- und Produktgestaltung sowie 

durch ertrags-orientierte Zeichnungsrichtlinien. Zur 

Aufrechterhaltung eines ausgewogenen Risikoprofils 
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achtet die CA bei großen Einzelrisiken auf adäqua-

ten Rückversicherungsschutz. Durch den Einsatz 

von Planungs- und Steuerungsinstrumenten wird das 

Management frühzeitig in die Lage versetzt, uner-

wartete oder gefährliche Bestands- und Schadenent-

wicklungen zu erkennen und mit entsprechenden 

Maßnahmen der veränderten Risikosituation begeg-

nen zu können. Um die genannten Risiken be-

herrschbar zu machen, unterliegt die Preisfindung ei-

ner genauen Kalkulation unter Verwendung mathe-

matisch-statistischer Modelle. 

Zur Risikominderung in der Versicherungstechnik 

kauft die CA obligatorischen und fakultativen Rück-

versicherungsschutz ein, formuliert Risikoaus-

schlüsse und gestaltet risikogerechte Selbstbehalt-

Modelle. Im Zusammenhang mit Rückversiche-

rungsentscheidungen erfolgt eine regelmäßige Über-

prüfung der Risikotragfähigkeit. Daraus leiten sich 

Rückversicherungsstrukturen und Haftungsstrecken 

ab. 

Risikokonzentrationen 
Risikokonzentrationen entstehen durch das Eingehen 

von einzelnen Risiken oder stark korrelierten Risi-

ken, welche durch ein hohes Schaden- und Ausfall-

potenzial gekennzeichnet sind. 

Gegenstand regelmäßiger Analysen des Versiche-

rungs-bestands sind Risikokonzentrationen und de-

ren Veränderung im Zeitablauf. Die Nutzung geo-

grafischer Diversifikation und der Einsatz von 

Zeichnungsrichtlinien bilden die Basis der Steuerung 

des Risikos aus Naturkatastrophen. 

Risikosensitivitäten/-stresse 
Für das Nichtlebensversicherungstechnische Risiko 

erfolgt eine Stressbetrachtung der erwarteten Infla-

tion in der Schadenabwicklung. Im Prämien- und 

Reserverisiko sind die Rückstellungen der treibende 

Input zur Berechnung des Risikos. Aus diesem 

Grund wird für den hypothetischen Stresstest der 

Versicherungstechnik bei der Schadenerwartung 

eine zusätzliche Schadeninflation pro Jahr angenom-

men.  

Im versicherungstechnischen Stresstest (Inflation) 

steigt das Prämien- und Reserverisiko um 545 TEuro 

an. Insgesamt steigt das Nichtlebensversicherungs-

technisches Risiko um 443 TEuro.  

Zusätzlich zu dem genannten Stresstest wird ein Na-

turkatastrophenstress simuliert. Es handelt sich hier-

bei um einen Stress der Sach-Versicherungssummen 

im Naturkatastrophenrisiko anhand des Baupreisin-

dex. 

Im versicherungstechnischen Stresstest (Naturkata-

strophen) steigt das Katastrophenrisiko um 

15.305 TEuro an. Die Veränderungen im Nichtle-

bensversicherungstechnischen Risiko belaufen sich 

insgesamt auf 12.401 TEuro.  

Im Ergebnis sinkt die Risikotragfähigkeit in beiden 

Stresstests um -4,8 % bzw. -32,5 %-Punkte. Für 

beide Stresstests ergeben sich keine wesentlichen 

Änderungen in der Bedeckung, sodass die Risiko-

tragfähigkeit der CA auch unter diesen Szenarien 

ausreichend sichergestellt ist. 

 

       

       

  Vor Stress  Inlflation  Naturkatastrophen 

31.12.2017       

Bedeckungsquote  258,4%  253,7%  225,9% 
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Im Rahmen der Stresstestberechnungen wurden 

keine weitergehenden risikoreduzierenden oder ei-

genmittelerhöhenden Maßnahmen berücksichtigt, 

welche die Gesellschaft bei Eintritt eines solchen 

Szenarios ergreifen würde. Grundsätzlich ist aktuell 

keine Gefährdung der Risikotragfähigkeit zu erken-

nen, sodass keine Maßnahmen erforderlich sind. 

C.2 Marktrisiko 

Risikoexponierung 
       

MARKTRISIKO 

Risiken  Beschreibung  
Mapping zu den Sol-
vency II- Modulen  Einstufung 

Marktrisiko 

 

Das Marktrisiko bezeichnet die Gefahr, die sich aus Schwankungen in der 
Höhe oder in der Volatilität der Marktpreise von Finanzinstrumenten ergibt, 
die den Wert der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten des Unterneh-
mens beeinflussen. Es spiegelt zudem die strukturelle Inkongruenz zwi-
schen Vermögenswerten und Verbindlichkeiten insbesondere im Hinblick 
auf deren Laufzeit wider.   

  Wesentlich 

Zinsrisiko 

 

Das Zinsrisiko beschreibt die Sensitivität der Werte von Vermögenswerten, 
Verbindlichkeiten und Finanzinstrumenten in Bezug auf Veränderungen in 
der Zinskurve oder in Bezug auf die Volatilität der Zinssätze.  

Zinsrisiko  Wesentlich 

Aktienrisiko 

 

Das Aktienrisiko beschreibt die Sensitivität der Werte von Vermögenswer-
ten, Verbindlichkeiten und Finanzinstrumenten in Bezug auf Veränderungen 
in der Höhe oder bei der Volatilität der Marktpreise von Aktien.  

Aktienrisiko  Wesentlich 

Immobilienrisiko 

 

Das Immobilienrisiko beschreibt die Sensitivität der Werte von Vermögens-
werten, Verbindlichkeiten und Finanzinstrumenten in Bezug auf Verände-
rungen in der Höhe oder bei der Volatilität der Marktpreise von Immobilien.  

Immobilienrisiko  Wesentlich 

Spreadrisiko 

 

Das Spreadrisiko beschreibt die Sensitivität der Werte von Vermögenswer-

ten, Verbindlichkeiten und Finanzinstrumenten in Bezug auf Veränderungen 
in der Höhe oder in der Volatilität der Credit-Spreads über der risikofreien 
Zinskurve. Dabei  setzt sich dieser Spread im Allgemeinen aus verschiede-
nen Komponenten zusammen (z.B. Prämien für potentielle Ausfälle, steuer-
liche Aspekte und eingeschränkte Liquidität/Fungibilität).  

Spreadrisiko  Wesentlich 

Währungsrisiko 

 

Das Währungsrisiko beschreibt die Sensitivität der Werte von Vermögens-
werten, Verbindlichkeiten und Finanzinstrumenten in Bezug auf Verände-
rungen in der Höhe oder bei der Volatilität der Wechselkurse.  

Währungsrisiko  Nicht wesentlich 

Beteiligungsrisiko 
 
Beteiligungsrisiko bezeichnet das Risiko, dass sich aus Wertveränderungen 
des Beteiligungsportfolios ergibt.  

Aktienrisiko  Wesentlich 

       

 

Die CA ist Bestandteil der R+V und bietet Komposi-

tversicherungen für Privatkunden und Unternehmen 

vornehmlich in den Bereichen der Kraftfahrt-Versi-

cherung und der industriellen Sach- sowie der Tech-

nischen Versicherungszweige an. 

Die Anlagepolitik der Gesellschaft trägt durch Wah-

rung einer angemessenen Mischung und Streuung 

der Kapitalanlagen dem Ziel der Risikoverminde-

rung in besonderem Maße Rechnung. Dies führt in 

der Folge dazu, dass bei der CA fast alle im Marktri-

siko auftretenden Subrisiken in signifikantem Um-

fang vorhanden sind. Einen besonderen Anlage-

schwerpunkt bilden Kapitalanlagen in festverzinsli-

che Wertpapiere. 

Aufgrund dieses Schwerpunktes können ein anhal-

tendes Zinstief und enge Credit-Spreads die CA vor 

zusätzliche Herausforderungen stellen, sodass die 

Submodule Zins- und Spreadrisiko für die CA als 

besonders wesentlich eingestuft werden. 

Bei der CA werden Aktien im Rahmen einer lang-

fristigen Anlagestrategie zur Sicherstellung der Er-
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füllbarkeit der Verpflichtungen gegenüber den Ver-

sicherungsnehmern genutzt. Es besteht nicht der An-

spruch, aus den kurzfristigen Schwankungen durch 

Realisierungen Gewinne zu erzielen.  

Immobilien- und Beteiligungsrisiken sind für die CA 

aufgrund der relativen Höhe dieser Investments 

ebenfalls als wesentlich einzustufen. 

Risikominderungstechniken / 

Risikosteuerung 
Die Steuerung der Risiken aus der Kapitalanlage er-

folgt innerhalb der von EIOPA vorgegebenen Leitli-

nien, der Vorschriften des VAG, der aufsichtsrecht-

lichen Rundschreiben und der internen Anlagericht-

linien. Die Einhaltung der internen Regelungen in 

der Risikomanagement-Leitlinie für das Anlageri-

siko sowie der weiteren aufsichtsrechtlichen Anlage-

grundsätze und Regelungen wird bei der CA durch 

ein qualifiziertes Anlagemanagement, geeignete in-

terne Kontrollverfahren, eine perspektivische Anla-

gepolitik sowie sonstige organisatorische Maßnah-

men sichergestellt. Dabei umfasst die Steuerung der 

Risiken sowohl ökonomische als auch bilanzielle 

Aspekte. Auf organisatorischer Ebene begegnet die 

CA Anlagerisiken durch eine strikte funktionale 

Trennung von Anlage, Abwicklung und Controlling. 

Die CA nimmt fortlaufend Erweiterungen und Ver-

feinerungen des Instrumentariums zur Risikoidenti-

fikation, -bewertung und -analyse bei der Neuanlage 

und der Beobachtung des Anlagebestands vor, um 

den Veränderungen an den Kapitalmärkten zu be-

gegnen und Risiken frühzeitig zu erkennen, zu be-

grenzen oder zu vermeiden. 

Kapitalanlagerisiken begegnet die CA grundsätzlich 

durch Beachtung des Prinzips einer möglichst gro-

ßen Sicherheit und Rentabilität bei Sicherstellung 

der jederzeitigen Liquidität, um die Qualität des 

Portfolios zu gewährleisten. Durch Wahrung einer 

angemessenen Mischung und Streuung der Kapital-

anlagen trägt die Anlagepolitik der CA dem Ziel der 

Risikoverminderung in besonderem Maße Rech-

nung.  

Bei R+V werden regelmäßige Untersuchungen zum 

Asset-Liability-Management durchgeführt. Mithilfe 

von Stresstests und Szenarioanalysen wird der not-

wendige Umfang von Sicherungsmitteln zur Wah-

rung der Solvabilität laufend überprüft. Insbesondere 

werden Auswirkungen eines lang anhaltenden nied-

rigen Zinsniveaus sowie volatiler Kapitalmärkte sys-

tematisch geprüft. 

Risikokonzentrationen 

Risikokonzentrationen sind Ansammlungen von 

Einzelrisiken, die aufgrund hoher Abhängigkeiten 

bzw. verwandter Wirkungszusammenhänge mit 

deutlich erhöhter Wahrscheinlichkeit gemeinsam 

schlagend werden. Die Abhängigkeiten und die Ver-

wandtschaft der Wirkungszusammenhänge offenba-

ren sich teilweise erst in Krisensituationen. 

Nach § 124 VAG müssen Versicherungsunterneh-

men ihre gesamten Vermögenswerte nach dem 

Grundsatz der unternehmerischen Vorsicht anlegen. 

Zu den gesetzlichen Anforderungen dieses Grund-

satzes gehört auch: 

- Anlagen sind in angemessener Weise so zu mi-

schen und zu streuen, dass eine übermäßige Abhän-

gigkeit von einem bestimmten Vermögenswert o-

der Emittenten oder von einer bestimmten Unter-

nehmensgruppe oder einem geografischen Raum 

und eine übermäßige Risikokonzentration im Port-

folio als Ganzem vermieden werden und 

- Vermögensanlagen bei demselben Emittenten oder 

bei Emittenten, die derselben Unternehmensgruppe 

angehören, dürfen nicht zu einer übermäßigen Risi-

kokonzentration führen. 

R+V hat diese Anforderungen aus dem VAG weiter 

konkretisiert in ihrer Risikomanagementleitlinie für 

das Anlagerisiko. Dort sind insbesondere die quanti-

tativen Beschränkungen zur Mischung sowie die 

schuldnerbezogenen Beschränkungen zur Streuung 

festgelegt.  

Im Sinne einer weiteren Detaillierung werden die 

Grundsätze aus der Risikomanagementleitlinie für 
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das Anlagerisiko durch spezielle Richtlinien ergänzt, 

die Vorgaben und Bestimmungen zu einzelnen An-

lageklassen beinhalten. Im Rahmen dieser speziellen 

Richtlinien sind weitere spezifische quantitative und 

schuldnerbezogene Beschränkungen für die jewei-

lige Anlageform definiert.  

Die Umsetzung dieser Normen bei Kapitalanlagen 

führt dazu, dass das Versicherungsunternehmen eine 

weitgehende Diversifizierung der Anlagerisiken be-

achtet und somit Risikokonzentrationen weitgehend 

vermieden werden.  

Risikosensitivitäten/-stresse 
Für das Marktrisiko werden seitens der CA diverse 

hypothetische Stresstests durchgeführt, um die Aus-

wirkungen eines Stresses einer einzelnen Risikoart 

auf die Risikotragfähigkeit der CA zu analysieren. 

Diese hypothetischen Stresstests für das Marktrisiko 

umfassen dabei die Subrisikokategorien Zinsrisiko, 

Spreadrisiko sowie Aktienrisiko.  

Im Hinblick auf das Zinsrisiko wird ein vorrangig 

kurzfristiger Zinsanstieg bzw. Zinsrückgang simu-

liert.  Bei diesen Zinsszenarien wird ein Auf- bzw. 

Abschlag auf die momentane Swapzinskurve vorge-

nommen.  

Durch den simulierten vorrangig kurzfristigen Zins-

anstieg sinkt das Marktrisiko um -1.362 TEuro. Der 

Rückgang des Risikokapitals für das Marktrisiko re-

sultiert aus einem Rückgang des Zinsrisikos um  

-1.146 TEuro in Verbindung mit einem Rückgang 

des Spreadrisikos um -944 TEuro. Im Ergebnis sinkt 

die Risikotragfähigkeit aus diesem Grund leicht um  

-8,8 %-Punkte.  

Im vorrangig kurzfristigen Zinsrückgangsszenario 

steigt das Marktrisiko um 1.517 TEuro. Der Anstieg 

des Risikokapitals für das Marktrisiko folgt im We-

sentlichen einem Anstieg des Zinsrisikos sowie des 

Spreadrisikos um 1.267 TEuro bzw. um 

1.040 TEuro. Die Bedeckungsquote steigt im Stress 

um 9,4 %-Punkte.  

Das Aktienrisiko wird durch einen weltweiten Akti-

enkursrückgang gestresst.  

Durch den simulierten Schock am Aktienmarkt sinkt 

das Marktrisiko um -1.794 TEuro. Dies resultiert im 

Wesentlichen aus einem Rückgang des Aktienrisikos 

um -2.101 TEuro. Im Ergebnis sinkt die Risikotrag-

fähigkeit um -6,4 %-Punkte.  

Für das Spreadrisiko erfolgt die Simulation eines 

Anstiegs der Creditspreads in den Segmenten Bank 

und Corporate. Der Creditspread-Stresstest ist dabei 

als rein aktivseitiger Stresstest konzipiert.  

Im Ergebnis führen die gestiegenen Creditspreads 

hauptsächlich zu einem Rückgang des Spreadrisikos 

um -2.263 TEuro. Dies führt insgesamt zu einem 

Rückgang des Marktrisikos um -1.754 TEuro, wel-

cher die Bedeckungsquote im Stress um  

-22,9 %-Punkte sinken lässt.  

Bei den oben gezeigten Stresstests des Marktrisikos 

zeigt die Gesellschaft abhängig vom Stressszenario 

eine hohe bzw. ausreichende Risikotragfähigkeit. 

 

           

                      

    Vor Stress   
Zinsanstieg,  

kurzfristig   
Zinsrückgang, 

kurzfristig   
Aktienkurs- 

rückgang   
Spreadanstieg 

Bank, Corporate 

31.12.2017           

Bedeckungsquote   258,4%   249,6%   267,8%   252,0%   235,5% 
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Im Rahmen der Stresstestberechnungen wurden 

keine weitergehenden risikoreduzierenden oder ei-

genmittelerhöhenden Maßnahmen berücksichtigt, 

welche die Gesellschaft bei Eintritt eines solchen 

Szenarios ergreifen würde. Grundsätzlich ist aktuell 

keine Gefährdung der Risikotragfähigkeit zu erken-

nen, sodass keine Maßnahmen erforderlich sind. 

C.3 Kreditrisiko 

Risikoexponierung 
       

KREDITRISIKO 

Risiken  Beschreibung  
Mapping zu den Sol-
vency II-Modulen Einstufung 

Kreditrisiko 

 

Kreditrisiko bezeichnet die Gefahr von Verlusten aus dem Ausfall von Ge-
genparteien (Kreditnehmer, Emittenten, Kontrahenten und Rückversiche-
rungsunternehmen) sowie aus der Migration der Bonität dieser Adressen. 

   Wesentlich 

Ausfallrisiko  Beim Ausfallrisiko handelt es sich um das Risiko, dass Verluste aus dem 
Ausfall von Gegenparteien entstehen. Darunter fallen: 
- Kreditnehmer (Zinszahlungen und Forderungen),  
- Emittenten handelbarer Schuld-/Beteiligungstitel (Schuldverschreibungen, 
Aktien, Genussscheine o.ä.),  
- Kontrahenten (ggf. positive Marktwerte von Derivaten) oder  
- Rückversicherungsunternehmen (Absicherung von Verbindlichkeiten) 

   Wesentlich 

- Kreditnehmer   Gegenparteiausfallrisiko  Nicht wesentlich 

- Emittenten   Spreadrisiko  Wesentlich 

- Aktien   Aktienrisiko  Wesentlich 

- Kontrahenten   Gegenparteiausfallrisiko  Nicht wesentlich 

- Rückversicherungs-
unternehmen  

 Gegenparteiausfallrisiko  Wesentlich 

Migrationsrisiko  Das Migrationsrisiko bildet die Gefahr von Wertverlusten ab, die durch eine 
Verschlechterung der Bonitätseinstufung (Ratingmigration) eines 
- Emittenten handelbarer Schuld-/Beteiligungstitel (Schuldverschreibungen, 
Genussscheine o.ä.), oder  
- Kontrahenten (CVA-Risiko) entstehen. CVA (Credit Valuation Adjustment) 
stellt hierbei die Wertanpassung von außerbörslich gehandelten Derivaten 
für erwartete Verluste aus dem Ausfall einer Gegenpartei dar. 

   Wesentlich 

- Emittenten   Spreadrisiko  Wesentlich 

- Kontrahenten 

 

 Gegenparteiausfallrisiko  Nicht wesentlich 

Verwertungsrisiko  Das Verwertungsrisiko resultiert sowohl aus der Unsicherheit über die Ver-
wertungsquote vorhandener Sicherheiten als auch aus der Unsicherheit 
über die Einbringungsquote (Recovery Rate) nach dem Ausfall von Gegen-
parteien. 

   Wesentlich 

- Kreditnehmer   Gegenparteiausfallrisiko  Nicht wesentlich 

- Emittenten   Spreadrisiko  Wesentlich 

       

 

Kreditrisiken bestehen in einer möglichen Ver-

schlechterung der wirtschaftlichen Verhältnisse von 

Emittenten bzw. Schuldnern und der daraus resultie-

renden Gefahr des teilweisen oder vollständigen 

Ausfalls von Forderungen oder bonitätsbedingter 

Wertminderungen. Die Kapitalanlage der Gesell-

schaft weist grundsätzlich eine hohe Bonität und 

eine solide Besicherungsstruktur auf. In den domi-

nierenden Branchen Öffentliche Hand und Finanz-

sektor handelt es sich insbesondere um Forderungen 

in Form von Staatsanleihen und gesetzlich besicher-

ten deutschen und europäischen Pfandbriefen. 

Trotzdem sind aufgrund des hohen Anteils der fest-

verzinslichen Wertpapiere am Gesamtbestand die 

damit verbundenen Risiken als wesentlich einzustu-

fen. 

Die CA sichert ihr Geschäft in verschiedenen Spar-

ten aus dem Bereich Schaden/Unfall durch Rückver-

sicherungsverträge ab. Trotz spartenspezifischer An-

forderungen an die Ratings der Gegenparteien kann 

der Ausfall einer Gegenpartei nachhaltig negative 

Auswirkungen auf die finanzielle Lage der Gesell-

schaft nach sich ziehen, weshalb dieses Risiko als 

wesentlich eingeschätzt wird. 
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Risikominderungstechniken / 
Risikosteuerung 
Den Risiken aus dem Ausfall von Forderungen aus 

dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft 

an Versicherungsnehmer und an Versicherungsver-

mittler wird durch ein effektives Forderungsausfall-

management begegnet. Zudem wird dem Forde-

rungsausfallrisiko durch angemessene Pauschalwert-

berichtigungen Rechnung getragen, die nach den Er-

fahrungswerten aus der Vergangenheit ausreichend 

bemessen sind.  

Das Ausfallrisiko für die Abrechnungsforderungen 

wird durch die ständige Überwachung der Standard 

& Poor’s-Ratings und die sonstigen am Markt ver-

fügbaren Informationsquellen begrenzt. 

Um Kontrahenten- und Emittentenrisiken zu beurtei-

len, zieht die CA zur Unterstützung die Einschätzun-

gen internationaler Ratingagenturen heran, die durch 

eigene Bonitätsanalysen ergänzt werden. Für die we-

sentlichen Gegenparteien wird die Einhaltung der 

Limite fortlaufend überprüft. Die Auslastung der Li-

mite und Einhaltung der Anlagerichtlinien wird re-

gelmäßig überwacht. 

Risikokonzentrationen 
Zum Umgang mit Risikokonzentrationen wird auf 

die Ausführungen zu Risikokonzentrationen inner-

halb des Marktrisikos verwiesen. 

Risikosensitivitäten/-stresse 
Für das Gegenparteiausfallrisiko der CA ist lediglich 

die Ausfallwahrscheinlichkeit der Gegenpartei (Pro-

bability of Default) ein Risikofaktor. Im Gegenpar-

teiausfallrisiko werden jedoch nur OTC Derivate (im 

Wesentlichen Devisentermingeschäfte und Swaps) 

betrachtet, deren Bestand aufgrund ihres geringen 

Volumens als immateriell eingestuft wird. Aus die-

sem Grund erfolgen keine Stresstests für das Gegen-

parteilausfallrisiko der CA. 

Stresstests für das Spreadrisiko, welches gemäß der 

internen Risikokategorisierung der CA und der Stan-

dardformel unter dem Marktrisiko geführt wird, sind 

entsprechend unter dem Marktrisiko in Kapitel C.2 

beschrieben. 

C.4 Liquiditätsrisiko 

Für eine Versicherung bedeutet Liquiditätsrisiko, 

dass das Unternehmen nicht in der Lage ist, Anlagen 

und andere Vermögenswerte zu realisieren, um sei-

nen finanziellen Verpflichtungen bei Fälligkeit nach-

zukommen. Das grundsätzliche Risiko von Markt-

wertverlusten wird jedoch bereits in den Modulen 

Zins-, Spread- und Aktienrisiko berücksichtigt und 

quantifiziert. Die mangelnde Fungibilität wird im 

Spreadrisiko durch entsprechende Aufschläge be-

rücksichtigt und quantifiziert. Eine zusätzliche Kapi-

talunterlegung ist nicht erforderlich. 

Um dem Liquiditätsrisiko zu begegnen, wird die Li-

quidität von R+V zentral gesteuert. Im Rahmen der 

Mehrjahresplanung wird eine integrierte Simulation 

zur Bestands- und Erfolgsentwicklung im Kapitalan-

lagebereich sowie zur Entwicklung der Cashflows 

durchgeführt. Basis der Steuerung ist der prognosti-

zierte Verlauf aller wesentlichen Zahlungsströme 

aus dem versicherungstechnischen Geschäft, den 

Kapitalanlagen und der allgemeinen Verwaltung. 

Der „bei künftigen Prämien einkalkulierte erwartete 

Gewinn (EPIFP)“ zum Stichtag 31. Dezember 2017 

beträgt 7.588 TEuro. 

C.5 Operationelles Risiko 

Das operationelle Risiko wird für die CA als wesent-

lich eingestuft.  

Das operationelle Risiko bezeichnet das Risiko von 

Verlusten aufgrund von unzulänglichen oder fehlge-

schlagenen internen Prozessen oder aus mitarbeiter- 

und systembedingten oder externen Vorfällen. Das 

operationelle Risiko umfasst auch Compliance- und 

Rechtsrisiken. 
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Für das operationelle Risiko werden Szenarien iden-

tifiziert. Zur Plausibilisierung der Szenarien sowie 

zur Früherkennung von möglichen negativen Ent-

wicklungen wurden geeignete quantitative oder qua-

litative Indikatoren entwickelt und dem entsprechen-

den Szenario zugeordnet. Die Überprüfung der Sze-

narien findet jährlich statt. 

C.6 Andere wesentliche Risiken 

Länderrisiko 
Das Länderrisiko umfasst die Gefahr, dass seitens 

einer ausländischen Regierung Restriktionen erlas-

sen werden, die den Transfer von Finanzmitteln von 

Schuldnern dieses Landes an ausländische Gläubiger 

untersagen. Für die CA ist dieses Risiko aufgrund 

von Investitionen außerhalb Deutschlands und auch 

aufgrund der Höhe der Investments als wesentlich 

einzustufen. Das Länderrisiko bezieht sich jedoch 

nicht auf eine Migration oder einen Ausfall des be-

treffenden Landes und der emittierten Verpflichtun-

gen, da diese Risiken bereits im Kreditrisiko berück-

sichtigt werden.  

Modellrisiko 
Zur Risikomessung werden verschiedene Modelle 

eingesetzt. Durch den Einsatz dieser Modelle ent-

steht ein Risiko bezüglich der angemessenen Aus-

wahl und Spezifikation (z.B. Unwägbarkeiten in der 

Parametrisierung). Aufgrund der Identifikation die-

ses Risikos in verschiedenen Modulen der Standard-

formel wird das Modellrisiko für die CA als wesent-

lich eingeschätzt. 

Strategisches Risiko 

Bei der CA wurde das strategische Risiko identifi-

ziert. Um weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben, ist 

es für die Gesellschaft existenziell notwendig auf 

veränderte Rahmenbedingungen adäquat zu reagie-

ren sowie ein aktives Kostenmanagement zu betrei-

ben. Aus dem Risiko, dass eine bewusste Entschei-

dung für oder gegen ein Rückversicherungspro-

gramm und dessen Ausgestaltung auf Grundlage der 

Annahmen zum Zeitpunkt der Entscheidung ex post 

zu einem unerwarteten Ergebnis führen kann, kön-

nen gerade im Fall eines Katastrophenereignisses 

immense Schäden resultieren. Aus diesen Gründen 

wird die Wesentlichkeit des strategischen Risikos 

festgestellt. 

Reputationsrisiko 
Das Reputationsrisiko wird für die CA als wesent-

lich eingestuft, da es für die Gesellschaft existenziell 

notwendig ist, sich einen guten Ruf gegenüber Kun-

den, Mitarbeitern, Geschäftspartnern, Aktionären, 

Öffentlichkeit und Aufsicht zu bewahren und damit 

weiterhin wettbewerbsfähig zu bleiben. Vor dem 

Hintergrund des durch neue Medien veränderten 

Kommunikationsverhaltens und der dadurch erhöh-

ten Verbreitungsgeschwindigkeit von schlechten 

Unternehmensnachrichten, hat dieses Risiko stark an 

Bedeutung gewonnen. 

C.7 Sonstige Angaben 

Nach derzeitiger Einschätzung liegen keine berichts-

pflichtigen sonstigen Informationen vor. 
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D Bewertung für Solvabilitätszwecke 

Ziel ist das Aufstellen einer Bilanz mit Marktwerten 

oder marktkonsistent bewerteten Aktiva und Passiva 

(nachfolgend „Solvabilitätsübersicht“) im Sinne der 

Vorgaben von Solvency II (vergleiche §§ 74-88 

VAG). In der Solvabilitätsübersicht sind Vermö-

genswerte und Verbindlichkeiten grundsätzlich mit 

ihrem beizulegenden Zeitwert (Fair Value) zu be-

werten. 

In Bezug auf die Bewertung der Vermögenswerte 

und Verbindlichkeiten gilt nach § 74 VAG: 

- Der beizulegende Zeitwert entspricht für Vermö-

genswerte dem Betrag, zu dem die Vermögens-

werte zwischen sachverständigen, vertragswilligen 

und voneinander unabhängigen Geschäftspartnern 

getauscht werden könnten. 

- Der beizulegende Zeitwert entspricht für Verbind-

lichkeiten dem Betrag, zu dem die Verbindlichkei-

ten zwischen sachverständigen, vertragswilligen 

und voneinander unabhängigen Geschäftspartnern 

übertragen oder beglichen werden könnten. Eine 

Berichtigung der Bewertung, um die Bonität des 

Versicherungsunternehmens zu berücksichtigen, 

findet nicht statt. 

Grundsätzlich besteht die Anforderung, verlässliche 

und beobachtbare Marktpreise anzusetzen, das heißt 

eine „mark to market“ Bewertung vorzunehmen. Ist 

dies nicht möglich, so werden konstruierte „Markt-

preise“ unter Berücksichtigung aller vorhandenen 

Marktinformationen verwendet („mark to model“). 

Für Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die we-

der zu den versicherungstechnischen Rückstellungen 

noch zu den einforderbaren Beträgen aus Rückversi-

cherungsverträgen gehören, gilt weiterhin: 

- Ansatz und Bewertung erfolgen nach International 

Financial Reporting Standards (IFRS), sofern Kon-

formität zu § 74 VAG nachweisbar ist.  

- Ist die Bewertung nach IFRS temporär beziehungs-

weise permanent nicht konsistent, so ist eine alter-

native, zu § 74 VAG konsistente Bewertungsme-

thode anzuwenden.  

- Einzelne Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

sind separat zu bewerten. 

Die Bewertung erfolgt unter der Annahme der Un-

ternehmensfortführung, also jeweils mit dem Going-

Concern-Ansatz. 

Für die Ermittlung der beizulegenden Zeitwerte der 

genannten Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

ist seitens der Rechtsgrundlagen von Solvency II 

eine dreistufige Bewertungshierarchie vorgegeben. 

Level 1 sieht eine Bewertung von Vermögenswerten 

und Verbindlichkeiten zu Marktpreisen vor, die an 

aktiven Märkten für identische Vermögenswerte 

bzw. Verbindlichkeiten notiert sind. Sofern die Kri-

terien von Level 1 nicht erfüllt sind, erfolgt eine Be-

wertung zu Marktpreisen ähnlicher Vermögenswerte 

oder Verbindlichkeiten, die an aktiven Märkten no-

tiert sind (Level 2). Hierbei sind Korrekturen für 

preisrelevante Unterschiede zwischen dem Bewer-

tungs- und Vergleichsobjekt zu berücksichtigen. 

Fehlt es an Marktpreisen an aktiven Märkten, so sind 

in Level 3 der Bewertungshierarchie alternative Be-

wertungsmethoden heranzuziehen, um die beizule-

genden Zeitwerte der Vermögenswerte und Verbind-

lichkeiten zu bestimmen. 

Die versicherungstechnischen Rückstellungen wer-

den ebenfalls gemäß Solvency II ökonomisch be-

wertet. Anstelle des Vorsichtsprinzips der deutschen 

handelsrechtlichen Rechnungslegung entspricht der 

angesetzte ökonomische Wert der versicherungs-

technischen Rückstellungen dem aktuellen Betrag, 

der bei einer Übertragung der Versicherungsver-

pflichtungen von einem auf das andere Unternehmen 

gezahlt würde. 

Die Unterschiede zwischen der Bilanz gemäß Han-

delsgesetzbuch (HGB) und der ökonomischen Sol-

vabilitätsübersicht begründen sich im Wesentlichen 

durch ausweistechnische Unterschiede sowie durch 

abweichende Bewertungsmethoden. Beispiele für 

wesentliche Unterschiede sind hierbei stille Reser-

ven oder Lasten bei der handelsrechtlichen Bewer-

tung der Kapitalanlagen und die nach HGB vorsich-



A Geschäftstätigkeit und Ge-
schäftsergebnis 

 B Governance-System  C Risikoprofil  D Bewertung für  
Solvabilitätszwecke 

 E Kapitalmanagement 45 

          

      Vermögenswerte    

 

 

tige Bewertung der versicherungstechnischen Rück-

stellungen, die Bewertung von Investmentfonds so-

wie der Ausweis von einforderbaren Beträgen aus 

Rückversicherungsverträgen. 

Die nachfolgenden Abschnitte geben eine quantita-

tive und qualitative Beschreibung der zugrundelie-

genden Bewertungsmethoden sowie Ergebnisse der 

Solvabilitätsübersicht der CA einschließlich der we-

sentlichen Unterschiede zur deutschen handelsrecht-

lichen Bilanzierung zum Stichtag. Die HGB-Ver-

gleichsspalte beinhaltet die HGB-Werte in der nach 

Solvency II-Vorgaben umgegliederten Bilanzstruk-

tur. 

D.1 Vermögenswerte 

Latente Steueransprüche 
Latente Steuern werden gemäß Solvency II für alle 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten berücksich-

tigt, bei denen der Wertansatz in der Steuerbilanz 

von dem in der Solvabilitätsübersicht abweicht. Ak-

tive latente Steuern sind zu bilanzieren, wenn Aktiv-

posten in der Solvabilitätsübersicht niedriger oder 

Passivposten höher anzusetzen sind als in der Steu-

erbilanz und sich diese Differenzen in der Zukunft 

mit steuerlicher Wirkung wieder ausgleichen (tem-

poräre Differenzen). Entsprechend sind passive la-

tente Steuern zu bilanzieren, wenn Aktivposten in 

der Solvabilitätsübersicht höher oder Passivposten 

niedriger anzusetzen sind als in der Steuerbilanz. 

Das Konzept der Berechnung der latenten Steuern in 

der Solvabilitätsübersicht folgt dabei grundsätzlich 

den Regelungen der IFRS gemäß IAS 12. 

Die CA geht bei der Berechnung der latenten Steu-

ern in der Solvabilitätsübersicht zweistufig vor: Die 

latenten Steuern gemäß IFRS werden in geeigneter 

Weise in die Solvabilitätsübersicht übernommen und 

die Bewertungsunterschiede zwischen IFRS und 

Solvency II mit zusätzlichen latenten Steuern belegt. 

Die Bewertungsunterschiede werden mit dem indivi-

duellen Unternehmenssteuersatz der CA multipli-

ziert, wobei steuerliche Spezialregelungen zur An-

wendung kommen. Am Stichtag bereits beschlos-

sene Steuersatzänderungen werden berücksichtigt.  

Abhängig davon, ob sich für einen Wertunterschied 

latente Steueransprüche oder latente Steuerschulden 

ergeben, wird dieser dem Bilanzposten „latente 

Steueransprüche“ oder „latente Steuerschulden“ zu-

geordnet. Latente Steueransprüche werden maximal 

in Höhe der latenten Steuerschulden aktiviert, da 

Ansprüche bis zu dieser Höhe als werthaltig angese-

hen werden.  

Für die Sicherstellung der Werthaltigkeit ist dabei 

der Zeitpunkt entscheidend, zu dem steuerliche Er-

träge und Aufwendungen anfallen: Um steuerliche 

Verlustvorträge nutzen zu können, müssen die Auf-

wendungen zeitlich grundsätzlich vor den Erträgen 

anfallen.  

Die aktiven latenten Steuern der CA stammen insbe-

sondere aus den folgenden drei Sondereffekten: 

- Vorausbezahlten Steuern auf ordentliche Erträge in 

Spezialfonds 

- Latente Steuern auf die Risikomarge 

- Zweistufige Berechnung der latenten Steuern 

Für alle drei Sondereffekte wurde das Vorliegen der 

benötigten zeitlichen Abfolge von Erträgen und Auf-

wendungen nachgewiesen. Im Rahmen der Prüfung 

der Solvabilitätsübersicht durch den Wirtschaftsprü-

fer wurde u.a. die Werthaltigkeitsanalyse aktiver la-

tenter Steuern überprüft und als angemessen beur-

teilt.  

Die CA ist seit 2012 ertragsteuerliche Organgesell-

schaft der DZ BANK AG. Da sich die ertragsteuerli-

chen Konsequenzen aufgrund abweichender han-

dels- und steuerrechtlicher Bilanzierung beim Or-

ganträger ergeben, werden die bei der CA zum 31. 

Dezember 2017 bestehenden Bewertungsunter-

schiede zwischen Handels- und Steuerbilanz bei der 

Bildung von latenten Steuern bei der DZ BANK AG 

berücksichtigt. Bei der CA erfolgt daher zum 

31. Dezember 2017 kein Ausweis von latenten Steu-

ern. 



46 Vermögenswerte 

 

 

     

 

  Solvency II-Wert    HGB-Wert  

  in TEuro  in TEuro 

Geschäfts- oder Firmenwert   -  0 

Abgegrenzte Abschlusskosten   -  0 

Immaterielle Vermögenswerte   0  0 

Latente Steueransprüche   19.148  0 

Überschuss bei den Altersversor-
gungsleistungen  

 0  0 

Immobilien, Sachanlagen und Vor-
räte für den Eigenbedarf  

 0  0 

Summe   19.148  0 

     

 

Anlagen (außer Vermögenswerte für index- 

und fondsgebundene Verträge) 
Alle Kapitalanlagen außer Grundstücke und Ge-

bäude sowie Beteiligungen zählen zu den finanziel-

len Vermögenswerten, die gemäß Solvency II zum 

Marktwert bewertet werden. Die Zuordnung der An-

lagen zu den Kategorien nach Solvency II weicht 

ggf. von den Eingruppierungen nach HGB ab. Prin-

zipiell ist eine Deckungsgleichheit der Anlagen nach 

Solvency II und HGB gewährleistet. 

Grundlegend werden Anlagen, die auf einem aktiven 

Markt gehandelt werden, entsprechend der zum Bi-

lanzstichtag an den Finanzmärkten notierten Preise 

bewertet. Außerbörslich gehandelte Wertpapiere 

werden anhand der an den Finanzmärkten allgemein 

anerkannten Bewertungsmethoden ermittelt. Die im 

Rahmen der Solvabilitätsübersicht offengelegten 

beizulegenden Zeitwerte entsprechen weitgehend 

den Zeitwerten, die im Anhang des Geschäftsberich-

tes gemäß den Vorschriften § 54 ff. der Verordnung 

über die Rechnungslegung von Versicherungsunter-

nehmen (RechVersV) veröffentlicht werden. 

Grundlegende Unterschiede in der Darstellung der 

Anlagen nach den deutschen Rechnungslegungsvor-

schriften und den regulatorischen Anforderungen ge-

mäß Solvency II bestehen im Hinblick auf die Be-

wertungsmethode und die geforderte Gliederung. 

Die Grundlage für die Zugangs- und Folgebewer-

tung von Anlagen nach den deutschen Rechnungsle-

gungsvorschriften bilden die gesetzlichen Vorschrif-

ten gemäß § 253 HGB.  

Diesen Vorschriften folgend werden Anlagen in Fol-

geperioden entsprechend zu fortgeführten Anschaf-

fungskosten oder zu beizulegenden Werten bewertet, 

wobei die fortgeführten historischen Anschaffungs-

kosten die jeweilige Obergrenze bei der Folgebewer-

tung bilden. Die Erfassung von möglichen Wertmin-

derungen entspricht den Vorschriften § 253 Abs. 3 

und 4 HGB. Niedrigere Wertansätze aus der Vergan-

genheit werden auf die fortgeführten Anschaffungs-

kosten beziehungsweise den niedrigeren beizulegen-

den Wert gemäß § 253 Abs. 5 HGB zugeschrieben, 

sofern die Gründe für vorgenommene Wertminde-

rungen nicht mehr existieren.  

Weiterführende Angaben zu den Anlagearten, deren 

Bewertungsmethoden sowie zu weiteren quantitati-

ven und qualitativen Unterschieden zwischen den 

deutschen Rechnungslegungsvorschriften und den 

Anforderungen gemäß Solvency II werden nachfol-

gend gegeben: 

Immobilien (außer zur Eigennutzung) 
Diese Position beinhaltet fremdgenutzte Grundstü-

cke und Gebäude, welche unter Solvency II zum 

Zeitwert gemäß IAS 40 bewertet werden. Hiernach 

werden die beizulegenden Zeitwerte der Immobilien 

mittels Vergleichswert-, Ertragswert- oder Sachwert-

verfahren sowie den Vereinbarungen der abge-

schlossenen Verträge ermittelt. Die Wertermittlung 

erfolgt unter anderem unter Berücksichtigung aktu-

eller Marktberichte, veröffentlichter Indizes sowie 

regionaler beziehungsweise überregionaler Ver-

gleichspreise. 

Unter HGB werden Grundstücke, grundstücksglei-

che Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf 

fremden Grundstücken mit den um Abschreibungen 

geminderten Anschaffungs- oder Herstellungskosten 

unter Beachtung des Niederstwertprinzips bei einer 

dauernden Wertminderung bilanziert. Die planmäßi-

gen Abschreibungen erfolgen linear. Zuschreibun-

gen erfolgen gemäß § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB, je-

doch maximal auf die um planmäßige Abschreibun-

gen verminderten Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten. 

Anteile an verbundenen Unternehmen, 
einschließlich Beteiligungen 
Die Bilanzposition „Anteile an verbundenen Unter-

nehmen, einschließlich Beteiligungen“ umfasst alle 

Anteile an Unternehmen, die dazu bestimmt sind, 
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dem eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung ei-

ner dauernden Verbindung zu jenen Unternehmen zu 

dienen.  

Zur Ermittlung der Zeitwerte der Beteiligungen der 

CA werden im Wesentlichen die folgenden Bewer-

tungsverfahren eingesetzt. Die relative Gewichtung 

der eingesetzten Bewertungsverfahren wird jeweils 

in Klammern angegeben: 

- Fortgeführte Anschaffungskosten (1,3 %) 

- Ertragswert (98,7 %) 

Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteili-

gungen werden nach HGB zu Anschaffungskosten, 

bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung ver-

mindert um Abschreibungen, bilanziert. Wenn die 

Gründe für eine in der Vergangenheit getätigte Ab-

schreibung nicht mehr bestehen, werden gemäß § 

253 Abs. 5 Satz 1 HGB Zuschreibungen auf den 

Zeitwert bis maximal zum Anschaffungswert vorge-

nommen. 

Aktien – notiert 
Unter dieser Position werden an einer öffentlichen 

Börse notierte Anteile am Kapital eines Unterneh-

mens, zum Beispiel anteilsmäßiger Besitz eines Un-

ternehmens ausgewiesen. Beteiligungen sind hiervon 

ausgeschlossen. Ansatz und Bewertung der Bilanz-

position nach Solvency II erfolgen mit dem jeweili-

gen Börsenwert. 

Für den Buchwert der HGB-Bilanz werden Aktien 

zu Anschaffungskosten, vermindert um Abschrei-

bungen nach dem strengen Niederstwertprinzip be-

wertet, soweit sie nicht dem Anlagevermögen zuge-

ordnet sind. Aktien, die gemäß § 341 b Abs. 2 Satz 1 

HGB dem Anlagevermögen zugeordnet sind, wer-

den gemäß Wahlrecht nach § 253 Abs. 3 Satz 6 

HGB auf den Marktwert abgeschrieben. 

Staats- und Unternehmensanleihen 
Hierunter fallen durch öffentliche Stellen (Zentral-

staaten / Bundesstaaten, supranationale staatliche In-

stitutionen, Regionalregierungen oder Kommunal-

verwaltungen) sowie von Unternehmen ausgegebene 

Anleihen, Schuldscheinforderungen und Darlehen, 

Namensschuldverschreibungen sowie übrige Auslei-

hungen. Ansatz und Bewertung der Bilanzposition 

erfolgen nach Solvency II mit dem jeweiligen 

Marktwert. Dieser ergibt sich für börsen-notierte 

Wertpapiere durch Börsenkurse oder Rück-nahme-

preise. Für Rententitel ohne regelmäßige Kursver-

sorgung erfolgt die Ermittlung grundsätz-lich an-

hand der Discounted Cashflow Methode. 

Inhaberschuldverschreibungen und andere festver-

zinsliche Wertpapiere, die gemäß § 341 b Abs. 2 

Satz 1 HGB dem Anlagevermögen zugeordnet sind, 

wurden mit dem fortgeführten Anschaffungswert an-

gesetzt. 

Bei Vorliegen einer dauerhaften Wertminderung ge-

mäß § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB mit dem niedrigeren 

Zeitwert angesetzt. Die Amortisation einer Differenz 

zwischen den fortgeführten Anschaffungskosten und 

dem Rückzahlungsbetrag erfolgte unter Anwendung 

der Effektivzinsmethode. 

Wenn die Gründe für eine in der Vergangenheit ge-

tätigte Abschreibung im Anlage- und Umlaufvermö-

gen nicht mehr bestehen, werden gem. § 253 Abs. 5 

Satz 1 HGB Zuschreibungen auf den Zeitwert bis 

maximal zum fortgeführten Anschaffungswert vor-

genommen. 

Die übrigen Ausleihungen werden mit dem fortge-

führten Anschaffungswert angesetzt, soweit nicht 

Einzelwertberechtigungen vorzunehmen sind. Die 

Amortisation einer Differenz zwischen den Anschaf-

fungskosten und dem Rückzahlungsbetrag erfolgt 

unter Anwendung der Effektivzinsmethode. 

Strukturierte Schuldtitel 
Bei einem strukturierten Produkt wird ein derivati-

ves Finanzinstrument (zum Beispiel eine Option) 

mit einem nichtderivativen Instrument (zum Beispiel 

eine Anleihe) kombiniert.  

Nach Solvency II wird unter der Position „Struktu-

rierte Schuldtitel“ der jeweilige Marktwert ausge-

wiesen, wobei keine Zerlegung dieser Schuldtitel er-

folgt. Die Position „Strukturierte Schuldtitel“ wird 

im Wesentlichen mit einem Libor-Market-Modell 

bewertet. 

Unter HGB werden bei R+V Finanzderivate und 

Strukturierte Schuldtitel in ihre einzelnen Bestand-

teile zerlegt. Die derivativen Bestandteile werden 
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mittels anerkannter finanzmathematischer Methoden 

bewertet.  

Besicherte Wertpapiere 
Unter dieser Bilanzposition werden alle Anleihen 

gegenüber Zweckgemeinschaften zusammengefasst, 

die Forderungen gegenüber Dritten bündeln, in ver-

schiedene Qualitätsklassen tranchieren und als Zins 

und Tilgung an den Inhaber der Anleihe weiterleiten 

(sogenannte Asset Backed Securities, ABS). 

Unter Solvency II werden die Marktwerte der ABS-

Produkte nach der Discounted Cashflow Methode 

ermittelt; dabei werden überwiegend am Markt be-

obachtbare Werte herangezogen. 

Da aktuell alle Besicherten Wertpapiere der CA dem 

Anlagevermögen zugeordnet sind, wird gemäß HGB 

als Wert dieser Bilanzposition der jeweilige An-

schaffungswert, vermindert um in der Vergangenheit 

vorgenommene Abschreibungen, herangezogen. 

Investmentfonds 
Unter der Position „Investmentfonds“ (laut offiziel-

ler EIOPA-Übersetzung: „Organismen für gemein-

same Anlagen“) werden alle Investitionen bei Unter-

nehmen, deren alleiniger Zweck in gemeinsamen 

Anlagen in übertragbare Wertpapiere und / oder an-

dere Kapitalanlagen liegt, ausgewiesen. Investment-

fonds umfassen unter anderem Aktienfonds, Renten-

fonds, Mischfonds, Geldmarktfonds, Immobilien-

fonds, Infrastrukturfonds sowie Sonstige Fonds. Die 

CA hält Rentenfonds. 

Als beizulegender Zeitwert für Anteile an Invest-

mentfonds nach Solvency II werden Börsenkurse, 

Rücknahmepreise oder Nettoinventarwerte inkl. 

Fonds-Kasse zum Bilanzstichtag verwendet.  

Sofern die Investmentanteile gemäß § 341 b Abs. 2 

Satz 1 HGB dem Anlagevermögen zugeordnet sind, 

werden diese gemäß Wahlrecht nach § 253 Abs. 3 

Satz 6 HGB auf den Marktwert abgeschrieben. 

Derivate 
Nach Solvency II werden unter der Bilanzposition 

„Derivate“ auf der Aktivseite die aktuell positiven 

Marktpreise aller Derivate zusammengefasst. Insbe-

sondere die Zahlungsströme von Swaps werden un-

ter Solvency II getrennt nach Mittelzuflüssen und -

abflüssen dargestellt. Die Derivate mit aktuell nega-

tivem Marktwert werden als Gegenposition auf der 

Passivseite dargestellt. 

Derivative Finanzinstrumente werden am Bilanz-

stichtag mit ihrem beizulegenden Zeitwert bewertet. 

Hierzu wird bei börsengehandelten Finanzinstru-

menten der Börsenwert herangezogen. Bei nicht bör-

sengehandelten Finanzinstrumenten werden die Zeit-

werte mittels anerkannter kapitalwertorientierter 

Verfahren ermittelt, in die im Wesentlichen am 

Markt beobachtbare, laufzeitadäquate Zinssätze, Bo-

nitäts- und Liquiditätszuschläge als Bewertungspara-

meter einfließen. Anderenfalls werden sonstige aner-

kannte Bewertungsverfahren zugrunde gelegt. 

Zins-Swaps werden anhand der Discounted Cash-

flow Methode berechnet, der Bewertungsparameter 

ist hier die Geldmarkt-/Swapzinsstrukturkurve sowie 

gegebenenfalls Devisenkassakurse. 

Vorkäufe werden auf Valuta berechnet, Bewertungs-

parameter sind Swap- und Geldmarktkurven. Ak-

tien-/Indexbezogene Optionen werden mit dem Lo-

cal-Volatility-Modell mit konstantem Forward Skew 

mittels Monte-Carlo-Simulation bewertet, die Be-

wertungsparameter sind Aktien- beziehungsweise 

Indexkurse, Implizite Volatilität, Euro-Einlagen-

zinssätze. Devisentermingeschäfte werden mit dem 

Delta von Termin- und Kassakurs per Valuta bewer-

tet. 

Im Unterschied zu den bilanziellen Richtlinien von 

Solvency II ist eine gesonderte Bilanzierung von De-

rivaten mit positiven Marktwerten im Rahmen der 

handelsrechtlichen Rechnungslegung nicht vorgese-

hen. 
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      Vermögenswerte    

 

 

     

 

  Solvency II-Wert   HGB-Wert  

  in TEuro   in TEuro  

Immobilien (außer zur Eigennut-
zung)   7.419  4.021 

Anteile an verbundenen Unterneh-
men, einschließlich Beteiligungen 

 
2.182  1.241 

Aktien   338  130 

davon Aktien - notiert  338  130 

davon Aktien - nicht notiert  0  0 

Anleihen   210.930  185.785 

davon Staatsanleihen   53.529  45.050 

davon Unternehmensanleihen   146.725  132.038 

davon Strukturierte Schuldtitel   8.753  6.796 

davon Besicherte Wertpapiere   1.923  1.901 

Investmentfonds   61.136  54.725 

Derivate   780  0 

Einlagen außer Zahlungsmitteläqui-
valenten   0  0 

Sonstige Anlagen  0  0 

Summe   282.785  245.902 

     

 

Einforderbare Beträge aus 
Rückversicherungsverträgen 
Diese Position entspricht dem Anteil der Rückversi-

cherer am Besten Schätzwert der versicherungstech-

nischen Rückstellungen und ist eng mit der Model-

lierung der versicherungstechnischen Rückstellun-

gen verknüpft. Eine detaillierte Beschreibung dieser 

Bilanzposition folgt in der Solvabilitätsübersicht zu-

sammen mit dem Vergleich der Bilanzierung gemäß 

HGB in Abschnitt D.2.3. 

Forderungen gegenüber Versicherungen 
und Vermittlern 
Entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz erfolgt die 

Bewertung mit dem Nennwert abzüglich erforderli-

cher Wertberichtigungen. Der Wert aus der Solvabi-

litätsübersicht entspricht dem IFRS-Ansatz.   

Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

Forderungen gegenüber Rückversicherern 
Entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz erfolgt die 

Bewertung mit dem Nennwert abzüglich erforderli-

cher Wertberichtigungen. Der Wert aus der Solvabi-

litätsübersicht entspricht dem IFRS-Ansatz.  

Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

Forderungen (Handel, nicht Versicherung) 
Ansatz und Bewertung erfolgen bei dieser Position 

grundsätzlich nach den Regelungen der IFRS. 

Abweichend zu IFRS sowie HGB werden in dieser 

Position die sonstigen Forderungen aus abgegrenz-

ten Mieten und Zinsen nicht gezeigt. Unter Solvency 

II sind diese in den Marktwerten der Kapitalanlagen 

enthalten und können dort nicht separiert werden.  

Weiterhin resultiert der Unterschied zur HGB-Bilanz 

aus der Bilanzierung von Forderungen im Zusam-

menhang mit Rentenzahlungsverpflichtungen. Nach 

IFRS (IAS 19) wird unter Solvency II auf der Aktiv-

seite der Erstattungsanspruch aus Rentenzahlungs-

verpflichtungen ausgewiesen. Dieser umfasst Rück-

deckungsversicherungen und Forderungen gegen-

über der Unterstützungskasse GmbH.  

Im Vergleich dazu werden unter HGB auf der Aktiv-

seite lediglich Rückdeckungsversicherungen ausge-

wiesen. 

Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente 
Ansatz und Bewertung erfolgen bei dieser Position 

nach den Regelungen der IFRS, das heißt, es werden 

sogenannte Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläqui-

valente im Sinne der in IAS 7 für die Zahlungs-

strom-Rechnung gegebenen Definition erfasst und 

die Bewertung erfolgt zum Nennwert. Grundsätzlich 

werden unter diesem Posten Bank- und Kassengut-

haben ausgewiesen. 

Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

Sonstige nicht an anderer Stelle 
ausgewiesene Vermögenswerte 
Unter dieser Position werden alle sonstigen nicht an 

anderer Stelle ausgewiesenen Vermögenswerte bi-

lanziert. Ansatz und Bewertung erfolgen entspre-

chend dem IFRS-/HGB-Wert. 
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Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

     

     

  Solvency II-Wert  HGB-Wert 

  in TEuro   in TEuro  

Einforderbare Beträge aus Rückversicherungsverträgen 
von:  12.167  39.374 

Nichtlebensversicherungen und n.A.d. Nichtlebens- 
versicherung betriebenen KV  12.167  39.293 

davon Nichtlebensversicherungen  12.294  39.209 

davon n.A.d. Nichtlebensversicherungen betriebene KV  -127  84 

Lebensversicherungen und n.A.d. LV betriebenen KV  0  82 

davon Lebensversicherungen   0  82 

Forderungen gegenüber Versicherungen und Vermittlern  2.287  2.287 

Forderungen gegenüber Rückversicherern  11.176  11.176 

Forderungen (Handel, nicht Versicherung)  1.709  4.441 

Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente  11.413  11.413 

Sonstige nicht an anderer Stelle ausgewiesene  
Vermögenswerte  2.831  2.831 

Summe   41.583  71.522 

     

 

D.2 Versicherungstechnische 

Rückstellungen 

Für das Versicherungsgeschäft der CA ergeben sich 

in der Segmentierung nach Solvency II die folgen-

den Geschäftsbereiche: 

Versicherungstechnische Rückstellungen - 
Nichtlebensversicherung (außer 
Krankenversicherung): 
- Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 

- Sonstige Kraftfahrtversicherung 

- See-, Luftfahrt- und Transportversicherung 

- Feuer- und andere Sachversicherungen 

- Allgemeine Haftpflichtversicherung 

- Rechtsschutzversicherung 

- Verschiedene finanzielle Verluste 

Versicherungstechnische Rückstellungen - 
Krankenversicherung nAd 
Nichtlebensversicherung 
- Einkommenersatzversicherung 

Versicherungstechnische Rückstellungen - 
Krankenversicherung nAd 
Lebensversicherung 
- Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die 

mit Verpflichtungen der Krankenversicherung in 

Zusammenhang stehen 

Versicherungstechnische Rückstellungen - 
Lebensversicherung 
- Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die 

mit Verpflichtungen außerhalb der Krankenversi-

cherung in Zusammenhang stehen 

Die Geschäftsbereiche Einkommenersatzversiche-

rung und Renten aus Nichtlebensversicherungsver-

trägen, die mit Verpflichtungen der Krankenversi-

cherung in Zusammenhang stehen, umfassen die Un-

fallversicherung.  

Die sonstigen Renten (Renten aus der Allgemeine 

Haftpflichtversicherung und Kraftfahrzeughaft-

pflichtversicherung) werden dem Lebensversiche-

rungsgeschäft zugeordnet. 

Das in Rückdeckung übernommene Versicherungs-

geschäft wird nicht mehr aktiv betrieben, sodass nur 
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noch ein geringer Bestand an Rückversicherungsver-

pflichtungen in den Geschäftsbereichen Proportio-

nale Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung und 

Nichtproportionale Unfallrückversicherung existiert. 

Aus Materialitätsgründen wird die Modellierung des 

übernommenen Geschäfts unter Solvency II im fol-

genden Kapitel nicht beschrieben. 

Die CA betreibt kein Auslandsgeschäft. 

In der Solvabilitätsübersicht werden für sämtliche 

Versicherungsverpflichtungen gegenüber Versiche-

rungsnehmern und Anspruchsberechtigten versiche-

rungstechnische Rückstellungen gebildet. Diese wer-

den auf vorsichtige, verlässliche und objektive Art 

und Weise berechnet (§ 75 Abs. 1 VAG).  

Der Wert der versicherungstechnischen Rückstellun-

gen entspricht dem aktuellen Betrag, den Versiche-

rungsunternehmen zahlen müssten, wenn sie ihre 

Versicherungsverpflichtungen unverzüglich auf ein 

anderes Versicherungsunternehmen übertragen wür-

den (§ 75 Abs. 2 VAG). Die Berechnung der versi-

cherungstechnischen Rückstellungen erfolgt unter 

Berücksichtigung der von den Finanzmärkten bereit-

gestellten Informationen sowie allgemein verfügba-

rer Daten über versicherungstechnische Risiken und 

hat mit diesen konsistent zu sein (Marktkonsistenz). 

Die versicherungstechnischen Rückstellungen erge-

ben sich aus der Summe des Besten Schätzwerts und 

der Risikomarge. 

Bei der Bewertung der versicherungstechnischen 

Rückstellungen werden weder Übergangsmaßnah-

men (nach §§ 351-352 VAG), noch die Volatilitäts-

anpassung (nach § 82 VAG) angewendet. 

       

VERSICHERUNGSTECHNISCHE RÜCKSTELLUNGEN 

Solvency II-Wert       

  Bester Schätzwert  Risikomarge  Summe 

  in TEuro  in TEuro  in TEuro 

Nichtlebensversicherung  
(außer Krankenversicherung)  112.364  8.983  121.347 

Krankenversicherung  

(nAd Nichtlebensversicherung)  5.317  542  5.859 

Lebensversicherung   736  18  755 

Krankenversicherung 
(nAd Lebensversicherung)  1.009  46  1.054 

Summe   119.426  9.589  129.015 

       

Bester Schätzwert 
Der beste Schätzwert ist Teil der versicherungstech-

nischen Rückstellung und ein wahrscheinlichkeits-

gewichteter, diskontierter Durchschnitt aller zukünf-

tigen Ein- und Auszahlungsströme. Die Abzinsung 

der Zahlungen erfolgt mit den laufzeitabhängigen 

Zinssätzen der von der Aufsicht vorgegebenen risi-

kofreien Zinsstrukturkurve unter Berücksichtigung 

der tatsächlichen Zahlungszeitpunkte. 

Bei der Projektion der künftigen Zahlungsströme 

werden alle ein- und ausgehenden Zahlungsströme 

berücksichtigt, die zur Abrechnung der Versiche-

rungsverbindlichkeiten während ihrer Laufzeit benö-

tigt werden (§ 77 Abs. 3 VAG): Prämienzahlungen 

und damit im Zusammenhang stehende Zahlungs-

ströme, sämtliche Zahlungen an Versicherungsneh-

mer und Anspruchsberechtigte (gegebenenfalls ein-

schließlich künftiger Überschussbeteiligungen, un-

abhängig davon, ob sie vertraglich garantiert werden 

oder nicht) sowie sämtliche bei der Bedienung der 

Versicherungsverpflichtungen anfallenden Aufwen-

dungen.  

Bester Schätzwert der Nichtlebensversicherung 

(außer Krankenversicherung) 

Der beste Schätzwert bestimmt zum größeren Teil 

den Wert der versicherungstechnischen Rückstellun-

gen Nichtlebensversicherung und setzt sich aus zwei 

Komponenten zusammen: 
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- Schadenrückstellungen 

- Prämienrückstellungen  

Die Schadenrückstellungen sind die Rückstellungen 

für bereits eingetretene Versicherungsfälle.  

Unter den Prämienrückstellungen wird eine Rück-

stellung für noch nicht eingetretene Schäden und 

Kosten abzüglich korrespondierender Prämien aus 

bereits eingegangenen Versicherungsverpflichtun-

gen verstanden.  

Die aktuarielle Bewertung der Schadenrückstellun-

gen erfolgt standardmäßig mit Hilfe von marktübli-

chen schadenversicherungsmathematischen Metho-

den. Die Schadenrückstellungen werden auf homo-

genen Risikogruppen ermittelt, die eine gleichartige 

Schadenabwicklung aufweisen. Die Klassifizierung 

der homogenen Risikogruppen orientiert sich auch 

an den Geschäftsbereichen der CA. 

Die Prämienrückstellungen ergeben sich aus der 

Summe der erwarteten zukünftigen ausgehenden 

Kosten und Schadenzahlungen aus dem Bestandsge-

schäft abzüglich der erwarteten gebuchten eingehen-

den Prämie, das heißt die zum Bilanzstichtag erwar-

tete Prämie bis zum jeweiligen Ablauf des zum 

Stichtag haftbaren Geschäfts. Die Prämienrückstel-

lungen werden für die gleichen homogenen Risiko-

gruppen ermittelt wie die Schadenrückstellungen, 

um eine in sich konsistente Ermittlung der Besten 

Schätzwerte sicherzustellen. 

Für die CA ergeben sich für die relevanten Ge-

schäftsbereiche die in der nachfolgenden Tabelle 

dargestellten Solvency II-Ergebnisse.  

 

 

         

VT. RÜCKSTELLUNGEN -NICHTLEBENSVERSICHERUNG (AUßER KV)  

Solvency II-Wert         

  Schadenrückstellung  Prämienrückstellung  Risikomarge  Summe 

  in TEuro   in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  48.622  -1.870  5.162  51.914 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  5.067  -1.301  478  4.244 

See-, Luftfahrt- und Transportversiche-
rung  650  39  21  710 

Feuer- und andere Sachversicherung  44.554  10.795  2.838  58.187 

Allgemeine Haftpflichtversicherung  7.159  -1.976  467  5.650 

Rechtsschutzversicherung  164  123  3  290 

Verschiedene finanzielle Verluste  295  0  13  308 

Nichtproportionale Unfallrückversicherung  44  0  1  45 

Summe   106.555  5.810  8.983  121.348 

         

 

Die Rückstellungen sind anteilsmäßig durch die Ge-

schäftsbereiche Kraftfahrzeughaftpflichtversiche-

rung und Feuer- und andere Sachversicherungen do-

miniert. 

Bester Schätzwert der Krankenversicherung nAd 

Nichtlebensversicherung 

Zur Bewertung des Besten Schätzwertes der Kran-

kenversicherung nAd Nichtlebensversicherung wer-

den die gleichen Methoden wie bei den Besten 

Schätzwerten der Nichtlebensversicherung (außer 

Krankenversicherung) verwendet. Für die CA ist im 

Bereich Krankenversicherung nAd Nichtlebensversi-

cherung nur der Geschäftsbereich Einkommener-

satzversicherung für das Unfallversicherungsge-

schäft relevant: 
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VT. RÜCKSTELLUNGEN -KRANKENVERSICHERUNG (NAD NICHTLEBENSVERSICHERUNG) 

Solvency II-Wert         

 
 

Schadenrück-
stellung  

Prämienrück-
stellung  Risikomarge  

Summe 

  in TEuro   in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Einkommensersatzversicherung  5.307  9  542  5.859 

Summe   5.307  9  542  5.859 

         

 

Grad der Unsicherheit der Schätzung 

(Nichtlebensversicherung und 

Krankenversicherung nAd 

Nichtlebensversicherung) 

Der Grad der Unsicherheit der Schadenrückstellun-

gen in Bezug auf negative Abweichungen vom Er-

wartungswert (und somit höheren Schadenrückstel-

lungen) wird getrieben durch spätere Nachmeldun-

gen von Schäden und Nachreservierungen von be-

reits bekannten Schäden. Im Bereich der Prämien-

rückstellungen ergibt sich die Unsicherheit insbeson-

dere aufgrund von zukünftigen Groß- oder Naturka-

tastrophenschäden. 

Die CA überwacht diese Unsicherheiten, in dem sie 

die Angemessenheit der verwendeten Modelle und 

Annahmen laufend überprüft und durch Backtesting 

sowie Überleitungsrechnung („Variation Analysis“) 

die Ursachen für die etwaigen Abweichungen unter-

sucht. Ferner werden die Unsicherheiten quantifi-

ziert, in dem die Schwankungsbreite (Standardab-

weichung) der Besten Schätzwerte pro Sparte ermit-

telt wird. 

Vergleich zur HGB-Bilanzierung 

(Nichtlebensversicherung und 

Krankenversicherung nAd 

Nichtlebensversicherung) 

Die HGB-Positionen „Rückstellungen für noch nicht 

abgewickelte Versicherungsfälle“ und „Rückstellun-

gen für die Verkehrsopferhilfe/Solidarhilfe“ werden 

in der Regel auf Einzelschadenbasis gestellt und 

nicht diskontiert. Die Stellung der Reserve erfolgt 

nach dem Vorsichtsprinzip. 

Im Vergleich dazu werden die ökonomischen Scha-

denrückstellungen auf homogenen Risikogruppen 

ermittelt. Die Berechnung erfolgt auf Basis schaden-

versicherungsmathematischer Bewertungsmodelle. 

Es wird eine beste Schätzung erstellt, welche keine 

Zuschläge auf Grund von Vorsichtsüberlegungen 

enthält. Die Abweichung zwischen den beiden 

HGB-Positionen und der ökonomischen Schaden-

rückstellung ist durch die unterschiedlichen Bewer-

tungsansätze und die Diskontierung begründet. 

Die Position „Prämienrückstellungen“ wird nur in 

der Solvenzbilanz angesetzt. In der HGB-Bilanz 

existieren folgende vergleichbare Positionen: „Rück-

stellungen für Beitragsüberträge“, „Rückstellung für 

erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung“, die 

„Stornorückstellung“, die „Drohverlustrückstellung“ 

sowie die „Deckungsrückstellung“. 

In der HGB-Bilanz ist die Position „Risikomarge“, 

anders als in der Solvenzbilanz, nicht vorgesehen. Es 

gibt keine HGB-Bilanzposition, die einen ähnlichen 

Charakter wie die Risikomarge aufweist. 

„Schwankungsrückstellungen“ und „Rückstellung 

für Pharmarisiken“ werden unter Solvency II als Ei-

genmittel angesetzt. Unter HGB werden diese als 

versicherungstechnische Rückstellung ausgewiesen.
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VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II - NICHTLEBENSVERSICHERUNG (AUßER KV) UND KV NAD NICHTLEBENSVERSICHERUNG 

  HGB-Wert   Solvency II-Wert  

  in TEuro   in TEuro  

Vt. Rückstellungen - Nichtlebensversicherung (außer Krankenversicherung)  247.133  121.347 

Schadenrückstellungen    106.555 

Rückstellung für nicht abgewickelte Versicherungsfälle  187.535   

Rückstellungen für die Verkehrsopferhilfe / Solidarhilfe  122   

Prämienrückstellungen    5.810 

Rückstellungen für Beitragsüberträge  15.656   

Rückstellung für erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung  126   

Stornorückstellung  848   

Rückstellung für unverbrauchte Kfz-Beiträge  0   

Drohverlustrückstellung  1.060   

Risikomarge    8.983 

Schwankungsrückstellung  41.777   

Rückstellung für Pharmarisiken  9   

Vt. Rückstellungen – Krankenversicherung (nAd Nichtlebensversicherung)  6.770  5.859 

Schadenrückstellungen    5.307 

Rückstellung für nicht abgewickelte Versicherungsfälle   6.018   

Prämienrückstellungen    9 

Rückstellungen für Beitragsüberträge  722   

Stornorückstellung  24   

Drohverlustrückstellung  0   

Deckungsrückstellung  6   

Risikomarge    542 

Schwankungsrückstellung  0   

     

    

Im Detail ergibt sich für die einzelnen Geschäftsbereiche: 

     

VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II JE GESCHÄFTSBEREICH - NICHTLEBENSVERSICHERUNG (AUßER KV) UND KV NAD NICHTLEBENSVERSI-
CHERUNG 

  HGB-Wert  Solvency II-Wert 

  in TEuro   in TEuro  

Vt. Rückstellungen - Nichtlebensversicherung (außer Krankenversicherung)  247.133  121.347 

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  67.770  51.914 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  10.069  4.244 

See-, Luftfahrt- und Transportversicherung  7.540  710 

Feuer- und andere Sachversicherung  134.386  58.187 

Allgemeine Haftpflichtversicherung  26.782  5.650 

Rechtsschutzversicherung  264  290 

Verschiedene finanzielle Verluste  293  308 

Nichtproportionale Unfallrückversicherung  29  45 

Vt. Rückstellungen - Krankenversicherung (nAd Nichtlebensversicherung)  6.770  5.859 

Einkommensersatzversicherung  6.770  5.859 

     

 



A Geschäftstätigkeit und Ge-
schäftsergebnis 

 B Governance-System  C Risikoprofil  D Bewertung für  
Solvabilitätszwecke 

 E Kapitalmanagement 55 

          

      Versicherungstechnische 
Rückstellungen 

   

 

 

Bester Schätzwert der Lebensversicherung und 

Krankenversicherung nAd Lebensversicherung 

Die Projektion der garantierten Leistungen und Kos-

tenaufwendungen erfolgte auf einzelvertraglicher 

Basis.  

Neben den Produkt- und Bestandsdaten zu Beginn 

der Projektion gingen Annahmen zur Entwicklung 

der Bestände über die Projektionsphase ein, insbe-

sondere die Sterblichkeiten. Da für die kleinen Be-

stände eine Quantifizierung der Abweichungen zwi-

schen Sterblichkeiten 1. und 2. Ordnung nicht op-

portun erscheint, werden erstere - auf branchenweit 

erhobenen Daten der Deutschen Aktuarvereinigung 

(DAV) basierend (derzeit Sterbetafel DAV 2006 

HUR) - als Schätzer herangezogen.  

Die Kosten werden durch einen Verwaltungskosten-

zuschlag von 2 % der laufenden Renten pauschal be-

rücksichtigt. 

Die resultierenden jährlichen Zahlungsströme wer-

den mit den sich aus der von der EIOPA veröffent-

lichten Zinskurve zum jeweiligen Stichtag ergeben-

den Werten diskontiert.  

       

VT. RÜCKSTELLUNGEN - LEBENSVERSICHERUNG 

Solvency II-Wert       

  Bester Schätzwert  Risikomarge  Summe 

  in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die mit Verpflichtun-
gen außerhalb der KV in Zusammenhang stehen  736  18  755 

Summe   736  18  755 

       

 

Die Rückstellungen Krankenversicherung nAd Le-

bensversicherung sind rein durch die Renten aus der 

Krankenversicherung nAd Lebensversicherung do-

miniert.  

 

       

VT. RÜCKSTELLUNGEN - KRANKENVERSICHERUNG NAD LEBENSVERSICHERUNG 

Solvency II-Wert       

  Bester Schätzwert  Risikomarge  Summe 

  in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die mit Krankenver-
sicherungs-Verpflichtungen in Zusammenhang stehen  1.009  46  1.054 

Summe   1.009  46  1.054 

       

 

Die Rückstellungen Leben werden durch die Renten 

aus Nichtlebensversicherungsverträgen dominiert.  

Vergleich zur HGB-Bilanzierung 

(Lebensversicherung und Krankenversicherung 

nAd Lebensversicherung) 

Die Ermittlung der Rentendeckungs-Rückstellungen 

nach HGB erfolgt gemäß § 11 a Abs. 3 Nr. 2 VAG, 

§ 341 f und § 341 g HGB und der entsprechend § 88 

Abs. 3 VAG erlassenen Rechtsverordnung. 

Der verwendete Rechnungszins entspricht hier dem 

zum Zeitpunkt der Rentenbewilligung geltenden 

Höchstrechnungszins entsprechend § 2 DeckRV und 

wird für die Dauer der Rentenzahlung als konstant 

angenommen. Eine Zinsstrukturkurve wie bei der 

Solvency II-Methodik wird nicht verwendet.  

Durch einen Verwaltungskostenzuschlag von jähr-

lich 2 % der Renten werden die Kosten in beiden 

Fällen (HGB und Solvency II) angemessen berück-

sichtigt. 
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Für beide Berechnungen werden die Sterblichkeiten 

1. Ordnung herangezogen (aktuell die Sterbetafel 

DAV 2006 HUR). Es existieren keine Erkenntnisse 

hinsichtlich der Unangemessenheit dieser Rech-

nungsgrundlage. Auf die in der Solvency II-Metho-

dik mögliche Verwendung der Sterblichkeiten 2. 

Ordnung wird verzichtet, da für die kleinen Be-

stände eine Quantifizierung der Abweichungen zur 

Sterbetafel nicht mit genügender Sicherheit vorge-

nommen werden kann. 

     

VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II - KRANKENVERSICHERUNG NAD LEBENSVERSICHERUNG UND LEBENSVERSICHERUNG 

  HGB-Wert   Solvency II-Wert  

  in TEuro   in TEuro  

Krankenversicherung (nAd Lebensversicherung)  1.011  1.054 

Bester Schätzwert Renten    1.009 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  1.011   

Risikomarge    46 

Lebensversicherung  977  755 

Bester Schätzwert Renten    736 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  977   

Risikomarge    18 

     

     

Im Detail ergibt sich für die einzelnen Geschäftsbereiche der Lebensversicherung und Krankenversicherung 

nAd Lebensversicherung: 

     

VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II JE GESCHÄFTSBEREICH - KRANKENVERSICHERUNG NAD LEBENSVERSICHERUNG UND LEBENSVERSI-
CHERUNG 

  HGB-Wert  Solvency II-Wert 

  in TEuro   in TEuro  

Vt. Rückstellungen – Krankenversicherung (nAd Lebensversicherung)  1.011  1.054 

Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die mit Krankenversicherungs-Verpflichtungen in 
Zusammenhang stehen  1.011  1.054 

Vt. Rückstellungen - Lebensversicherung  977  755 

Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die mit Verpflichtungen außerhalb der KV in Zu-
sammenhang stehen  977  755 

     

 

Risikomarge 
Die Risikomarge stellt sicher, dass der Wert der ver-

sicherungstechnischen Rückstellungen dem Betrag 

entspricht, den Versicherungs- und Rückversiche-

rungsunternehmen bei Bestandsübernahme erwar-

tungsgemäß benötigen, um die Versicherungs- und 

Rückversicherungsverpflichtungen zu erfüllen. 

Für die Ermittlung der Risikomarge wird ein Betrag 

an anrechnungsfähigen Eigenmitteln berechnet, der 

der Solvenzkapitalanforderung entspricht, die für die 

Bedeckung der Versicherungs- und Rückversiche-

rungsverpflichtungen während ihrer Laufzeit erfor-

derlich ist. Zur Berücksichtigung der Kapitalbereit-

stellungskosten wird der ermittelte Kapitalbetrag mit 

einem Kapitalkostensatz verzinst. 

Es wird die Vereinfachungsmethode 1 (gemäß Leit-

linie 62 EIOPA BoS 14/166) verwendet, der die An-

nahme zugrunde liegt, dass sich die zukünftigen 

SCR proportional zu den besten Schätzwerten entwi-

ckeln. Die für die Risikomarge relevanten Teile des 

SCR werden separat fortgeschrieben. Die Proportio-

nalitätsfaktoren entsprechen dabei den Verhältnissen 

der zukünftigen besten Schätzwerte zu den gegen-

wärtigen besten Schätzwerten. 

Die Zeitreihe der zukünftigen SCR wird mit dem 

laufzeitabhängigen, risikofreien Zinssatz diskontiert 

und zum Barwert summiert. Nach dem Kapitalkos-

tenansatz wird der Barwert mit dem regulatorisch 

vorgegebenen Kapitalkostensatz von 6 % multipli-

ziert. 
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Die Höhen der Risikomargen der Geschäftsbereiche 

der CA sind in den Abschnitten zu den „Besten 

Schätzwerten“ dargestellt. 

Einforderbare Beträge aus 
Rückversicherungsverträgen 
In der Solvabilitätsübersicht wird unter der Position 

„Einforderbare Beträge aus Rückversicherungsver-

trägen“ die Summe der Besten Schätzwerte der Prä-

mien- und Schadenrückstellungen, die aus zedierten 

Rückversicherungsverträgen resultieren, ausgewie-

sen. 

Bester Schätzwert der Einforderbaren 

Beträge aus Rückversicherungsverträgen 
Die Modellierung der Einforderbaren Beträge aus 

Rückversicherungsverträgen erfolgt auf Basis einer 

Zahlungsstrom-Projektion mittels aktuarieller Ver-

fahren, getrennt nach dem Anteil der Prämien- und 

Schadenrückstellung. Das Verfahren zur Berech-

nung dieser Rückstellungen folgt den Vorgaben der 

Standardformel (§ 86 VAG) an die Berechnung von 

Rückversicherungsabgaben. Insbesondere wird auf 

Grundlage des Abrechnungsturnus für Rückversi-

cherungsverträge die zeitliche Differenz zwischen 

dem Erhalt der Beträge und den Auszahlungen an 

die Anspruchsteller berücksichtigt (§ 86 (2) VAG), 

sowie mittels Bonitätseinschätzungen eine Anpas-

sung der Zahlungsströme um den erwarteten Ausfall 

der jeweiligen Gegenparteien vorgenommen (§ 86 

(3) VAG). 

Nach denselben Grundsätzen wie für versicherungs-

technische Rückstellungen des Bruttogeschäfts wird 

hierbei nur das sich zum Stichtag im Bestand befind-

liche Geschäft berücksichtigt. Die Vertragsgrenzen 

werden berücksichtigt. 

Die Projektion der Zahlungsströme aus dem mittels 

Rückversicherung abgegebenen Geschäft setzt man-

gels geeigneter Datenbasis für diese Geschäftsart auf 

Daten für das selbstabgeschossene Geschäft auf. 

In der nachfolgenden Tabelle ist die Position „Ein-

forderbare Beträge aus Rückversicherungsverträgen“ 

der Solvabilitätsübersicht per 31. Dezember 2017 

dargestellt: 

       

EINFORDERBARE BETRÄGE AUS RV 

Solvency II-Wert       

    Schadenrückstellung   Prämienrückstellung   Summe 

   in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Nichtlebensversicherung (außer Krankenversicherung)          

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  15.755  -1.450  14.305 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  1.286  -123  1.163 

See-, Luftfahrt- und Transport-versicherung  201  -195  6 

Feuer- und andere Sachversicherung  3.979  -7.939  -3.960 

Allgemeine Haftpflichtversicherung  1.745  -964  781 

Summe    22.966   -10.671   12.295 

Krankenversicherung (nAd Nichtlebensversicherung)          

Einkommensersatzversicherung  63  -191  -127 

Summe    63   -191   -127 

       

 

Derjenige Teil der Schadenrückstellungen, der aus 

anerkannten Rentenfällen im Bereich Kraftfahrzeug-

haftpflicht (Renten aus Nichtlebensversicherungs-

verträgen, die mit Verpflichtungen außerhalb der 

Krankenversicherung in Zusammenhang stehen) re-

sultiert, wird aufgrund des geringen Volumens aus 

Proportionalitätsgründen anhand der HGB-De-

ckungsrückstellung bewertet. Der Ausweis der 

Rückstellungen für anerkannte Rentenfälle unter 

Solvency II erfolgt zusammen mit dem Nichtlebens-

versicherungsgeschäft (außer KV). Die HGB-Aus-

weise werden entsprechend der Unterteilung in Ge-

schäftsbereiche nach Solvency II vorgenommen.   
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Die sonstigen Abweichungen zwischen HGB- und 

Solvency II-Schadenrückstellungen sind durch die 

unterschiedlichen Bewertungsmethoden und die Dis-

kontierung der Zahlungsströme begründet.  

Negative Beste Schätzwerte der Prämienrückstellun-

gen für das abgegebene Geschäft weisen darauf hin, 

dass die zukünftig zu leistenden Prämien die erwar-

tete Entlastung durch die jeweiligen Gegenparteien 

übersteigen. Tendenziell sind Mittelabflüsse aus 

Rückversicherungsverträgen im Erwartungswert üb-

lich. 

Vergleich zur HGB-Bilanzierung 

In der HGB-Bilanz werden die Anteile der Rückver-

sicherer an den versicherungstechnischen Rückstel-

lungen unter der Bezeichnung „Anteil für das in 

Rückdeckung gegebene Versicherungsgeschäft“ auf 

der Passiv-Seite der Bilanz gezeigt.  

In der nachfolgenden Tabelle ist der Vergleich die-

ser HGB-Position zur Position „Einforderbare Be-

träge aus Rückversicherungsverträge“ der Solvabili-

tätsübersicht per 31. Dezember 2017 gegenüberge-

stellt:  

     

VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II 

  HGB-Wert   Solvency II-Wert  

  in TEuro   in TEuro  

Nichtlebensversicherung (außer Krankenversicherung)  39.239  12.294 

Schadenrückstellungen    22.965 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  39.605   

Rückstellungen für die Verkehrsopferhilfe / Solidarhilfe  30   

Prämienrückstellungen    -10.671 

Rückstellungen für Beitragsüberträge  -403   

Rückstellung für erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung  6   

Rückstellung für unverbrauchte Kfz-Beiträge  0   

Krankenversicherung (nAd Nichtlebensversicherung)  84  63 

Schadenrückstellungen    63 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  88   

Prämienrückstellungen    -191 

Rückstellungen für Beitragsüberträge  -4   

Krankenversicherung (nAd Lebensversicherung)  0  0 

Bester Schätzwert Renten    0 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  0   

Lebensversicherung  82  0 

Bester Schätzwert Renten    0 

Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle  82   

     

 

Im Detail ergibt sich für die einzelnen Geschäftsbereiche: 
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VERGLEICH HGB ZU SOLVENCY II JE GESCHÄFTSBEREICH 

    HGB-Wert   Solvency II-Wert 

   in TEuro   in TEuro  

Nichtlebensversicherung (außer Krankenversicherung)  39.239  12.294 

Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung  22.158  14.305 

Sonstige Kraftfahrtversicherung  1.664  1.163 

See-, Luftfahrt- und Transportversicherung  1.378  6 

Feuer- und andere Sachversicherung  7.275  -3.960 

Allgemeine Haftpflichtversicherung  6.764  781 

Krankenversicherung (nAd Nichtlebensversicherung)  84  -127 

Einkommenersatzversicherung  84  -127 

Lebensversicherung  82  0 

Renten aus Nichtlebensversicherungsverträgen, die mit Krankenversicherungs-Verpflichtungen in 
Zusammenhang stehen  

82   0 

     

 

D.3 Sonstige Verbindlichkeiten 

Andere Rückstellungen als 
versicherungstechnische Rückstellungen 
Gemäß Solvency II ist der Bewertungsansatz nach 

IAS 37 ein begründetes Abbild der Prinzipien aus § 

74 VAG für den Posten „Andere Rückstellungen als 

versicherungstechnische Rückstellungen“. Hierunter 

fallen unter anderem Rentenverpflichtungen und 

Rückstellungen für Verpflichtungen aus Erstattungs-

ansprüchen. 

Ansatz und Bewertung des Bilanzpostens erfolgt 

entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz mit dem Er-

füllungsbetrag.  

Unterschiede zur deutschen handelsrechtlichen 

Rechnungslegung sind auf die unterschiedliche Be-

wertung der Rückstellungen für sonstige Rentenver-

pflichtungen zurückzuführen. 

Rentenzahlungsverpflichtungen 
Die Bilanzierung der Rentenzahlungsverpflichtun-

gen nach Solvency II entspricht den Vorschriften der 

IFRS.  

Die Bewertung der Rentenzahlungsverpflichtungen 

nach HGB erfolgt entsprechend den Vorschriften 

des § 253 Abs. 1 HGB inkl. Einmalbeiträgen aus 

Auslagerungen an Pensionsfonds aus früheren Ge-

schäftsjahren (§ 246 Abs. 2 S. 2 HGB kommt nicht 

zur Anwendung). 

Der Unterschied zur HGB-Bilanz resultiert aus den 

unterschiedlichen Bewertungsansätzen nach IFRS 

und HGB. 

Latente Steuerschulden 
Siehe hierzu die Erläuterungen unter D.1 Vermö-

genswerte. 

Derivate 
Siehe hierzu die Erläuterungen unter D.1 Vermö-

genswerte. 

Finanzielle Verbindlichkeiten außer 
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 
Entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz erfolgt die 

Bewertung mit dem Erfüllungsbetrag. Der Wert aus 

der Solvabilitätsübersicht entspricht dem IFRS-An-

satz.   

Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Versicherungen und Vermittlern 
Entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz erfolgt die 

Bewertung mit dem Erfüllungsbetrag. Der Wert aus 

der Solvabilitätsübersicht entspricht dem IFRS-An-

satz.   
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Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Rückversicherern 
Entsprechend dem IFRS-/HGB-Ansatz erfolgt die 

Bewertung mit dem Erfüllungsbetrag. Der Wert aus 

der Solvabilitätsübersicht entspricht dem IFRS-An-

satz.   

Quantitative oder qualitative Unterschiede zur deut-

schen handelsrechtlichen Rechnungslegung bestehen 

nicht. 

 

     

 

  Solvency II-Wert   HGB-Wert  

  in TEuro   in TEuro  

Eventualverbindlichkeiten  0  0 

Andere Rückstellungen als versicherungstechnische  
Rückstellungen 

 
2.096  2.089 

Rentenzahlungsverpflichtungen   297  0 

Depotverbindlichkeiten   0  0 

Latente Steuerschulden   51.764  0 

Derivate  93  0 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten  0  0 

Finanzielle Verbindlichkeiten außer Verbindlichkeiten  
gegenüber Kreditinstituten  7.932  7.932 

Verbindlichkeiten gegenüber Versicherungen und  
Vermittlern  9.781  9.781 

Verbindlichkeiten gegenüber Rückversicherern   0  0 

Verbindlichkeiten (Handel, nicht Versicherung)   0  0 

Nachrangige Verbindlichkeiten   0  0 

Sonstige nicht an anderer Stelle ausgewiesene  
Verbindlichkeiten  0  0 

Summe  71.963  19.802 

     

 

D.4 Alternative Bewertungsmethoden 

Die beizulegenden Zeitwerte unter Solvency II wer-

den auf Basis einer dreistufigen Bewertungshierar-

chie ermittelt. Die Zuordnung gibt Auskunft dar-

über, welche der ausgewiesenen Zeitwerte über 

Transaktionen am Markt zustande gekommen sind 

und in welchem Umfang die Bewertung wegen feh-

lender Markttransaktionen auf alternativen Bewer-

tungsmethoden beruht, welche auf Basis beobacht-

barer marktabgeleiteter Inputfaktoren oder mittels 

Verwendung nicht beobachtbarer Inputfaktoren er-

folgen. Die Zuordnung zu einer der drei Level hängt 

gemäß Art. 10 DVO von den im Rahmen der Bewer-

tung verwendeten Inputfaktoren ab: 

Level 1: Prinzipiell sind Vermögenswerte und Ver-

bindlichkeiten anhand der Marktpreise zu bewerten, 

die an aktiven Märkten für identische Vermögens-

werte und Verbindlichkeiten notiert sind. 

Level 2: Ist es nicht möglich, die an aktiven Märk-

ten für identische Vermögenswerte oder Verbind-

lichkeiten notierten Marktpreise zu verwenden, so 

werden die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

anhand der Marktpreise bewertet, die an aktiven 

Märkten für ähnliche Vermögenswerte und Verbind-

lichkeiten notiert sind, wobei den Unterschieden 

durch entsprechende Berichtigungen Rechnung ge-

tragen wird. 

Level 3: Sind die Kriterien für einen aktiven Markt 

nicht erfüllt, sind alternative Bewertungsmethoden 

zu verwenden; diese stützen sich so wenig wie mög-

lich auf unternehmensspezifische Inputfaktoren und 

weitestmöglich auf relevante Marktdaten, ein-

schließlich folgender:  
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(a) Preisnotierungen für identische oder ähnliche 

Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten auf 

Märkten, die nicht aktiv sind;  

(b) andere Inputfaktoren als Marktpreisnotierungen, 

die für den Vermögenswert oder die Verbind-

lichkeit beobachtet werden können, einschließ-

lich Zinssätzen und -kurven, die für gemeinhin 

notierte Spannen beobachtbar sind, impliziter 

Volatilitäten und Kredit-Spreads;  

(c) marktgestützte Inputfaktoren, die möglicher-

weise nicht direkt beobachtbar sind, aber auf be-

obachtbaren Marktdaten beruhen oder von die-

sen untermauert werden. 

Die Bewertungstechnik muss mit einem oder mehre-

ren der folgenden Ansätze in Einklang stehen: 

(a) dem marktbasierten Ansatz, bei dem Preise und 

andere maßgebliche Informationen genutzt wer-

den, die durch Markttransaktionen entstehen, an 

denen identische oder ähnliche Vermögens-

werte, Verbindlichkeiten oder Gruppen von Ver-

mögenswerten und Verbindlichkeiten beteiligt 

sind; 

(b) dem einkommensbasierten Ansatz, bei dem 

künftige Beträge, wie Zahlungsströme oder Auf-

wendungen und Erträge, in einen einzigen aktu-

ellen Betrag umgewandelt werden (z.B. Bar-

werttechniken, Optionspreismodelle und die Re-

sidualwertmethode); 

(c) dem kostenbasierten oder dem auf den aktuellen 

Wiederbeschaffungskosten basierenden Ansatz, 

der den Betrag widerspiegelt, der gegenwärtig 

erforderlich wäre, um die Dienstleistungskapazi-

tät eines Vermögenswerts zu ersetzen; 

Diese Zuordnung gemäß Art. 10 DVO wird von 

R+V zu Bewertungszwecken mit der Zuordnung ge-

mäß IFRS 13 identifiziert. 

Gemäß Art. 11 bis 15 und Kap. III DVO sind hier-

von die folgenden Bilanzpositionen explizit ausge-

nommen, da gesonderte Bewertungsvorgaben vorlie-

gen: 

- Geschäfts- und Firmenwert 

- Immaterielle Vermögenswerte 

- Anteile an verbundenen Unternehmen, einschl. Be-

teiligungen, sofern nach der Angepassten Equity-

Methode bewertet 

- Versicherungstechnische Rückstellungen einschl. 

der einforderbaren Beiträge aus Rückversiche-

rungsverträgen 

- Eventualverbindlichkeiten 

- Finanzielle Verbindlichkeiten 

- Latente Steuern 

Die alternativen Bewertungsmethoden folgen über-

wiegend dem einkommensbasierten Ansatz. Ausnah-

men sind bestimmte festgelegte Beteiligungen, die 

anhand des Ertragswertverfahrens nach IFRS 13 und 

IDW S1 bewertet werden. Hierfür werden zukünf-

tige Dividenden für in der Regel drei Jahre sowie für 

eine nachhaltige Phase geschätzt und nach deren 

Diskontierung ein Unternehmenswert ermittelt. 

Folgende Sachverhalte bewirken bei R+V auf Ein-

zeltitelebene immer eine eindeutige Zuordnung zu 

folgenden Level: 

Level 1: 

- Zum Stichtag unverändert übernommene Markt-

preise von aktiven Märkten, unabhängig davon, 

wie niedrig am Bewertungsstichtag das Transakti-

onsvolumen an diesem Handelsplatz tatsächlich ist 

- Kurse auf anderen Börsenplätzen als dem in SAP 

zugeordnetem „Stamm-Handelsplatz“ 

Level 2: 

- Kursmitteilung eines an der Börse gelisteten Pa-

piers direkt vom Emittenten (z.B. wegen geringer 

Emissionsgröße) 

- Zuordnung zu fiktiven Handelsplätzen bei Preisser-

viceagenturen  

- Kurs, der älter als 10 Tage ist 

- Berichtigungen ausschließlich anhand Marktpara-

metern wie Zinsstrukturkurve, Währung, Rating-

klasse usw. 

Level 3: 

- Bewertung anhand des Ertragswertverfahrens IDW 

S1 

- Verwendung des Net-Asset Values (NAV) 

- Überwiegende Verwendung von Schätzungen wie 

Wahrscheinlichkeiten usw. 

- Papiere, die sich in Liquidation befinden und wo 

keine aktuelle Kursermittlung mehr stattfindet 

- Verwendung des Anschaffungswertes oder des No-

minalwertes 
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Die nachfolgende Tabelle stellt die angewandten Be-

wertungshierarchien für die relevanten Bilanzpositi-

onen der im Überblick dar. 

       

SOLVENCY II-BEWERTUNGSHIERACHIE       

  Bewertungslevel 

  

Notierte 
Marktpreise 
auf aktiven 

Märkten 

 

Notierte Marktpreise 
ähnlicher Ver-  

mögenswerte und Ver-
bindl. 

 
nicht am Markt be-

obachtbare Bewertungs-  
parameter 

  Level 1  Level 2  Level 3 

Aktiva       

Immobilien (außer zur Eigennutzung)      X 

Anteile an verbundenen Unternehmen, einschließlich Beteiligungen    X  X 

Aktien  X     

Anleihen       

davon Staatsanleihen  X  X   

davon Unternehmensanleihen  X  X  X 

davon Strukturierte Schuldtitel  X  X  X 

davon Besicherte Wertpapiere    X  X 

Investmentfonds  X     

Derivate    X   

Sonstige Vermögenswerte    X  X 

Passiva       

Rentenzahlungsverpflichtungen      X 

Derivate    X   

Sonstige Verbindlichkeiten      X 

       

 

In einem regelmäßigen Prozess wird sichergestellt, 

dass die verwendeten Modelle zur Bewertung der 

Level 3-Positionen den regulatorischen Anforderun-

gen gemäß § 74 VAG genügen. Hierbei werden die 

Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung hin-

sichtlich Willkürfreiheit und Stetigkeit berücksich-

tigt. Weiterhin werden die zugrundeliegenden An-

nahmen und Inputparameter dokumentiert und regel-

mäßig validiert. Sollten sich Veränderungen der Be-

wertungsbasis, zum Beispiel bei inaktiven Märkten 

oder bei der Anpassung von Parametern ergeben ha-

ben, die eine andere Zuordnung erforderlich ma-

chen, werden entsprechende Umgliederungen vorge-

nommen. 

Neben den internen Validierungsmaßnahmen erfolgt 

ab dem Stichtag 31. Dezember 2017 gemäß § 35 (2) 

VAG eine regelmäßige Prüfung der Solvabilitäts-

übersicht und deren zugrundeliegenden Bewertungs-

ansatz durch den Abschlussprüfer. 

Im Folgenden werden sämtliche alternative Bewer-

tungsmethoden erläutert, die im Berichtszeitraum für 

die Bewertung der Vermögenswerte und Verbind-

lichkeiten Anwendung fanden: 

Immobilien 
Für Immobilien wird der Zeitwert anhand der zu er-

wartenden Mieteinnahmen, abzüglich der erwarteten 

Bewirtschaftungskosten, diskontiert auf den Stich-

tag, berechnet. Hierbei handelt es sich um eine kapi-

talwertorientierte Methode.  

Immobilien (außer zur Eigennutzung) werden mit-

tels eines normierten Bewertungsverfahrens auf Ba-

sis der Vorschriften der deutschen Wertermittlungs-

verordnung (WertV), der Werteermittlungsrichtli-

nien und des Baugesetzbuches ermittelt. Hiernach 

werden die Verkehrswerte der Immobilien zum Bei-

spiel mittels Vergleichswert- oder Ertragswertver-

fahren ermittelt. Die Wertermittlung erfolgt unter 

anderem auf Basis aktueller Marktberichte, veröf-

fentlichter Indizes sowie überregionaler Vergleichs-

preise. Wesentliche eingehende Bewertungsparame-

ter sind dabei der nachhaltige Rohertrag sowie der 
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zur Diskontierung über die wirtschaftliche Restnut-

zungsdauer der Gebäude verwendete Zinssatz. 

Anlagen im Bau werden mit den fortgeführten An-

schaffungskosten bilanziert, da die Buchwerte hier 

die besten Näherungswerte der Zeitwerte darstellen. 

Immobilien sind zu 100 % Level 3 zugeordnet 

Anteile an verbundenen Unternehmen, 
einschließlich Beteiligungen 
Für verbundene Unternehmen, bei denen es sich um 

ein Versicherungsunternehmen handelt, werden un-

ter Solvency II die anteiligen Überschüsse der Ak-

tiva über die Passiva der Solvabilitätsübersicht ange-

setzt (Angepasste Equity-Methode). 

Die übrigen Beteiligungen in Stufe 3 werden mit 

Hilfe des Ertragswertverfahrens ermittelt. Hierfür 

werden zukünftige Dividenden für in der Regel drei 

Jahre sowie für eine nachhaltige Phase geschätzt und 

nach deren Diskontierung ein Unternehmenswert er-

mittelt.  

Einige Immobilienbeteiligungen werden mit dem 

Net Asset-Value (Nettovermögenswert beziehungs-

weise NAV) bewertet. Das bedeutet, dass von den 

Vermögenswerten die Schulden abgezogen werden, 

der Zeitwert der Beteiligung ergibt sich anschlie-

ßend aus der Beteiligungsquote am ermittelten Net-

towert. 

In einigen nicht wesentlichen Fällen, in denen der 

beizulegende Zeitwert auch unter Verwendung einer 

Bewertungstechnik, die nicht auf Marktdaten basiert, 

nicht ermittelt werden kann, werden Beteiligungen 

mit ihren Anschaffungskosten als angemessenem 

Näherungswert bewertet. 

Anteile an verbundenen Unternehmen sind zu  

51,4 % Level 2 und zu 48,6 % Level 3 zugeordnet. 

Anleihen 
Die relative Gewichtung der verwendeten Bewer-

tungsmethoden erfolgt für die Hauptkategorie „An-

leihen“. 

Anleihen sind zu 57,5 % Level 1, zu 40,6 % Level 2 

und zu 1,9 % Level 3 zugeordnet  

Im Folgenden wird auf die einzelnen Unterkatego-

rien näher eingegangen. 

Unternehmensanleihen 

Wenn durch den Kurslieferanten auf Preise schlech-

terer Qualität zurückgegriffen wurde oder es sich um 

Börsenpapiere handelt für die der Handel ausgesetzt 

ist, erfolgt eine Umgliederung von Level 2 in Level 

3. 

Strukturierte Schuldtitel 

Strukturierte Produkte werden mittels anerkannter fi-

nanzmathematischer Methoden - insbesondere Bar-

wertmethoden, Discounted Cashflow Methoden so-

wie dem Libor Market Modell - ermittelt. Einge-

hende Bewertungsparameter sind hierbei die Geld-

markt-/Swapzinsstrukturkurve, emittenten- und risi-

koklassenspezifische Credit-Spreads, Volatilitäten 

und Korrelationen für CMS-Swapsätze. 

Sonstige Vermögenswerte / Sonstige 
Verbindlichkeiten 
Unter den „Sonstigen Vermögenswerten“ sind ver-

schiedene Bilanzpositionen zusammengefasst. Dies 

betrifft im Wesentlichen Forderungen (Handel, nicht 

Versicherung), Forderungen gegenüber Rückversi-

cherern sowie Forderungen gegenüber Versiche-

rungsnehmer und Versicherungsvermittler. Die Posi-

tion „Sonstigen Verbindlichkeiten“ umfasst Ver-

bindlichkeiten gegenüber Versicherungsnehmer und 

Versicherungsvermittler. Die zusammengefassten 

Bilanzpositionen der „Sonstigen Vermögenswerte“ 

und „Sonstigen Verbindlichkeiten“ werden in der 

Solvabilitätsübersicht gemäß IFRS grundsätzlich zu 

fortgeführten Anschaffungskosten beziehungsweise 

zum Restbuchwert oder zum Nominalwert angesetzt. 

Abweichungen zum IFRS-Wert begründen sich le-

diglich in ausweistechnischen Unterschieden. 

Rentenzahlungsverpflichtungen 
Die Berechnung nach den Anforderungen des IAS 

19 erfolgt durch externe Gutachten, wobei die Be-

rechnungen auf den biometrischen Grundwerten der 

Heubeck-Tafeln beruhen. Der Diskontierungszins-

satz ist gemäß IAS 19 auf Grundlage der Renditen 

bestimmt worden, die am Bilanzstichtag für erstran-

gige Industrieanleihen erzielt wurden. 
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D.5 Sonstige Angaben 

Nach aktueller Einschätzung liegen keine berichts-

pflichtigen sonstigen Informationen vor. 



A Geschäftstätigkeit und Ge-
schäftsergebnis 

 B Governance-System  C Risikoprofil  D Bewertung für  
Solvabilitätszwecke 

 E Kapitalmanagement 65 

          

        Eigenmittel  

 

 

E Kapitalmanagement 

E.1 Eigenmittel 

Kapitalmanagementstrategie 
Dem Zusammenspiel zwischen Kapital- und Risi-

komanagement kommt eine wichtige Funktion bei 

der Sicherstellung der Gesamtsolvabilität zu. Dar-

über hinaus erfordern die Volatilität der Soll- und 

Ist-Werte aufgrund der Verankerung des Markt-

wertprinzips in der Solvency II-Richtlinie sowie die 

Anforderung, dass der Risikokapitalbedarf jederzeit 

mit anrechnungsfähigen Eigenmitteln zu bedecken 

ist, einerseits eine kontinuierliche Beobachtung der 

Bedeckung und andererseits ein angemessenes, zu-

kunftsorientiertes Management der Eigenmittel. Im 

Rahmen des Kapitalmanagements sind mögliche 

Maßnahmen zu beurteilen, die einer Verbesserung 

oder Wiederherstellung der Eigenmittelausstattung 

unter Normalbedingungen sowie in Stresssituatio-

nen dienen können. 

Die vorausschauende Gegenüberstellung der Kapi-

talanforderungen und der verfügbaren Eigenmittel 

über den Planungshorizont findet im mittelfristigen 

Kapitalmanagementplan statt. 

Das Kapitalmanagement liegt – als wesentlicher 

Teil des Risikomanagements – in der Verantwor-

tung des Vorstands der CA. Ein zentraler Aspekt 

des Kapitalmanagementprozesses stellt die Erstel-

lung des mittelfristigen Kapitalmanagementplans 

dar. Die Aufgabe des Kapitalmanagementplans 

liegt darin, die jederzeitige Bedeckung der Kapital-

anforderungen der CA zu gewährleisten. Der mit-

telfristige Kapitalmanagementplan berücksichtigt 

insbesondere folgende Aspekte: 

- geplante Kapitalemissionen; 

- die Fälligkeit von Eigenmittelbestandteilen unter 

Einbeziehung sowohl der vertraglich vereinbarten 

Fälligkeit als auch einer vorzeitigen Rückzah-

lungs- oder Tilgungsmöglichkeit; 

- die Auswirkung einer Emission, Tilgung, Rück-

zahlung oder anderweitigen Veränderung der Be-

wertung von Eigenmittelbestandteilen auf die An-

rechnungsgrenzen zur Bedeckung von SCR und 

MCR (Tiering); 

- die Anwendung und die Implikationen der Aus-

schüttungsstrategie; 

- die Ergebnisse der im Rahmen des ORSA durch-

geführten Projektionen. 

Der Betrachtungshorizont des Kapitalmanagement-

plans entspricht analog dem Geschäftsplanungsho-

rizont der CA 3 Jahre. 

Der Kapitalmanagementplan berücksichtigt die Er-

gebnisse der im ORSA durchgeführten Projektio-

nen und stellt daraus die im Verlauf der Planungs-

periode resultierende Entwicklung der Bedeckung 

dar. Der Kapitalmanagementplan spiegelt somit die 

Wechselwirkung zwischen der Kapitalplanung und 

dem Risikoprofil des Unternehmens sowie die Ver-

zahnung der beiden Prozesse wider. 

Aufgrund der gesetzlich geforderten Verzahnung 

des Kapitalmanagementprozesses mit dem ORSA 

orientiert sich die Frequenz der Aktualisierung des 

Kapitalmanagementplans an der Frequenz des 

ORSA-Prozesses. Somit ist der Kapitalmanage-

mentplan einerseits jährlich infolge eines regulären 

ORSA und andererseits infolge eines ad-hoc ORSA 

zu aktualisieren. 

Im Berichtszeitraum gab es keine wesentlichen Än-

derungen im Hinblick auf die zugrunde gelegten 

Ziele, Annahmen und Maßnahmen der Kapitalma-

nagementstrategie. 
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Gesamteigenmittel 
Die Gesamteigenmittel setzen sich aus den Basisei-

genmitteln und den ergänzenden Eigenmitteln zu-

sammen. Basiseigenmittel sind der Überschuss der 

Vermögenswerte über die Verbindlichkeiten abzüg-

lich des Betrages der eigenen Aktien, nicht-anzuer-

kennender Beteiligungen an Finanz- und Kreditin-

stituten sowie vorhersehbarer Dividenden und Aus-

schüttungen.  

Ergänzende Eigenmittel sind solche, die nicht zu 

den Basiseigenmitteln zählen, und die zum Aus-

gleich von Verlusten eingefordert werden können, 

sofern die Aufsicht diese nach einer Kriterienprü-

fung genehmigt. Derzeit strebt die CA keine Ge-

nehmigung ergänzender Eigenmittel an. 

Gemäß § 91 VAG werden die gesamten Eigenmit-

tel je nach Ausprägung beziehungsweise Erfül-

lungsgrad der regulatorisch vorgegebenen Merk-

male in drei unterschiedliche Klassen, sogenannte 

„Tiers“, unterteilt. Die Einstufung erfolgt gemäß 

den nachfolgenden Mindestanforderungen: 

- Ständige Verfügbarkeit 

- Nachrangigkeit 

- Ausreichende Laufzeit 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, ob und inwieweit 

ein Eigenmittelbestandteil frei ist von Verpflichtun-

gen oder Anreizen zur Rückzahlung des Nominal-

betrags, obligatorischen festen Kosten und sonsti-

gen Belastungen. 

Zum Stichtag werden alle Basiseigenmittel der CA 

gemäß den oben genannten Kriterien als Tier 1 

klassifiziert.  

         

BASISEIGENMITTEL 

  Gesamt  Tier 1  Tier 2  Tier 3 

2017  in TEuro   in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Grundkapital (ohne Abzug eigener An-
teile)  4.529  4.529  0  0 

Auf Grundkapital entfallendes Emissions-
agio  18.293  18.293  0  0 

Überschussfonds  0  0  0  0 

Ausgleichsrücklage  119.716  119.716  0  0 

Nachrangige Verbindlichkeiten  0  0  0  0 

Betrag in Höhe des Werts der latenten 
Netto-Steueransprüche  0  0  0  0 

Basiseigenmittel nach Abzügen  142.538  142.538  0  0 

2016         

Grundkapital (ohne Abzug eigener An-
teile)  4.529  4.529  0  0 

Auf Grundkapital entfallendes Emissions-
agio  18.293  18.293  0  0 

Überschussfonds  0  0  0  0 

Ausgleichsrücklage  118.232  118.232  0  0 

Nachrangige Verbindlichkeiten  0  0  0  0 

Betrag in Höhe des Werts der latenten 
Netto-Steueransprüche  0  0  0  0 

Basiseigenmittel nach Abzügen  141.054  141.054  0  0 
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Die Basiseigenmittel der CA setzen sich zum Stich-

tag aus 4.529 TEuro Grundkapital, der Kapitalrück-

lage gemäß § 272 HGB – enthalten in der Position 

„Auf Grundkapital entfallendes Emissionsagio“ – in 

Höhe von 18.293 TEuro sowie der Ausgleichsrück-

lage in Höhe von 119.716 TEuro zusammen. Latente 

Netto-Steueransprüche liegen zum Stichtag nicht 

vor. 

Das Grundkapital wird als solches bezeichnet, sofern 

zum einen die Aktien direkt vom Unternehmen aus-

gegeben werden und zum anderen die Aktien, im 

Falle der Insolvenz, einen Anspruch des Inhabers 

auf das Restvermögen der Gesellschaft verkörpern. 

Das Grundkapital der CA ist voll eingezahlt und ein-

geteilt in 8.545 auf den Namen lautende Stückaktien. 

Gemäß Solvency II wird die Ausgleichsrücklage er-

mittelt, indem vom Überschuss der Aktiva über die 

Passiva die separat ausgewiesenen Basiseigenmittel, 

die vom Unternehmen gehaltenen eigenen Aktien, 

vorhersehbare Dividenden, Ausschüttungen und Ent-

gelte sowie Beteiligungen an Finanz- und Kreditin-

stituten abgezogen werden. 

       

AUSGLEICHSRÜCKLAGE       

  
HGB-Wert  Umbewertung  

Solvency II- 
Wert  

  in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Gewinnrücklage/Verlustrücklage  18.940  18.940  - 

Bilanzgewinn/Bilanzverlust  0  0  - 

Bewertungsunterschiede  -  100.776  - 

Anlagen  245.902  36.882  282.785 

Sonstige Vermögenswerte  71.522  -29.940  41.582 

Vt. Rückstellungen   255.861  126.846  129.015 

Überschussfonds / freie RfB  0  0  0 

Sonstige Verbindlichkeiten  19.802  -397  20.199 

Latente Steuerschulden nach Salidierung  0  -32.616  32.616 

Vorhersehbare Dividenden, 
Ausschüttungen und Entgelte  -  0  0 

Ausgleichsrücklage    119.716   

       

 

In der Ausgleichsrücklage sind die Bewertungsdif-

ferenzen beziehungsweise überschießenden Eigen-

mittelpositionen der HGB-Bilanz im Vergleich zur 

Bewertung nach Solvency II erfasst. Die Aus-

gleichsrücklage enthält zum Stichtag unter anderem 

die Gewinnrücklage nach HGB in Höhe von 

18.940 TEuro sowie Anpassungen durch Neube-

wertung der Kapitalanlagen (36.882 TEuro) und der 

versicherungstechnischen Rückstellungen 

(126.846 TEuro). Die Umbewertung der sonstigen 

Verbindlichkeiten beinhaltet ebenfalls die unter 

HGB zu bilanzierenden Schwankungsrückstellun-

gen (53.243 TEuro), welche unter Solvency II in 

der Ausgleichsrücklage als Eigenmittel angesetzt 

werden. Die Veränderung der sonstigen Vermö-

genswerte (-29.940 TEuro) umfasst im Wesentli-

chen die Umbewertung der Einforderbaren Beträge 

aus Rückversicherungsverträgen. Weiterhin liegen 

latente Steuerschulden nach Saldierung in Höhe 

von 397 TEuro vor, welche unter HGB nicht ange-

setzt werden. 

Im Vergleich zum Vorjahr hat sich der Wert der 

Ausgleichsrücklage um 1,3 % verändert. 

Anrechnungsfähige Eigenmittel 
Zur Bestimmung der anrechnungsfähigen Eigen-

mittel sind neben der Eigenmittelgüte zusätzlich 
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quantitative Anforderungen an die Zusammenset-

zung der zur Bedeckung heranzuziehenden Eigen-

mittel zu beachten. Dabei ist grundsätzlich zwi-

schen Anforderungen im Zusammenhang mit der 

Bedeckung des SCR und Anforderungen im Zu-

sammenhang mit der Bedeckung des MCR zu un-

terscheiden. Da zum Stichtag die Eigenmittelbe-

standteile vollständig als Tier 1-Eigenmittel klassi-

fiziert werden, kommen die quantitativen Anrech-

nungsgrenzen zur Bedeckung des SCR und MCR 

nicht zum Tragen. 

         

ANRECHNUNGSFÄHIGE EIGENMIT-
TEL         

  Gesamt  Tier 1  Tier 2  Tier 3 

2017  in TEuro   in TEuro   in TEuro   in TEuro  

Gesamtbetrag der für die Erfüllung der  
SCR anrechnungsfähigen Eigenmittel  142.537  142.537  0  0 

Gesamtbetrag der für die Erfüllung der  
MCR anrechnungsfähigen Eigenmittel  142.537  142.537  0  0 

2016         

Gesamtbetrag der für die Erfüllung der  
SCR anrechnungsfähigen Eigenmittel  141.054  141.054  0  0 

Gesamtbetrag der für die Erfüllung der  
MCR anrechnungsfähigen Eigenmittel  141.054  141.054  0  0 

         

 

Vergleich zum HGB-Eigenkapital 

Die Unterschiede zum HGB-Eigenkapital umfassen 

zum Stichtag im Wesentlichen die in der Aus-

gleichsrücklage enthaltenen Umbewertungen der 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten einschließ-

lich der latenten Netto-Steueransprüche 

(100.776 TEuro). Die Veränderungen der versiche-

rungstechnischen Rückstellungen beziehen sich auf 

Bewertungs- und Ansatzunterschiede zwischen 

HGB und Solvency II. Die Berechnung der Scha-

denrückstellungen für die Bereiche Nichtlebensver-

sicherung (außer Krankenversicherung) und Kran-

kenversicherung nAd Nichtlebensversicherung er-

folgt unter Solvency II nach den marktkonformen 

Prinzipien des besten Schätzwerts, die den Wert im 

Vergleich zu HGB reduzieren und sich in Höhe von 

92.626 TEuro positiv auf die Eigenmittel auswirken. 

Zusätzlich werden die Schwankungsrückstellungen 

gemäß HGB (53.243 TEuro) unter Solvency II als 

Eigenmittel angesetzt. Die Prämienrückstellung 

(17.710 TEuro) als Bilanzgröße für noch nicht ein-

getretene Verpflichtungen wirkt sich negativ auf die 

Eigenmittel unter Solvency II aus. Diese weist einen 

ähnlichen Charakter wie die Rückstellungen für Bei-

tragsüberträge und Drohverlustrückstellungen unter 

HGB auf. Unterschiede zur Bewertung unter HGB 

ergeben sich aufgrund des Ansatzverbots für nicht 

realisierte Gewinne unter HGB nach dem Realisati-

onsprinzip. Da für den Besten Schätzwert der versi-

cherungstechnischen Rückstellungen für die Berei-

che Lebensversicherung und Krankenversicherung 

nAd Lebensversicherung im Wesentlichen die De-

ckungsrückstellungen nach HGB angesetzt wird, 

führt die Umbewertung zu keiner signifikanten Ver-

ringerung der Eigenmittel. Weiterhin resultiert der 

Ansatz einer Risikomarge (9.589 TEuro) in einer zu-

sätzlichen Verpflichtung unter Solvency II. 

Insgesamt ergeben sich anrechnungsfähige Eigen-

mittel in Höhe von 142.537 TEuro. 
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E.2 Solvenzkapitalanforderung und 

Mindestkapitalanforderung 

Der Solvenzkapitalbedarf (SCR) wird im Standard-

modell unter dem Grundsatz der Unternehmensfort-

führung so ermittelt, dass alle quantifizierbaren Risi-

ken, denen ein Versicherungsunternehmen ausge-

setzt ist, berücksichtigt werden. Er wird als Value at 

Risk (VaR) zu einem Konfidenzniveau von 99,5% 

über einen Zeitraum von einem Jahr berechnet. 

Grundsätzlich folgt die Berechnung des SCR einem 

modularen Aufbau. In dieser Struktur werden Risi-

ken, die einen ähnlichen Ursprung aufweisen, zu so-

genannten Risikomodulen zusammengefasst, wobei 

bei der CA folgende Risiken berücksichtigt werden: 

- Nichtlebensversicherungstechnisches Risiko 

- Krankenversicherungstechnisches Risiko 

- Lebensversicherungstechnisches Risiko 

- Marktrisiko 

- Gegenparteiausfallrisiko 

- Operationelles Risiko 

Die jeweiligen Risikomodule setzen sich zusätzlich 

aus verschiedenen Subrisikomodulen zusammen. 

Für diese werden die jeweiligen Kapitalanforderun-

gen bestimmt und anschließend zum SCR der über-

geordneten Risikokategorie aggregiert. Gemäß die-

sem Aufbau werden die einzelnen Risikokategorien 

zur sogenannten Basissolvenzkapitalanforderung 

(Basis-SCR) aggregiert. Um anschließend das Ge-

samt SCR zu ermitteln, wird einerseits die Kapital-

anforderung für operationelle Risiken zum Basis-

SCR hinzugerechnet und anderseits wird der Ein-

fluss risikomindernder Effekte (Verlustausgleichsfä-

higkeit der latenten Steuern) berücksichtigt. 

Für die aktuelle Berechnung der Solvenzkapitalan-

forderungen werden, außer für das Gegenparteiaus-

fallrisiko, keine vereinfachten Berechnungen ver-

wendet. Im Gegenparteiausfallrisiko wird zwischen 

4.529

18.293

18.940 41.762

36.882

92.626

43.412

119.716
142.537

29.940

9.589

32.616

0

20.000

40.000

60.000

80.000

100.000

120.000

140.000

160.000

180.000

200.000

Überleitung HGB-Eigenkapital zu Solvency II-Eigenmittel



70 Solvenzkapitalanforderung und Mindestkapitalanforderung 

 

 

zwei Typen unterschieden: Derivate, Sichteinlagen 

und Rückversicherungsverträge werden in einem ra-

tingbasierten Ansatz als Typ-1-Exponierungen be-

handelt, für Hypothekendarlehen und Außenstände 

wird als Typ-2-Exponierungen eine vereinfachte Be-

rechnung verwendet. Die jeweiligen Risikobeiträge 

werden mit einem Varianz-Kovarianz-Ansatz zum 

SCR des Moduls aggregiert. 

Für die aktuelle Berechnung der Solvenzkapitalan-

forderungen werden keine unternehmensspezifi-

schen Parameter angewendet. 

Die Basissolvenzkapitalanforderung (nBSCR) be-

trägt zum Stichtag 75.330 TEuro. Die Ermittlung er-

folgt durch Aggregation der Risikomodule mittels 

einer Wurzelformel sowie einer vorgegebenen Kor-

relationsmatrix, welche die Abhängigkeiten der Risi-

komodule berücksichtigt. Der daraus entstehende 

Diversifikationseffekt beträgt -24.677 TEuro. Das 

SCR der CA setzt sich aus dem nBSCR und dem 

operationellen Risiko (OpRisk) in Höhe von 

5.246 TEuro zusammen, abzüglich der Risikominde-

rung durch latente Steuern in Höhe von 

25.415 TEuro und beträgt somit 55.161 TEuro. Das 

MCR liegt bei 20.626 TEuro, dies entspricht 30 % 

des SCR-Wertes. Die Aufteilung des SCR auf die 

einzelnen Risikokategorien kann der folgenden Ta-

belle entnommen werden: 

   

SCR / MCR 

  IST 2017 

  in TEuro  

Marktrisiko  31.392 

Gegenparteiausfallrisiko  909 

Lebensversicherungstechnisches Risiko  23 

Krankenversicherungstechnisches Risiko  8.710 

Nichtlebensversicherungstechnisches Risiko  58.973 

Diversifikation  -24.677 

Risiko immaterielle Vermögenswerte  0 

Basissolvenzkapitalanforderung  75.330 

Operationelles Risiko  5.246 

Verlustausgleichsfähigkeit der versicherungs- 
technischen Rückstellungen  0 

Verlustausgleichsfähigkeit der latenten Steuern  -25.415 

Solvenzkapitalanforderung  55.161 

Mindestkapitalanforderung  20.626 

   

 

Das Nichtlebensversicherungstechnische Risiko 

nimmt mit 58.973 TEuro die größte Risikoposition 

der CA ein, gefolgt vom Marktrisiko mit 

31.392 TEuro und dem Krankenversicherungstech-

nischen Risiko von 8.710 TEuro. 

Zum Stichtag liegen ausreichende Eigenmittel zur 

Bedeckung des Risikokapitals des Unternehmens 

vor. Die aufsichtsrechtliche Bedeckungsquote des 

SCR liegt bei 258 %, die des MCR bei 691 %. Die 

sehr gute Bedeckungsquote wird dabei auch ohne 

Anwendung der genehmigungspflichtigen Instru-

mente der Übergangsmaßnahmen und der Volatili-

tätsanpassung erreicht. 

Aufgrund aufsichtsrechtlicher Anforderungen gemäß 

DVO Artikel 297 Abs. 2 a sind wir zu folgender 

Aussage verpflichtet: Der endgültige Betrag der Sol-

venzkapitalanforderung unterliegt noch der aufsicht-

lichen Prüfung.  

 

 



A Geschäftstätigkeit und Ge-
schäftsergebnis 

 B Governance-System  C Risikoprofil  D Bewertung für  
Solvabilitätszwecke 

 E Kapitalmanagement 71 

          

        Verwendung des 
durationsbasierten Untermoduls 
Aktienrisiko bei der Berechnung 
der Solvenzkapitalanforderung 

 

 

 

E.3 Verwendung des 

durationsbasierten Untermoduls 

Aktienrisiko bei der Berechnung der 

Solvenzkapitalanforderung 

Die Durationsmethode für das Aktienrisiko wird bei 

der Berechnung der Solvenzkapitalanforderung nicht 

angewendet. 

E.4 Unterschiede zwischen der 

Standardformel und etwa verwendeten 

internen Modellen 

Ein internes Modell kommt bei der CA nicht zur An-

wendung. 

E.5 Nichteinhaltung der 

Mindestkapitalanforderung und 

Nichteinhaltung der 

Solvenzkapitalanforderung 

Zum Bilanzstichtag und während des Berichtszeit-

raumes lag stets eine ausreichende Bedeckung des 

SCR sowie MCR vor. Gegenwärtig sind keine Risi-

ken bekannt, die zu einer Nichteinhaltung der Sol-

venzkapitalanforderung oder Mindestkapitalanforde-

rung führen. 

E.6 Sonstige Angaben 

Nach derzeitiger Einschätzung liegen keine berichts-

pflichtigen sonstigen Informationen vor. 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS (I/III) 

       

A.o. Abschreibun-
gen  

Außerordentliche Abschreibungen   bzw.  beziehungsweise 

ABS  Asset-Backed-Securities  CA  Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesell-
schaft 

Abs.  Absatz  ca.  circa 

abzgl.  abzüglich  CAA  Commissariat aux Assurances 

AG  Aktiengesellschaft  CDL  Condor-Dienstleistungs GmbH 

AktG  Aktiengesetz  CL  Condor Lebensversicherungs-Aktiengesellschaft 

ALV  Arbeitslosigkeitzusatzversicherung  CMS  Constant Maturity Swaps 

ALM  Asset-Liability-Management   CRA  Credit Rating Agency 

Art.  Artikel  CVA  Credit Valuation Adjustment 

AU  Arbeitsunfähigkeitsversicherung  DAV  Deutsche Aktuarvereinigung e.V. 

AUZ  Aktuarieller Unternehmenszins  DB  Direktionsbetrieb 

AWV  Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwal-
tung  

 DBO  Defined Benefit Obligation 

ATZ  Altersteilzeit   DeckRV  Deckungsrückstellungsverordnung 

BaFin  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  DIIR  Deutsches Institut für Interne Revision 

BÄK  Bundesärztekammer  DQ  Data Quality 

bAV  betriebliche Altersvorsorge   DVO  Durchführungsverordnung 

BCM  Business Continuity Management  DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank  

BKA  Bundeskriminalamt  e.V.  eingetragener Verein 

BKK  Betriebskrankenkasse  EDV  Elektronische Datenverarbeitung 

bKV  betriebliche Krankenversicherung  EFSF  Europäischer Finanzstabilisierungsmechanismus 

BLU  Bestandssystem Leben Unfall  EG  Europäische Gemeinschaft 

BoS  Board of Supervisors  Einford.  Einforderbar 

BP  Basispunkte  EIOPA  European Insurance and Occupational Pensions 
Authority 

BSCR  Basis SCR  Erfa  Erfahrungsaustausch 

BSM  Branchensimulationsmodell  ESM  Europäischer Stabilisierungsmechanismus 

bspw.  beispielsweise  etc.  et cetera 

BU  Berufsunfähigkeitsversicherung  EU  Europäische Union 

BUC  Berufsunfähigkeitsversicherung Chemie   EUR  Euro 

BUZ  Berufsunfähigkeitszusatzversicherung  EVT  Ertragsschadenversicherung Tier 

bzgl.  bezüglich  EWU  Europäische Währungsunion 

       

                             



        Abkürzungsverzeichnis 73 

          
          

 

 

       

ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS (II/III) 

       

EZB  Europäische Zentralbank  KV  Krankenversicherung 

FD  Filialdirektion  KWG  Kreditwesengesetz 

FLV  Fondsgebundene Lebensversicherung   LA  Lenkungsausschuss 

Fondsgeb.  Fondsgebunden  LAZ  Lebensarbeitszeit  

FRV  Fondsgebundene Rentenversicherung  lfd.  laufend 

GA  Generalagentur  LSA  Loi du 7 decembre 2015 sur le secteur des as-
surances 

GAAP  Generally Accepted Accounting Principles   LV  Lebensversicherung 

GDV  Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e.V. 

 LVRG  Lebensversicherungsreformgesetz 

ggf.  gegebenenfalls  MARS  Maklerabrechnungssystem 

GKV  Gesetzliche Krankenversicherung  MCR  Minimum Capital Requirement (Mindestkapital-
anforderung) 

GmbH  Gesellschaft mit beschränkter Haftung  Mgm.  Management 

GOÄ  Gebührenordnung für Ärzte  nAd  nach Art der 

GPAR  Gegenparteiausfallrisiko  NAV  NetAsset Value 

grds.  grundsätzlich  NPP  Neue-Produkte-Prozess  

GWG  Geldwäschegesetz  Nr.  Nummer 

HGB  Handelsgesetzbuch  o.ä.  oder ähnliches 

HRB  Handelsregister Abteilung B  OpRisk  Operationelles Risiko 

HUR  Haftpflicht-Unfallrenten  OEDIV  Oetker Daten- und Informationsverarbeitung KG  

HZV  Haftpflicht-Zusatzversicherung   ORSA  Own Risk and Solvency Assessment 

i.R.  in Ruhestand  OTC  Over-the-counter 

IAS  International Accounting Standards  pAV  private Altersvorsorge 

IDD  Insurance Distribution Directive  PG  Patentgesetz 

IDW  Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V.  PKV  Private Krankenversicherung 

IFRS  International Financial Reporting Standards  PUMA  Portale und mobiler Arbeitsplatz 

IIA  Institute of Internal Auditors  PSG  Pflegestärkungsgesetz 

IKS  Internes Kontrollsystem   QPPM  Quasi Peak Programme Meter  

IRKS  Integrierte Risiko- und Kapitalsteuerung   QRT  Quantitative Reporting Templates 

ISRK  Interne Schadenregulierungskosten  OSN  Overall Solvency Needs 

KV  Krankenversicherung  R+V  Hier: R+V Versicherung AG Versicherungs-
gruppe 

KoSt  Koordinierungsstelle  R4/2011  BaFin Rundschreiben 4/2011 
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS (III/III) 

       

RechVersV  Verordnung über die Rechnungslegung von Ver-
sicherungsunternehmen  

 u.a.  unter anderem  

Reg. CAA  Règlement du Commissariat aux Assurances N° 
15/03 vom 7. Dez. 2015 

 Überschussf.  Überschussfonds 

RfB  Rückstellung für Beitragsrückerstattung  UBR  Unfallversicherungsgeschäft mit Beitragsrückge-
währ 

RMF  Risikomanagementfunktion   üG  übernommenes Rückversicherungsgeschäft 

RSR  Regular Supervisory Report  UFR  Ultimate Forward Rate  

RV  Rückversicherung  U-Kasse  Unterstützungskasse 

RVA  R+V Allgemeine Versicherung AG  USA  Vereinigte Staaten von Amerika 

RVK  R+V Krankenversicherung AG  USD  US-Dollar 

RVL  R+V Lebensversicherung AG  usw.  und so weiter 

RVLux  R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A.  UZV  Unfallzusatzversicherung  

RVV  R+V Versicherung AG  VAG  Versicherungsaufsichtsgesetz 

RZ  Rechenzentrum  VAG a.F.  Versicherungsaufsichtsgesetz alte Fassung 

RZV  Risikozusatzversicherung  VaR  Valuie at Risk  

S.A.  Société Anonyme  Verbindl.   Verbindlichkeiten 

S&P  Standard and Poor's  VMF  Versicherungsmathematische Funktion  

saG  selbst abgeschlossenes Versicherungsgeschäft  VT  Versicherungstechnik 

SAP FS-CD   SAP Financial Services Collections and Dis-
bursements 

 Vt.  Versicherungstechnisch 

SAP FS-ICM  SAP Financial Services Incentive and Commis-
sion Management  

 VTV  Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft Versi-
cherungsverein auf Gegenseitigkeit 

SATEC  Nationalen Institut für Statistik und Wirtschafts-

studien des Großherzogtums Luxemburg 

  Bereich Konzern-Revision der R+V 

SCR  Solvency Capital Requirement (Solvenzkapital-
anforderung) 

 VVaG  Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 

SFCR  Solvency and Financial Condition Report  VVG  Versicherungsvertragsgesetz 

SII  Solvency II  VVS  Vertriebsverwaltungssystem 

sog.  sogenannte  WertV  Wertermittlungsverordnung 

SPV  Soziale Pflegeversicherung  z.B.  zum Beispiel  

SRK  Schadenregulierungskosten  ZÜB  Zukünftige Überschussbeteiligung 

SV  Schadenversicherung  ZÜRS   Zonierungssystem für Überschwemmung, Rück-
stau und Starkregen  

SVG  Selbstverwaltungsgesetz     

SWOT  Strenght-Weaknesses-Opportunites-Threats     

TEuro  Tausend Euro     

TV  Television     

       

 

 


